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VORWORT

Seit über 40 Jahren werden die besonderen Schutz- und Er-
holungsfunktionen der Wälder erfasst und geplant. Die in 
Deutschland verankerte multifunktionale Forstwirtschaft gilt 
als vorbildlich und findet auch international Anerkennung. Die 
Integration verschiedener über den engeren Forstbetrieb hi-
nausgehender Ziele gewinnt zunehmend an Bedeutung. Ihre 
Erfassung, Bewertung und Gewichtung mit einer daraus ab-
geleiteten Gesamtplanung ist eine große Herausforderung. 
Große Dynamik entfalten externe Faktoren, die auf die Zielset-
zungen, die Rahmenbedingungen und die konkrete Betriebs- 
planung einwirken. Der Klimawandel verändert die Stand-
ortfaktoren und damit ggf. die möglichen Leistungen und 
Wirkungen des Waldes. Neben Forderungen von Nicht-Re-
gierungs-Organisationen und anderen privaten Gruppen er-
heben auch viele überbetriebliche öffentliche Fachplanungen 
Ansprüche an die Zusammensetzung und Entwicklung der 
Wälder, sodass die Schnittstellen zwischen betrieblichen, au-
ßerbetrieblichen und öffentlichen Zielen in der Zahl und Di-
mension zunehmen. Hierbei müssen nicht zwangsläufig Kon-
kurrenzen entstehen. Es ergeben sich auch ergänzende Ziele 
mit Synergieeffekten, die es zu beschreiben gilt. 
Insbesondere die Rahmenbedingungen, die sich aus der Um-
setzung europäischen Rechts wie bspw. der FFH- oder Vo-
gelschutzrichtlinie ergeben, machen es erforderlich, dass in 
einer föderalen Struktur wie in Deutschland die Bundesländer 
sich darüber austauschen, welche der jeweiligen Funktionen 
wie erfasst, beschrieben und bewertet werden. Zunehmend 
wichtiger wird hierbei auch, ausgehend von der Funktion im 
Sinne einer Aufgabe, ihre tatsächliche Wirkung zu beurteilen. 
Darauf aufbauend kann dann auch die Frage der jeweiligen 
Leistung, die ein Forstbetrieb neben der Holzproduktion er-
bringt, bewertet werden. Auch eine Differenzierung zwischen 
Leistungen, die unter die allgemeine Sozialpflichtigkeit fallen, 
und Leistungen, die zusätzlich zu erbringen sind oder angebo-
ten werden, fällt mithilfe der Waldfunktionenkartierung leich-
ter. Jede Form einer einheitlichen Vorgehensweise bei der 
Erfassung der Grundlagen und einer Gesamtschau erleichtert 

auch den politischen Diskurs um die Leistungen des Waldes 
und der Waldbesitzenden. Sie bietet damit die Möglichkeit, 
abstrakt und schwer greifbare Sachverhalte anhand konkret 
festgelegter Standards zu diskutieren und darauf aufbauend 
Entscheidungen zu treffen. 
Mit der nun vorliegenden Ausarbeitung in der vierten Aufla-
ge – die erstmalig in digitaler Form herausgegeben wird und 
damit schneller und weiter gestreut werden kann – liegt ein 
neues und für viele Jahre Bestand habendes Standardwerk 
vor. Sie erleichtert die Arbeit der zuständigen Stellen für 
Waldinventur und Planung. Aber auch die alltägliche Arbeit 
der Forstbehörden und Waldbesitzenden bei der Befassung 
mit anderen Fachplanungen und Ansprüchen wird einfacher. 
Hierbei ist die Nutzung geographischer Informationssysteme 
zum Standard geworden, der ein wesentlich effizienteres Vor-
gehen ermöglicht. Dies gilt für den eigentlichen Erfassungs- 
und Planungsprozess als auch für den Austausch von Daten 
zwischen verschiedenen Fachverwaltungen. Somit ist auch 
die fortlaufende Verfahrens- und Methodenentwicklung integ-
raler Bestandteil der Waldfunktionenkartierung.
Der Arbeitsgruppe „Waldfunktionenkartierung“ mit den Kol-
leginnen und Kollegen aus den Bundesländern hat die viel-
fältigen neuen Rahmenbedingungen aufgegriffen. In sehr 
intensiver Arbeit und mitunter erheblicher beruflicher Mehr-
fachbelastung wurde das bestehende Werk fortgeschrieben 
und ergänzt. Dem Team sei an dieser Stelle seitens der Ar-
beitsgemeinschaft Forsteinrichtung – insbesondere aber 
auch im Namen alle künftigen Nutzerinnen und Nutzer des 
Leitfadens – ganz herzlich gedankt.

Arbeitsgemeinschaft Forsteinrichtung

Dr. Harald Egidi
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Wälder erfüllen nach § 1 Bundeswaldgesetz (BWaldG)1 sowohl 
eine Nutzfunktion als auch Schutz- und Erholungsfunktionen. 
Die Funktionen haben gleichrangige Bedeutung und sind im 
Rahmen einer ordnungsgemäßen Waldbewirtschaftung zu er-
halten. Grundlage für die Berücksichtigung der Schutz- und Er-
holungsfunktion der Wälder im forstlichen Planen und Handeln 
ist die Waldfunktionenkartierung (WFK), deren Durchführung in 
einigen Landeswaldgesetzen verbindlich vorgeschrieben ist (z. B. 
Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen). 

Die Waldfunktionenkartierung erfasst alle Schutz- und Er- 
holungsfunktionen unabhängig davon, ob sich Synergien oder 
Zielkonflikte daraus ergeben. Einen Überblick der Definitio-
nen von Schutz- und Erholungsfunktionen wird in Tabelle 1 
dargestellt. Die Nutzfunktion wird in der Waldfunktionen-
kartierung i. d. R. nicht erfasst und dargestellt. In Einzelfäl-
len sind zwischen Funktionen Konflikte möglich, die in der 
Betriebsplanung (Forsteinrichtung) und Bewirtschaftung vor 
Ort berücksichtigt und gelöst werden sollen. Die Waldfunkti-
onenkartierung leistet somit einen Beitrag, um den verschie-
denen Ansprüchen an den Wald gerecht zu werden und eine 
angemessene Berücksichtigung der einzelnen Funktionen 
zu erreichen. Zur Ermittlung und dem Monitoring der Nach-
haltigkeit in der Waldbewirtschaftung ist es allerdings nicht 
ausreichend, sich eine ausgewogene Ausweisung der einzel-
nen Waldfunktionen als Ziel zu setzen. Die Dimensionen der 
Nachhaltigkeit und die Waldfunktionen sind nach Volz (2014) 
nicht gleichsetzbar. Daher ist eine gesonderte Betrachtung 
der Nachhaltigkeitsdimensionen – über die Waldfunktionen 
hinaus – bei der Waldbewirtschaftung erforderlich. 

Die Waldfunktionenkartierung ist ein wichtiges Element bei 
der Bewirtschaftung von Wäldern Sie kann im Rahmen der 
Betriebsplanung Hinweise für Priorisierungen aufzeigen und 
für Fördermaßnahmen eine Grundlage darstellen. 

Für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sowie zentra-
le forstliche Beiträge zur Landes-, Regional-, und Landschafts-
planung und für die Umweltverträglichkeitsprüfung dient die 
Waldfunktionenkartierung als Grundlage und Entscheidungshil-

fe. Außerdem liefert sie wichtige Informationen für andere Insti-
tutionen der Landschaftsplanung außerhalb von Wald.

Mit dem Leitfaden soll die Voraussetzung geschaffen werden, 
dass die Erfassung der Waldfunktionen in allen Bundeslän-
dern für alle Waldbesitzarten nach einheitlichen Grundsätzen 
und Maßstäben durchgeführt und in Karten und Text darge-
stellt werden kann. 

Aufgrund der Veränderlichkeit der Waldfunktionen als auch 
der gesellschaftlichen Anforderungen an den Wald ist eine re-
gelmäßige Überprüfung und ggf. Anpassung der Waldfunktio-
nenkarten bzw. deren Erfassungsmethodik notwendig.

1.1	� Entwicklung der Leitfäden zur Wald-
funktionenkartierung

1974 wurde erstmals von einer bundesweiten Arbeitsgruppe 
ein Leitfaden zur Waldfunktionenkartierung veröffentlicht, um 
die Schutz- und Erholungsfunktionen der Wälder angemessen 
zu berücksichtigen. Angesichts sich stetig verändernder Um-
weltbedingungen und gesellschaftlicher Anforderungen an die 
Waldbewirtschaftung ändern sich auch die Ansprüche an die 
Funktionen der Wälder und somit an die Waldfunktionenkartie-
rung. Der Leitfaden wurde daher in den Jahren 1982 und 2003 
überarbeitet und neu aufgelegt. 

Zwischen den ersten zwei Auflagen gibt es nur wenige inhaltli-
che Veränderungen. Dabei handelt es sich um die Einarbeitung 
neuer Gesetzesfassungen sowie Änderungen bezüglich der Er-
fassungsmethodik von Immissionsschutzwäldern. 

Die 3. Auflage (2003) umfasst grundsätzliche Änderungen. Da-
bei wurden weitere Waldfunktionen aufgenommen (z. B. Kul-
turdenkmale, Forschung, Lärmschutzwald) sowie methodische 
und inhaltliche Überarbeitungen an bestehenden Kapiteln 
vorgenommen. Die Änderungen spiegeln dabei sowohl wis-
senschaftlich weiterentwickelte Erkenntnisse wider als auch 
Veränderungen der Rahmenbedingungen, wie gesellschaft-
liche Ansprüche oder nationale und internationale Vorgaben  
(z. B. Naturschutzrecht, Immissionsschutzrecht). 

Bei der vorliegenden Überarbeitung, der 4. Auflage des Leitfa-
dens, wurden vor allem in Bezug auf die Erfassungsmethodik 
von Immissionsschutzwald und Erholungswald neue methodi-
sche Ansätze erarbeitet. Außerdem wurden veränderte Rah-
menbedingungen, insbesondere der Einfluss des Klimawan-
dels auf Wälder, berücksichtigt (siehe Kap. 6). 

1	 ZIEL UND AUFGABEN DES LEITFADENS

1 BWaldG 
§ 1 Zweck dieses Gesetzes ist insbesondere, 
1.	� den Wald wegen seines wirtschaftlichen Nutzens (Nutzfunktion) und 

wegen seiner Bedeutung für die Umwelt, insbesondere für die dauerhafte 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, das Klima, den Wasserhaushalt, 
die Reinhaltung der Luft, die Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbild, die 
Agrar- und Infrastruktur und die Erholung der Bevölkerung (Schutz- und 
Erholungsfunktion) zu erhalten, erforderlichenfalls zu mehren und seine 
ordnungsgemäße Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern, 

2.	 die Forstwirtschaft zu fördern und 
3.	�  einen Ausgleich zwischen dem Interesse der Allgemeinheit und den 

Belangen der Waldbesitzer herbeizuführen.



10
11

Funktion Definition

Wasserschutzwald

Wasserschutzwald sichert und verbessert die Qualität des Grundwassers sowie stehender und fließender Gewäs-
ser, die Stetigkeit der Wasserspende und vermindert die Gefahr des Entstehens von Hochwasser und Hochwas-
serschäden. Zum Wasserschutzwald gehört auch Wald mit besonderer gewässerökologischer Bedeutung. Es wird 
unterschieden zwischen Flächen mit gesetzlicher Rechtsbindung und solche ohne gesetzliche Rechtsbindung.

Bodenschutzwald
Bodenschutzwald schützt gefährdete Standorte sowie benachbarte Flächen vor den Auswirkungen von Wasser- 
und Winderosion, Rutschungen und Steinschlag, Aushagerung und Humusabbau.

Lawinenschutzwald

Lawinenschutzwald vermindert die Gefahr von Lawinenanrissen und schützt damit Siedlungen, Verkehrswe-
ge und andere Objekte sowie Erholungsgebiete und tiefer gelegene Wälder. Er hemmt das Schneekriechen 
und Schneegleiten. Zum Lawinenschutzwald gehören auch die bestockten Bereiche in Lawinengassen und 
Lawinenauslaufzonen.

Küstenschutzwald
Küstenschutzwald schützt den unmittelbaren Küstenbereich vor den Auswirkungen von Wasser- und Winderosion, 
Bodenrutschungen, Bodenverwehungen, Aushagerung oder Salzeintrag. Er verbessert das Mikroklima und 
vermindert im Hinterland Schäden auf landwirtschaftlichen Flächen und in den Siedlungsbereichen.

Lokaler  
Klimaschutzwald

Wald mit lokaler Klimaschutzfunktion schützt Siedlungen, Kur-, Heil- und Freizeiteinrichtungen sowie Erho-
lungsbereiche, landwirtschaftliche Nutzflächen und Sonderkulturen vor Kaltluftschäden, nachteiligen Windein-
wirkungen, schafft Ausgleich von Temperatur- und Luftfeuchtigkeitsextremen. 

Regionaler  
Klimaschutzwald

Wald mit regionaler Klimaschutzfunktion schützt und verbessert das Klima in Verdichtungsräumen durch 
Luftaustausch.

Lokaler  
Immissionsschutzwald

Lokaler Immissionsschutzwald ist definiert durch seine Lage zwischen Emittenten und einem zu schützenden 
Bereich. Wald mit Immissionsschutzfunktion mindert schädliche oder belastende Einwirkungen, besonders durch 
Stäube, Aerosole und Gase. Er schützt damit Wohn-, Arbeits- und Erholungsbereiche, land- und forstwirtschaftli-
che Flächen sowie andere schutzbedürftige Objekte vor nachteiligen Wirkungen dieser Immissionen.

Regionaler  
Immissionsschutzwald

Regionaler Immissionsschutzwald ist gekennzeichnet durch seine Lage in belasteten Gebieten mit Immissi-
onen, die sich keinem konkreten Emittenten zuordnen lassen und für die menschliche Gesundheit geltende 
Grenzwerte überschreiten. Von Bedeutung sind Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, Feinstaub und Ozon. Wald mit 
Immissionsschutzfunktion mindert schädliche oder belastende Einwirkungen, besonders durch Stäube, Aero-
sole und Gase. Er schützt damit Wohn-, Arbeits- und Erholungsbereiche, land- und forstwirtschaftliche Flächen 
sowie andere schutzbedürftige Objekte vor nachteiligen Wirkungen dieser Immissionen.

Lärmschutzwald

Wald, der dem Lärmschutz dient, soll negativ empfundene Geräusche von Wohn-, Arbeits- und Erholungsbe-
reichen durch Absenkung des Schalldruckpegels dämpfen oder fernhalten. Neben dieser messbaren Schall-
minderung besitzen auch schmale Waldstreifen aufgrund der optischen Abschirmung der Lärmquelle eine 
subjektiv empfundene Dämmwirkung für die Betroffenen.

Sichtschutzwald
Sichtschutzwald hat die Funktion, Objekte, die das Landschaftsbild nachhaltig und empfindlich stören, weitge-
hend zu verdecken oder vor unerwünschten Einblicken zu schützen und die ästhetische Wirkung der Land-
schaft zu verbessern. 

Wald mit besonderer  
Funktion für den  
Naturschutz

Waldflächen mit besonderer Funktion für den Naturschutz dienen dem Schutz schützenswerter Lebensräume, 
Arten und Prozesse. Waldflächen mit besonderer Funktion für den Landschaftsschutz dienen v.a. dem Schutz 
der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, der nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgü-
ter und dem Erhalt von Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft. 
Es wird unterschieden zwischen Flächen mit und solchen ohne gesetzliche Rechtsbindung.

Wald mit besonderer 
Funktion für die Kultur

Kulturhistorisch bedeutsame Objekte umfassen Bau- und Bodendenkmäler (= Einzelobjekte) sowie Denk-
malensembles, soweit sie nach Denkmalschutzrecht geschützt sind. Zu den Baudenkmälern zählen z. B. 
Befestigungsanlagen, Steinkreuze und Kirchen. Bodendenkmäler sind bewegliche oder unbewegliche Sachen, 
bei denen es sich um Zeugnisse, Überreste oder Spuren menschlicher Kultur oder Fossilien handelt, die im 
Boden verborgen sind oder waren (z. B. Grabhügel, Wallstätten, Wüstungen und Landwehren, paläontologische 
Objekte). Ensembles sind funktional zusammengehörende, beieinander liegende Denkmäler, die als Verbund 
und mit den dazwischen liegenden (Wald-)Flächen geschützt sind (z. B. Burganlagen), oder aber auch die dem 
Denkmalschutz unterliegenden Parkanlagen und Arboreten. Es gibt kein Bundesdenkmalschutzgesetz. Die 
Länder sind in der Ausgestaltung des Denkmalschutzrechtes im Rahmen der bestehenden internationalen 
Abkommen und Vorschriften frei. Dies führt zwangsläufig zu unterschiedlichen Bestimmungen und voneinan-
der abweichenden Begrifflichkeiten (z. B. Denkmalschutzgebiete, Grabungsgebiete, archäologische Reservate, 
archäologische Schutzgebiete).

Wald mit besonderer Funk-
tion für Genressourcen

Diese Waldflächen dienen der Gewinnung von forstlichem Vermehrungsgut zur Förderung der Forstwirtschaft 
sowie der Erhaltung und Nutzung der genetischen Vielfalt der in den Wäldern vorkommenden Baum- und 
Straucharten. 
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1.2	 Waldfunktionen und Ökosystemleistungen

Das Konzept der Ökosystemleistungen wird von Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern unterschiedlichster Fachdiszip-
linen untersucht, weswegen es u. a. eine Vielzahl an Begriffs-
verständnissen gibt (u. a. GRUNEWALD & BASTIAN, 2013). 
Eine sehr verbreitete Definition für Ökosystemleistungen ist die 
des Millennium Ecosystem Assessments (MEA) (2005)2. Darin 
werden Ökosystemleistungen als Leistungen definiert, die von 
Ökosystemen (bzw. deren Funktionen) erbracht werden und von 
denen die Menschen direkten oder indirekten Nutzen ziehen 
und die damit dem menschlichen Wohlergehen dienen (CONS-
TANZA et al., 1997; MEA, 2005; DAILY et al., 2009; TEEB, 2010; 
MARZELLI et al., 2012; GRUNEWALD & BASTIAN, 2013). Die 
Begriffe „Ökosystemleistungen“, „Ökosystemdienstleistungen“ 
und „Ökosystemare Güter und Leistungen“ werden dabei syn-
onym verwendet (analog „ecosystem goods and services“ und 
„ecosystem services“).

In den letzten Jahrzehnten hat das Ökosystemleistungskonzept 
zunehmend Eingang in der Wissenschaft und Politik gefunden 
(CONSTANZA et al., 1997; DAILY et al., 2009; ERNSTSON & SÖR-
LIN, 2012; PISTORIUS et al., 2012; TURNER et al., 2012; GRU-
NEWALD & BASTIAN, 2013; RING, 2013). Die Berücksichtigung 
und der Schutz von Ökosystemleistungen in strategischen Plä-
nen und der Landnutzung sollen unter anderem dazu dienen, 
negative Konsequenzen (ökonomisch, ökologisch, menschliche 
Wohlfahrt) durch deren Verlust zu vermeiden (ebd.). Prominen-
te Ansätze sind beispielsweise das Millennium Ecosystem As-
sessment (2005), die TEEB-Studie (2009), der Beschluss der 10. 
Vertragsstaatenkonferenz der Biodiversitätskonvention (COP 
2010) oder UN-REDD+. Für Deutschland gibt es ebenfalls eine 
gesonderte Studie („Naturkapital Deutschland“) als Beitrag im 
TEEB Prozess, in welcher der Wert der Natur für die Wirtschaft 
und Gesellschaft thematisiert ist (MARZELLI et al., 2012). Auch 
im Zusammenhang mit den Auswirkungen des Klimawandels 
auf Ökosysteme entstehen verstärkt Bemühungen, deren Leis-
tungserfüllung nachhaltig zu gestalten (u. a. UN-REDD Pro-
gramm; DE GROOT et al., 2010; FARLEY & CONSTANZA, 2010; 
DOBBS et al., 2011; DANIEL et al., 2012; TURNER et al., 2012). 

Die Frage, ob Waldfunktionen mit Ökosystemleistungen des 
Waldes gleichzusetzen sind, ist bisher nicht abschließend ge-

klärt. Dies hängt u. a. auch von der jeweilig herangezogenen 
Definition von Ökosystemleistungen ab. Zudem gibt es zwischen 
den beiden Konzepten bei genauerer Betrachtung einige Unter-
schiede (inhaltlich, konzeptionell, anwendungsbezogen) (MÜL-
LER & BURKHARD IN BÜRGER-ARNDT et al., 2012; PISTORIUS 
et al., 2012; BÜRGER-ARNDT, 2013; SCHAICH IN RING, 2013). 

Dennoch sind Waldökosysteme bzw. der Forstsektor besonders 
geeignet, um die Differenzen zwischen Theorie und praktischer 
Umsetzung des Ökosystemleistungskonzepts schnell zu über-
winden (ALBERT & VAN HAAREN in BÜRGER-ARNDT et al. 
2012). Zum einen besteht in diesem Bereich eine lange Tradi-
tion, ökologische und soziale Waldfunktionen in die praktische 
Arbeit einzubeziehen, und zum anderen bestehen auch einige 
Gemeinsamkeiten der beiden Ansätze (ebd.). Tatsächlich sind 
einige Ökosystemleistungen raumkonkret durch die Waldfunk-
tionenkartierung abgebildet und es können wesentliche Über-
einstimmungen in der Kategorisierung festgestellt werden 
(BÜRGER-ARNDT, 2013). Die Waldfunktionenkartierung könn-
te dementsprechend um das Konzept der Ökosystemleistun-
gen erweitert werden, bzw. als Vorlage für die Umsetzung des 
Ökosystemleistungsansatzes auf lokaler oder regionaler Ebene 
dienen. Die Erfassung von Ökosystemleistungen der Wälder 
birgt die Chance, deren Leistungsfähigkeit umfassender und 
raumkonkret zu erfassen, da dies bisher einzig für die Holznut-
zung umgesetzt wird (BÜRGER-ARNDT, 2013). Darüber hinaus 
beinhaltet das Ökosystemleistungskonzept Elemente zur Be-
teiligung (Konsultation, Mitwirkung) von Stakeholdergruppen, 
was das Verständnis für den Umwelt- und Naturschutz auf ei-
ner breiteren Basis fördern könnte (GRUNEWALD & BASTIAN, 
2013). Die Anwendung von Ökosystemleistungen in multifunkti-
onalen Landschaften wie Wäldern kann außerdem dazu dienen, 
das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung umzusetzen (ebd.).

Die Waldfunktionenkartierung kann daher als eine gute 
Grundlage für die Weiterentwicklung der Erfassung von 
Ökosystemleistungen dienen. Hierbei wäre eine einheitliche-
re Definition von Termini bei verschiedenen Landschaftspla-
nungselementen sicherlich zielführend. 

Wald mit besonderer 
Funktion für die For-
schung (Versuchsflächen)

Versuchsflächen für die Forschung werden sowohl von überregional tätigen wissenschaftlichen Institutionen 
(z. B. dem Thünen-Institut) als auch von den forstlichen Institutionen der Länder sowie von Universitäten und 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften betrieben. Die Versuchsflächen dienen der langfristigen wissen-
schaftlichen Waldforschung, z. B. zum Waldwachstum, Herkunftsversuchen oder der Waldökologie.

Erholungswald

Bei der Waldfunktionenkartierung werden alle diejenigen Waldflächen mit der Funktion “Erholung” erfasst, die 
wegen einer auffallenden Inanspruchnahme durch Erholungssuchende eine besondere Bedeutung für die Erho-
lung der Bevölkerung haben oder die auf Grundlage der Landeswaldgesetze zu Erholungswald erklärt wurden. 
Es wird unterschieden zwischen Flächen mit und solchen ohne gesetzliche Rechtsbindung. Eine besondere Er-
holungsfunktion leisten im regionalen Vergleich überdurchschnittlich stark besuchte Wälder (Intensitätsstufe II) 
Eine darüber hinausgehende, außerordentliche Erholungsfunktion haben Wälder, die so intensiv besucht werden, 
dass ihr forstliches Management maßgeblich von der Erholung mitbestimmt wird (Intensitätsstufe I).

Tabelle 1: Überblick der Waldfunktionen und deren Definition

2 Ecosystem services: The benefits people obtain from ecosystems. These 
include provisioning services such as food and water; regulating services 
such as flood and disease control; cultural services such as spiritual, 
recreational, and cultural benefits; and supporting services such as nutrient 
cycling that maintain the conditions for life on Earth. The concept ‘‘ecosystem 
goods and services’’ is synonymous with ecosystem services. (MEA 2005).
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2	 SCHUTZFUNKTIONEN

Der tiefgründige, gut durchwurzelte, lockere und humose 
Waldboden filtert im Wasser enthaltene Schadstoffe aus. Un-
ter Wald wird das Grundwasser im Gegensatz zu landwirt-
schaftlichen Nutzflächen und Siedlungsbereichen in der Re-
gel nicht mit Düngern, Pflanzenschutzmitteln, Abwässern und 
Klärschlämmen belastet.

Die Nitratbelastung im Grundwasser unter Wald ist norma-
lerweise bedeutend geringer als bei anderen Nutzungsar-
ten. Allerdings kann die Filterwirkung des Waldes, je nach 
Baumart (Laubbaumarten, immergrüne Nadelbaumarten), 
Höhe der Bäume und Lage des Waldes (Einflüsse aus der 
Umgebung) dazu führen, dass verstärkt Stickstoff einge-
tragen wird. In ungünstigen Fällen sind eine Übersättigung 
des Waldbodens und die vermehrte Belastung des Grund-
wassers mit Nitratstickstoff die Folge. Der Anteil der anth-
ropogen verursachten Stoffeinträge über den Niederschlag 
schwankt regional und zeitlich.

Hauptursache für die Schädigung von Wäldern und ihrer 
ökosystemaren Funktionen waren und sind Einträge von 
Säuren und Stickstoff mit dem Niederschlag. In stark immis-
sionsbelasteten Gebieten und auf Standorten mit geringer 
Basensättigung führt dies zur Akkumulation von Schadstof-
fen und Säuren im Boden. Ist die Pufferkapazität des Bodens 
erschöpft, bricht die Säurebelastung letztlich bis ins Grund-
wasser durch. Dem kann mit Bodenschutzkalkungen entge-
gen gewirkt werden.

Bei niedrigen pH-Werten werden im Boden u. a. Alumini-
um und Schwermetalle freigesetzt, die einerseits Wurzeln 
schädigen und andererseits ins Grundwasser gelangen. Auf 
besonders gefährdeten Böden wie Lockersedimenten eiszeit-
licher Sande kann es schon nach einigen Jahren zu einer Aus-
waschung von Metallverbindungen kommen. Teilweise sind 
die Aluminium- und/oder Schwermetallkonzentrationen im 
Grundwasser schon so hoch, dass für die Trinkwassergewin-
nung kritische Werte erreicht werden.

2.1.3.2	 Wasserrückhalt und Wasserspende
Wald wirkt regulierend auf den Wasserhaushalt: Er sorgt für 
eine gleichmäßigere Wasserspende, verzögert den Wasser- 
abfluss und dämpft damit Hochwasserspitzen. Waldböden 
mit ausgeprägtem Porensystem und tiefgehender intensiver 
Durchwurzelung, die zum Teil auch wasserstauende Schich-
ten durchdringen kann, weisen eine hohe Infiltrations- und 
Wasserspeicherkapazität auf. Diese Infiltrationskapazität 
führt dazu, dass das Wasser auch in tiefere Bodenschich-
ten gelangt und so einen längeren Weg bei der Versickerung 

2.1	 Wasserschutzwald

2.1.1	 Allgemeines

Wasser ist eine wesentliche Grundlage allen Lebens und vie-
ler chemischer und physikalischer Prozesse in der unbeleb-
ten Umwelt. Die Gewinnung von Trinkwasser und der techni-
sche Wasserverbrauch erfordern die nachhaltige Sicherung 
der Wasservorräte hinsichtlich Menge und Güte.

Im Kreislauf von Verdunstung, Niederschlag und Abfluss werden 
die Wasservorräte in den Oberflächengewässern und im Grund-
wasser erneuert. Neben Relief und Exposition bestimmen Boden- 
eigenschaft und Vegetationsform die Höhe der Evaporation, der 
Transpiration und des Oberflächenabflusses. Boden und Vegeta-
tion bestimmen zudem die Wassergüte, beide Faktoren werden 
durch die Art und Weise der Bodennutzung beeinflusst.

Wald wirkt überwiegend günstig auf Wassergüte und -menge:

	�Wald filtert und reinigt Wasser.
	�Wald wirkt regulierend auf den Wasserhaushalt.
	�Wald erhöht das Wasserspeichervermögen des Bodens.

Bei entsprechenden Klimabedingungen kann Wald aber auch 
die Grundwasserspende vermindern.

2.1.2	 Definition

Wasserschutzwald sichert und verbessert die Qualität des 
Grundwassers sowie stehender und fließender Gewässer, die 
Stetigkeit der Wasserspende und vermindert die Gefahr des 
Entstehens von Hochwasser und Hochwasserschäden.

Zum Wasserschutzwald gehört auch Wald mit besonderer ge-
wässerökologischer Bedeutung.

2.1.3	 Wirkungen

2.1.3.1	 Wasserqualität
Für die Oberflächengewässer und das oberflächennahe 
Grundwasser stellt Wald den besten Schutz dar. Für die Güte 
und Menge von Trinkwasser sowie die zeitliche Verteilung des 
Wasserabflusses sind neben geologischen, edaphischen, oro-
graphischen und klimatischen Gegebenheiten Einwirkungen 
des Menschen auf Boden und Vegetation von Bedeutung. Un-
ter Wald gebildetes Grundwasser ist qualitativ häufig so gut, 
dass auf eine kostspielige Aufbereitung im Rahmen der Trink-
wasserversorgung verzichtet werden kann.
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Durch ihren Strukturreichtum und ihre hohe Gewässergüte ist 
der ökologische Zustand von Fließgewässern im Wald überwie-
gend gut bis sehr gut (SCHABER-SCHOOR, 2007). Sie bilden 
Rückzugsräume für seltene und gefährdete Arten vor allem der 
Gewässerfauna. Unter der Voraussetzung der Durchgängigkeit 
können solche ökologisch intakten Gewässer zur Kompensati-
on von Strukturdefiziten an unterliegenden Gewässerstrecken 
und zu deren Wiederbesiedlung durch Gewässerorganismen 
beitragen (DEUTSCHER RAT FÜR LANDESPFLEGE, 2008).

2.1.4	 Abgrenzung

Alle durch Rechtsverordnung nach dem Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) oder nach den Landeswassergesetzen festge-
setzten Schutzgebiete werden einschließlich ihrer Zonierung 
in die Waldfunktionenkartierung übernommen. Eine Aus-
nahme bilden Heilquellenschutzgebiete, bei denen grund-
sätzlich nur die qualitativen Schutzzonen in der Waldfunk-
tionenkartierung dargestellt werden. Die Übernahme der 
Schutzgebiete erfolgt durch digitalen Datenaustausch mit 
den für die Ausweisung zuständigen Behörden.

Waldflächen mit einer besonderen Wasserschutzfunktion 
ohne gesetzliche Rechtsbindung werden entsprechend der 
Definitionen und Beschreibungen in Kapitel 2.1.4.5 (Wasser-
schutzbereiche ohne Rechtsbindung) abgegrenzt und finden 
Eingang in die Waldfunktionenkartierung.

2.1.4.1	 Wasserschutzgebiete
Wasserschutzgebiete können, soweit es das Wohl der Allge-
meinheit erfordert, gemäß § 51 Abs. 1 WHG in Verbindung mit 
den Landeswassergesetzen festgesetzt werden, um:

	�Gewässer im Interesse der derzeit bestehenden oder 
künftigen öffentlichen Wasserversorgung vor nachteiligen 
Einwirkungen zu schützen,

	�Grundwasser anzureichern oder
	�das schädliche Abfließen von Niederschlagswasser sowie 

das Abschwemmen und den Eintritt von Bodenbestandtei-
len, Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln in Gewässer zu 
vermeiden.

Trinkwasserschutzgebiete sollen nach Maßgabe der allge-
mein anerkannten Regeln der Technik in Zonen mit unter-
schiedlichen Schutzbestimmungen unterteilt werden. Dabei 
ist folgende Zonierung entsprechend den Regelungen in den 
jeweiligen Landeswassergesetzen üblich:

	�Schutzzone I (Fassungsbereich):
Schutz der Fassungsanlage und ihrer unmittelbaren Umge-
bung vor jeglicher Verunreinigung und Beeinträchtigungen

	�Schutzzone II (engeres Schutzgebiet):
insbesondere Schutz vor Verunreinigungen und sonstigen Be-
einträchtigungen, die wegen ihrer geringen Entfernung zur 
Gewinnungsanlage gefährlich sind

zurücklegt. Durch die längere Versickerungsdauer wird der 
Abfluss verstetigt, sodass auch in niederschlagsarmen Zei-
ten eine Wasserspende gewährleistet ist. Nur bei extrem 
flachgründigen und wenig durchlässigen Böden ist die regu-
lierende Wirkung von Waldstandorten auf die Wasserspende 
eingeschränkt (KIRNBAUER et al., 2000).

Die günstigen Wirkungen des Waldes auf Wasserrückhalt 
und damit auf Hochwasserentstehung und -verlauf beruhen 
außerdem auf seinen hohen Interzeptions- und Transpirati-
onsraten (MITSCHERLICH, 1978; PECK & MAYER, 1996; MAR-
KART et al., 2006; ZIMMERMANN et al., 2008). Diese Wirkung 
ist insbesondere für Standorte, die eine hohe Abflussemp-
findlichkeit aufweisen, wie zum Beispiel stark stau- oder 
grundwassergeprägte Böden, von besonderer Bedeutung 
(SCHÜLER, 2005); ist dort aber auch begrenzt (VON WILPERT 
& ZIRLEWAGEN, 2004). Wälder können die Abflussspitzen 
von Ereignissen kürzerer Dauer und geringer Intensität ab-
mildern, jedoch Hochwasserereignisse, die durch weiträumi-
ge Niederschlagsfelder von frontalem Charakter und langer 
Dauer hervorgerufen werden, nicht verhindern (NIEHOFF & 
BRONSTERT, 2002; MÖSSMER, 2003; ROBINSON et al., 2003; 
WEINMEISTER, 2003; ANDRÉASSIAN, 2004; WITZIG et al., 
2004; CHANG, 2006).

In Nadelbaumbeständen führt die hohe Interzeption zu einer 
verringerten Schneeablage. Da außerdem unter dem Kronen-
dach die Schneeschmelze erheblich langsamer als im Frei-
land abläuft, wird der Abfluss verzögert und die Wasserspen-
de verstetigt.

Im Vergleich zu anderen Vegetationsformen ist die Grundwas-
serneubildungsrate unter Wald geringer. Dabei wird Wasser 
jedoch nicht „verbraucht“, sondern in Form von Wasserdampf 
an die Atmosphäre abgegeben und somit dem Wasserkreis-
lauf wieder zur Verfügung gestellt.

2.1.3.3	 Gewässerökologie
Besonders an kleinen Fließgewässern (zur Definition siehe 
BRIEM, 2002) trägt Wald im Uferbereich und in den Auen durch 
eine naturnahe Baumartenzusammensetzung zum Erhalt ei-
ner gewässer- und auetypischen Flora und Fauna und zur Er-
höhung der gewässer-morphologischen Vielfalt bei (Wurzeln 
im Uferbereich, Eintrag von Totholz).

In Auen sind permanent oder periodisch wasserführende 
Kleingewässer wichtige Lebensstätten für geschützte Arten 
(HÄUSLER et al., 2003). Wald bietet hierbei die geeignete Um-
gebung, in der durch die Wirkung dynamischer Prozesse sol-
che Kleingewässer immer wieder neu entstehen können.

Naturnahe Fließgewässer mit ihren Auen sind als Trittsteinbio-
tope und Wanderkorridore für die Umsetzung eines dauerhaf-
ten und länderübergreifenden Biotopverbunds von besonderer 
Bedeutung (BUNDESAMT FÜR NATURSCHUTZ, 2004).
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in denen bei Starkniederschlägen oder bei Schneeschmelze 
in kurzer Zeit starke oberirdische Abflüsse eintreten kön-
nen, die zu einer Hochwassergefahr in den Fließgewässern 
und damit zu einer erheblichen Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung führen können. Die obere Wasser-
behörde setzt die Hochwasserentstehungsgebiete durch 
Rechtsverordnung fest. Ziel ist, die Hochwassergefahr be-
reits in ihren Entstehungsgebieten zu minimieren.

	�Wasserschutzwald (§ 31 Waldgesetz für Baden-Württem-
berg (LWALDG); § 29 Waldgesetz für den Freistaat Sach-
sen (SÄCHSWALDG)): Zum Schutz des Grundwassers und 
der Oberflächengewässer sowie der Sicherung der Was-
servorräte und der Regulierung des Wasserhaushaltes 
kann die untere Forstbehörde durch Rechtsverordnung 
Wald zu Schutzwald erklären. Die Erklärung kann mit Auf-
lagen verbunden werden und Bewirtschaftungsvorschrif-
ten enthalten.

2.1.4.5 	 Wasserschutzbereiche ohne Rechtsbindung
Daneben werden länderspezifisch Wälder mit besonderer 
Wasserschutzfunktion ohne Rechtsbindung im Rahmen der 
Waldfunktionenkartierung erfasst. Diese sind beispielsweise:

	�Wasserwirtschaftlich schutzbedürftige Fläche: Dieser 
Wald dient der Reinhaltung des Grundwassers, stehender 
und fließender Gewässer sowie der Stetigkeit der Wasser-
spende über das in den gesetzlichen Schutzgebieten inhalt-
lich und räumlich festgelegte Maß hinaus, z. B.

	 –	� Wald um örtlich aktive Wassergewinnungsanlagen, der 
nicht nach Wassergesetz als Wasserschutzgebiet aus-
gewiesen wurde,

	 –	� Wald um förmlich festgesetzte Wasserschutzgebiete, 
soweit er über die Grenzen des Wasserschutzgebietes 
hinaus eine besondere Bedeutung für die Anreicherung 
und Reinhaltung des Grundwassers hat,

	 –	� Wald mit besonderer Bedeutung für den Quellenschutz.
	�Wald mit besonderer gewässerökologischer Bedeutung: 

Dieser trägt zum Erhalt oder der Verbesserung der ge-
wässermorphologischen Vielfalt und der Lebensgrund-
lagen der Gewässerfauna und -flora bei. Erfasst werden 
können

	 –	� Teile von natürlichen oder naturnahen Bereichen flie-
ßender oder stehender Gewässer, von Quellbereichen 
und Bruch-, Sumpf- und Auenwäldern, soweit sie ge-
setzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG sind,

	 –	� gewässerökologisch bedeutsame Waldstreifen auch 
als Verbindungsflächen und -elemente entlang von 
Fließgewässern mit einer Breite je Uferseite im Allge-
meinen von 10 – 15 m (JEDICKE, 1994; BÖNECKE, 2004; 
LANDESANSTALT FÜR UMWELT MESSUNGEN UND 
NATURSCHUTZ BADEN-WÜRTTEMBERG, 2010), jedoch 
mindestens 5 m (vgl. §38 WHG).

	�Uferschutzwald (Mecklenburg-Vorpommern): Hierbei 
handelt es sich um bach- oder flussbegleitenden Wald 
sowie Wald im unmittelbaren Uferbereich von Seen. Er 

	�Schutzzone III (weiteres Schutzgebiet):
Schutz vor weitreichenden Beeinträchtigungen, insbesondere 
vor nicht oder nur schwer abbaubaren chemischen und radi-
oaktiven Verunreinigungen, die geeignet sind, die menschli-
che Gesundheit zu schädigen

Wasserschutzgebiete werden von der Wasserbehörde durch 
Rechtsverordnung festgesetzt, deren Bestandteil eine verbale 
und kartenmäßige Abgrenzung der Schutzgebiete ist. Mit der 
Rechtsverordnung werden die Schutzbestimmungen, insbe-
sondere Handlungsverbote und/oder Nutzungsbeschränkun-
gen für das Gebiet festgelegt. Des Weiteren können die Ei-
gentümer und Eigentümerinnen oder Nutzungsberechtigten 
von Grundstücken zur Duldung von bestimmten Maßnahmen 
verpflichtet werden.

2.1.4.2 	 Heilquellenschutzgebiete
Heilquellen sind gemäß § 53 Abs. 1 WHG natürlich zu Tage 
tretende oder künstlich erschlossene Wasser- oder Gasvor-
kommen, die auf Grund ihrer chemischen Zusammensetzung, 
ihrer physikalischen Eigenschaften oder der Erfahrung nach 
geeignet sind, Heilzwecken zu dienen.

Zum Schutz staatlich anerkannter Heilquellen können durch 
Rechtsverordnung Heilquellenschutzgebiete festgesetzt wer-
den. Bei der Ausweisung von Heilquellenschutzgebieten wird 
zwischen qualitativer und quantitativer Schutzbedürftigkeit 
unterschieden. Die quantitativen Schutzzonen (Zonen A und B) 
werden in der Waldfunktionenkartierung grundsätzlich nicht 
dargestellt, da dort Einschränkungen der forstlichen Bewirt-
schaftung nicht erforderlich sind. Gegen qualitative Gefähr-
dungen werden in der Regel drei Schutzzonen (Zonen I bis III) 
ausgewiesen, die in der Waldfunktionenkartierung dargestellt 
werden.

2.1.4.3	 Überschwemmungsgebiete
Überschwemmungsgebiete sind gemäß § 76 Abs. 1 WHG Ge-
biete zwischen oberirdischen Gewässern und Deichen oder 
Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser über-
schwemmt oder durchflossen oder die für Hochwasserentlas-
tung oder Rückhaltung beansprucht werden.

Dabei soll mindestens ein Hochwasserereignis zugrunde ge-
legt werden, das statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten 
ist. Verbunden mit der Festsetzung durch Rechtsverordnung 
sind in der Regel Gebote oder Verbote, die den schadlosen Ab-
fluss des Hochwassers sichern.

2.1.4.4	 Weitere Wasserschutzbereiche mit Rechtsbindung
Nach den Wasser- und Waldgesetzen einiger Bundesländer 
können weitere Wasserschutzbereiche ausgewiesen (siehe 
auch Anhang 1) werden. Diese sind beispielsweise:

	�Hochwasserentstehungsgebiete (§ 76 Sächsisches Was-
sergesetz (SÄCHSWG)): Dabei handelt es sich um Gebiete, 
insbesondere in den Mittelgebirgs- und Hügellandschaften, 
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2.1.5.2 	 Wasserrückhalt und Wasserspende
Zur Förderung des nutzbaren Wasserangebots gilt allgemein, 
dass im Laubwald ein größerer Anteil des Niederschlags dem 
Grundwasser zufließt als im Nadelwald mit seinen ganzjäh-
rig höheren Interzeptionswerten. Neben dem Umbau in laub-
baumreiche Bestände kann die Absenkung des Bestockungs-
grades die Gesamtverdunstung vermindern und im gewissen 
Umfang zu einer Verbesserung des Wasserangebotes führen. 
Extreme waldbauliche Maßnahmen, wie starke Herabsetzung 
des Bestockungsgrades unter 0,5, bringen nur eine geringfü-
gige und vorübergehende Erhöhung des nutzbaren Wasser-
angebotes und stellen die Gewährleistung anderer Waldfunk-
tionen in Frage. Waldbauliche Verfahren, die zu Kahlflächen 
führen, sind zu vermeiden.

Maßnahmen zur Verbesserung des Wasserrückhaltes mit 
dem Ziel der Hochwasservorsorge beziehen sich vorrangig 
auf die abflussempfindlichen Standortsbereiche. SCHÜLER 
(2005) gibt hierzu folgende Hinweise:

	�Entwicklung von Waldstrukturen mit hoher Verdunstungs-
oberfläche durch einen Waldaufbau mit ökologisch stabi-
len, naturnahen, intensiv strukturierten Waldgesellschaf-
ten unter Vermeidung von Kahllagen,

	�Entwicklung und Anwendung bodenschonender Bewirt-
schaftungstechnologien und der Vermeidung von abfluss-
fördernden Linienstrukturen im Wald,

	�Reduktion jeglicher Bodenbearbeitung auf strukturell ge-
störten Waldböden,

	�Reduktion der Wegedichte und Entwässerung des Er-
schließungsnetzes in angrenzende Waldbestände,

	�schonende Bewirtschaftung von Bachauen mit Berück-
sichtigung der Eigendynamik der Waldgewässer,

	�Schaffung von Retentionsräumen in den Bachauen und in 
miteinander vernetzten Rückhaltebecken, die sich antizyk-
lisch zum jeweiligen Wasserangebot entleeren sollen.

2.1.5.3 	 Gewässerökologie
Wald mit besonderer Bedeutung für die Gewässerökologie 
zeichnet sich durch eine natürliche bis naturnahe Baumar-
tenzusammensetzung und einen ungestörten Wasserhaushalt 
(Bodenwasserhaushalt, Überflutungsdauer und -häufigkeit) 
aus. Die Waldbehandlung soll so erfolgen, dass diese Eigen-
schaften gesichert oder verbessert werden. Bei Durchforstun-
gen und Endnutzungen soll ein übermäßiges Freistellen (starke 
Besonnung) langer Gewässerabschnitte vermieden werden.

schützt den Uferbereich vor Erosionsschäden und regu-
liert die Licht- und Temperaturverhältnisse der Gewässer. 
Uferschutzwald trägt zur Verbesserung der Wasserqua-
lität bei und minimiert insbesondere Schadstoffeinträge 
durch Einschwemmungen von angrenzenden Nutzflä-
chen (LANDESFORSTANSTALT MECKLENBURG-VORPOM-
MERN, 2006).

	�Wassersensible Bereiche (Moore, Auen, Gleye, Kolluvien) 
sowie Wildbacheinzugsgebiete (in Bayern vom Landesamt 
für Umwelt nachrichtlich übernommene Flächen ohne 
Rechtsbindung).

2.1.5	 Behandlungsgrundsätze

In ausgewiesenen Schutzgebieten sind die Vorschriften der 
jeweiligen Verordnungen bindend. Zertifizierte Forstbetriebe 
haben die Standards des jeweiligen Zertifizierungssystems 
einzuhalten. Im Wasserschutzwald sind die Arbeitsverfahren, 
die eingesetzte Forsttechnik sowie die Walderschließung den 
Erfordernissen der Schutzfunktion anzupassen. Darüber hin-
aus ist das aktuelle Pflanzenschutzmittelverzeichnis des Bun-
desamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(BVL) zu beachten.

2.1.5.1	 Wasserqualität
Waldaufbau und Waldbehandlung sollen den Bodenzustand 
erhalten oder schaffen, der eine möglichst hohe mechani-
sche, biologische und chemische Reinigungskraft besitzt.

	�Je nach klimatischen und standörtlichen Gegebenhei-
ten sind geeignete Waldstrukturen zu schaffen, die die 
Wassergüte fördern. Bei der waldbaulichen Behandlung 
sind ein Verzicht auf Kahlhiebe, die Nutzung von Natur-
verjüngung und lange Produktionszeiträume vorteilhaft; 
am besten geeignet ist Dauerwald (VON WILPERT, 2006). 
Hohe Laubholzanteile und kleinräumige Hiebsformen 
wirken sich günstig auf die Wasserqualität aus und redu-
zieren insbesondere den Nitrataustrag (VON WILPERT & 
ZIRLEWAGEN, 2004; VON WILPERT, 2007; VON WILPERT 
& PUHLMANN, 2007; VON WILPERT, 2008).

	�Plötzlicher Abbau von starken Moder- und Rohhumusauf-
lagen kann zur Nitratanreicherung im Grundwasser füh-
ren. Hiebsverfahren und Bodenbearbeitung sollen so ge-
wählt werden, dass keine plötzliche Mineralisierung und 
Auswaschung eintritt.

	�Düngung sollte im Wasserschutzwald unterbleiben. Dies 
gilt nicht für Bodenschutzkalkungen, die die Wasser-
schutzfunktion verbessert (PUHLMANN et al., 2007; VON 
WILPERT et al., 2007; SUCKER et al., 2009).

	�Im Wasserschutzwald sollen biologische und mechani-
sche Verfahren den Einsatz von chemischen Schädlings- 
und Aufwuchsbekämpfungsmitteln ersetzen. 

	�Die Verwendung biologisch abbaubarer Schmierstoffe ist 
geboten.
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2.2	 Bodenschutzwald

2.2.1	 Allgemeines

Böden sind als Teil der obersten Erdkruste komplexe chemi-
sche, physikalische und biologische Systeme, die sich zwi-
schen Gestein und Atmosphäre entwickeln (Pedosphäre). 

Im Ökosystem Wald kommt dem Boden eine Schlüsselrolle zu. 
Er speichert Wasser und Nährstoffe, puffert Stoffeinträge ab, 
dient den Bodenorganismen als Lebensraum und bietet un-
entbehrlichen Wurzelraum für die Pflanzen. Die Waldbewirt-
schaftung beeinträchtigt die Böden im Vergleich zu anderen 
Nutzungsarten weniger. Natürlich gelagerte und in ihrer Ent-
wicklung ungestörte Böden finden sich vor allem unter Wald 
(Archivstandorte) und stellen einen besonderen Wert dar.

Böden sind nur begrenzt verfügbar. Bodenverluste sind meist 
irreversibel. Physikalische und chemische Schädigungen von 
Böden sind nicht oder nur in sehr langen Zeiträumen regene-
rierbar. Daher sind solche Störungen möglichst zu vermeiden.

Wald schützt von allen Vegetationsformen die Böden am besten. 

2.2.2	 Definition 

Bodenschutzwald schützt gefährdete Standorte sowie be-
nachbarte Flächen vor den Auswirkungen von Wasser- und 
Winderosion, Rutschungen und Steinschlag, Aushagerung 
und Humusabbau.

2.2.3	 Wirkungen

Wald wirkt der durch Auswehungen und Humusschwund ver-
ursachten Aushagerung des Bodens entgegen. Insbesondere 
flachgründige Böden, Steilhänge und Flugsandböden werden 
vor Bodenabtrag durch Wind und Wasser durch dauerhafte 
Waldbestände mit entwickelter Humusschicht und Boden-
pflanzendecke wirksam geschützt. Den besten Schutz ge-
währleisten Wälder mit einem ausgeprägten Unterstand, weil 
in ihnen starke Winde bis zur Wirkungslosigkeit für den Bo-
denabtrag oder die Streuauswehung abgeschwächt werden.

Auf leicht verwitterbarem Kalkgestein verzögert Wald die Ver-
karstung, indem er den Bodenabtrag durch Wind und Wasser 
vermindert.

Die aufliegende Streu und der humose Oberboden bilden eine 
Art Schutzmantel für den Mineralboden. Sie vermögen die 
Schlagwirkung von Starkregen zu bremsen. Gleichzeitig kann 
Niederschlagswasser in das Hohlraumsystem des Waldbo-
dens eindringen, wodurch Oberflächenabfluss und Bodenab-
trag weitgehend verhindert werden.

Bei einer gleichmäßigen und intensiven Durchwurzelung durch 
Bäume und Sträucher bis in größere Tiefen in Verbindung mit 

2.1.6	 Neuanlage von Wald

Aufgrund der in Kapitel 2.1.3 beschriebenen positiven Wir-
kungen des Waldes auf die Wasserqualität, den Wasserrück-
halt und die Wasserspende sowie Gewässerökologie ist die 
Neuanlage von Wald grundsätzlich zu befürworten. Durch 
die großflächige Anlage von Wald wird in niederschlagsrei-
chen Gebieten die Wasserspende verstetigt und werden somit 
Hochwasserspitzen gedämpft.

Durch die gezielte Anlage von Wald in Retentionsräumen von 
Überschwemmungsbereichen kann die Fließgeschwindigkeit 
der Gewässer wirkungsvoll herabgesetzt werden. Anpflan-
zungen an Prallhängen von Flüssen und Bächen verhindern 
Auskolkung und Bodenabtrag.

In landwirtschaftlich intensiv bewirtschafteten Gebieten kann 
durch eine Erstaufforstung die Wasserqualität verbessert 
werden, da insbesondere Düngung und Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln im Wald kaum eine Rolle spielen.

Der plötzlichen Freisetzung von größeren Mengen gespei-
cherten Stickstoffes in landwirtschaftlich genutzten Böden 
nach einer Erstaufforstung kann z. B. durch die Selbstbegrü-
nung stillgelegter Flächen ohne Bodenbearbeitung nach der 
letzten Ernte begegnet werden.

Auf grundwassernahen Standorten sollte eine vollflächige 
Bodenbearbeitung unterbleiben.

Insgesamt überwiegen bei der Neuanlage von Wald die posi-
tiven Aspekte, deren Wirkungen auf die Qualität des Grund-
wassers bereits unmittelbar nach der Pflanzung einsetzen 
(NIEDERSÄCHSISCHES MINISTERIUM FÜR ERNÄHRUNG 
LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN, 2000).

Ist in Überschwemmungsgebieten ein schneller Abfluss von 
Hochwasser, Eis und Treibgut in sogenannten Durchzugsräu-
men wasserwirtschaftlich erforderlich, sind Aufforstungen 
weniger erwünscht, jedoch am Gleithang (geringerer Wasser-
druck) durchaus möglich.
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vorliegen, hergeleitet. Eine teilweise computergestützte Methode 
zur Ausweisung von Bodenschutzwald in nicht standortskartier-
tem Wald wurde 2009 erstmals im Kleinprivatwald angewendet.

Von besonderer Bedeutung sind Schutzwälder, die zwischen 
natürlichen Gefahrenquellen (z. B. Felsabbruchgebiet) und 
zu schützenden Objekten (z. B. Straße, Siedlung) liegen und 
allein durch ihre Lage, Struktur und Zusammensetzung eine 
gefahrenmindernde Wirkung entfalten. Sie können als Ob-
jekt-Schutzwälder gesondert erfasst werden. 

2.2.4.2.1	Erosion durch Wasser 
Erosion bezeichnet im weitesten Sinne Abtragung von Boden. 

Der hier verwandte Begriff „Bodenerosion“ meint „Abtrag 
entlang der Oberfläche durch Wasser und Wind“ (SCHEFFER 
& SCHACHTSCHABEL, 1982).

Wenn nach lang anhaltenden Niederschlägen, Starkrege-
nereignissen und Schneeschmelze die Wassersättigung des 
Bodens erreicht wird oder die Infiltration in den Boden durch 
mechanische Verdichtung oder im gefrorenen Zustand behin-
dert ist, kommt es zu Oberflächenabfluss und Bodenabtrag. 
Die Aufnahme- und Speicherfähigkeit des Bodens hängt vom 
Volumen an Grob- und (teilweise) Mittelporen ab (MARKART & 
KOHL, 2009); diese werden in Abhängigkeit von der Bodenart, 
der Lagerungsdichte und dem Humusgehalt bestimmt (AR-
BEITSKREIS STANDORTSKARTIERUNG IN DER ARBEITSGE-
MEINSCHAFT FORSTEINRICHTUNG, 2003). 

Zunächst mobilisiert die Schlagwirkung von Regentropfen 
feine Bodenteilchen, die durch die Schleppkraft fließenden 
Wassers abtransportiert und anderswo abgelagert werden 
(SCHEFFER & SCHACHTSCHABEL, 1982). Folgen sind Ver-
änderung der Bodenaggregate, Verschlämmung, Rillen-, 
Furchen- und Grabenbildung, flächenhafte Einschnitte in den 
Boden und letztlich eine verminderte Ertragsfähigkeit infolge 
von Humus- und Nährstoffverlusten.

Die Höhe des Bodenabtrags wird bestimmt durch die Faktoren 
Energie des aufschlagenden Regens, Erosionsanfälligkeit des 
Bodens, Hangneigung, Hanglänge, Exposition und die Nut-
zungsart (Vegetationsdecke) (SCHEFFER & SCHACHTSCHA-
BEL, 1982). Die Transportkraft des oberflächig abfließenden 
Niederschlagswassers ist umso höher, je größer das lokale 
Wassereinzugsgebiet, je steiler das Relief und je geringer das 
Wasseraufnahmevermögen des Bodens ist (SCHRÖDER, 1978). 

Die Erosionsanfälligkeit des Bodens „steigt mit hohen Schluff- 
und Feinsandanteilen und geringer Durchlässigkeit“ – also 
hoher Lagerungsdichte – und „sinkt mit steigendem Gehalt 
an organischer Substanz, Ton- und Sandanteil und Aggregat- 
stabilität“ (SCHEFFER & SCHACHTSCHABEL, 1982). Es ergibt 
sich unter den Bodenarten folgende Reihe abnehmender Ero-
sionsanfälligkeit: Lößlehm, Sandsteinverwitterungsboden, to-
niger Lehm, Kalksteinverwitterungsboden, sandiger Geschie-

der natürlichen, aggregierten Bodenlagerung kommt es zu ei-
ner mechanischen Festigung des Bodens. Diese Festigungs-
wirkung wird durch die “Pumpwirkung” von Wäldern verstärkt, 
denn die dem Wald eigene hohe Gesamtverdunstung trägt dazu 
bei, Böden in einem relativ trockenen Zustand zu halten, wo-
durch die mechanische Festigkeit des Bodens durch Zunahme 
der zwischen den Bodenteilchen wirkenden Kohäsionskräfte 
weiter erhöht wird (COPPIN & RICHARDS, 1990). 

Muren, Rutschungen und Steinschlag entstehen in steilem Ge-
lände mit anstehendem Lockergestein auch im Wald. Eine Ge-
fährdung von Verkehrswegen, Wohn- und Industriegebieten und 
anderen Objekten wird durch Bodenschutzwälder vermindert.

2.2.4	 Abgrenzung 

2.2.4.1	 Bodenschutzwald mit gesetzlicher Rechtsbindung
Wälder, die vor Erosion durch Wasser und Wind schützen, 
können nach dem Bundeswaldgesetz zu Schutzwald erklärt 
werden (§ 12 BWaldG). Darüber hinaus haben einige Bundes-
länder eigene Bestimmungen zur Ausweisung und Bewirt-
schaftung von Bodenschutzwäldern erlassen.

Nach § 10 Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) können Wäl-
der längs der Bundesfernstraßen zu Schutzwaldungen erklärt 
werden. Ihre Schutzwirkung beruht auch darauf, dass sie 
Straßen vor Bodenabtrag und Steinschlag schützen.

2.2.4.2	 Bodenschutzwald ohne gesetzliche Rechtsbindung
Unabhängig von förmlichen Festsetzungen stellt die Wald-
funktionenkartierung sämtliche Waldflächen mit besonderer 
Bodenschutzfunktion dar.

Die Abgrenzung der Funktion Bodenschutz erfolgt indirekt 
über diejenigen Faktoren, die die Schutzbedürftigkeit der Bö-
den am meisten beeinflussen. Das sind: 

	das Ausgangsgestein,
	�die Bodenart, 
	�der Humusgehalt,
	�die Durchwurzelung,
	�das Relief, 
	�der Wasserhaushalt des Bodens,
	�der Niederschlag,
	�die Windverhältnisse. 

Grundlagen sind z. B.: Geologische Karte, Standortskarten, 
Digitale Geländemodelle, Klimaatlas und Bodeninventuren.

Beispiel: Bodenschutzwald wird in Baden-Württemberg über-
wiegend computergestützt festgestellt (rd. 86 %, Stand 2009). 
Für Bodenschutzwald nach dem Merkmal Steilhang erfolgt die 
Feststellung mittels eines digitalen Geländemodells. Boden-
schutzwald nach den Merkmalen Rutschhang, sonstige Erosi-
onsstandorte und Flugsandböden wird aus den digitalen Stand-
ortsdaten der Forstlichen Standortskartierung, soweit diese 
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zuzug bzw. Stauwassereinfluss bereits bei geringer Hang-
neigung zu einem Abbrechen und talwärtigem Abgleiten von 
Erdmassen kommen. Auch an den Steilufern der Küste, an 
Steilufern der Binnenseen und an Flusshochterassen kann 
die Wassererosion zu Bodenrutschungen, Auskolkungen und 
Erdabbrüchen führen.

Oberflächennahe Rutschungen werden durch die Wurzelsyste-
me der Bäume befestigt und durch die günstige „Pumpwirkung“ 
des Waldes auf den Bodenwasserhaushalt in Ruhe gehalten bzw. 
gebremst. Bei sehr tief verlaufenden Gleitflächen sind geolo-
gisch bedingte Ursachen für Rutschungen durch Vegetation nicht 
direkt zu beeinflussen (COPPIN & RICHARDS, 1990).

Fließgewässer sind durch Abtransport von Material eine der 
häufigsten Ursachen für Erosionsprozesse, durch die ganze 
Rutschgebiete entstehen können. Waldbewuchs kann gerade 
am Hangfuß solche Störungen mindern. Auf rutschgefähr-
deten Formationen ist Bodenschutzwald daher besonders 
entlang der Waldbäche sowie in betroffenen Steilhanglagen 
sorgfältig zu kartieren. Rutschungen werden vielfach auch 
durch bautechnische Eingriffe ausgelöst. Beim Wegebau in 
erosionsgefährdeten Gebieten ist eine Gefahrenbeurteilung in 
Bezug auf Rutschungen unerlässlich.

Der Bodentyp, die Wasserführung des Grundwassers im Bo-
den und die Kenntnis stauender Schichten sowie das Relief 
und die Steilheit des Geländes stellen Anhaltspunkte für die 
Einschätzung der Rutschgefährdung dar. Zum Einfluss der 
Steilheit auf Rutschungen stellten RICKLI et al. (2004) nach 
durch extreme Niederschläge ausgelösten oberflächennahen 
Rutschungen fest, dass bis zu einer Hangneigung von 40° im 
Wald deutlich weniger Rutschungen entstanden als im Frei-
land. Innerhalb des Waldes konnte beobachtet werden, dass 
in Beständen mit standortangepassten Baumarten und mit 
wenig Bestandeslücken weniger Rutschungen auftraten. An-
zeichen für Rutschgefährdung sind außerdem Bodenrisse, 
kleinere Rutschungen, vernässte Stellen und Wasseraustrit-
te. Wulste, Eintiefungen, weiche, wellige Geländeformen und 
teilweise Säbelwuchs von Bäumen weisen auf Bodenkriechen 
und alte Rutschungen hin.

2.2.4.2.5 Steinschlag 
In sehr steilen Lagen rollen beispielsweise durch Verwitterung, 
Wind und Wasser, Mensch und Tier in Bewegung geratene Stei-
ne zu Tal und gefährden Siedlungen, Verkehrswege und andere 
Objekte. Gut strukturierte, stammzahlreiche Dauerwaldbesto-
ckungen schützen, sind aber bei starker Gefährdung kein Er-
satz für technische Maßnahmen (RICKLI et al., 2004).

2.2.4.2.6 Rekultivierungsflächen
Wo Steine und Erden abgebaut oder Stoffe deponiert wurden, 
können Bäume durch ihre Wurzeln zur Verfüllung oder Abde-
ckung aufgetragenes Bodenmaterial (Rekultivierungsschicht) 
festigen und Böschungen vor Erosionen schützen. Dies setzt 
voraus, dass die oberflächennahen Horizonte wenigstens für 

belehm, Tonschieferverwitterungsboden. Zweischichtböden 
sind generell stärker erosionsgefährdet, z. B. Löß über Basalt, 
Löß über Ton (BARNER, 1981).

Bei Hangneigungen ab 30° (58 %) kann generell Boden-
schutzwald ausgewiesen werden. Ab Hangneigungen von 20° 
(36 %) sollte in Abhängigkeit von Bodenart und Schichtung 
eine Ausweisung von Bodenschutzwald geprüft werden, bei 
tonig-schluffigen Substraten bereits ab 15° (20 %). Indizien für 
die Ausweisung liefern beobachtete Erosionen vor Ort. 

Nordhänge erreichen unter sonst gleichen Bedingungen eine 
schnellere Bodenwassersättigung und sind erosionsanfäl-
liger als Südhänge (BARNER, 1983), Südhänge sind bei der 
Schneeschmelze erosionsanfälliger als Nordhänge.

Neben der beschriebenen Erosion durch oberflächig abflie-
ßendes Wasser erfolgt Seitenerosion an den Ufern von Fließ-
gewässern. Erosionsbestimmende Faktoren sind u. a. Was-
ser- und Geschiebeführung, Gefälle des Flusses, Bodenart 
bzw. Gesteinshärte (BROCKHAUS NACHSCHLAGEWERK PHY-
SISCHE GEOGRAPHIE, 1975). 

2.2.4.2.2 Erosion durch Wind 
Durch Winderosion sind vornehmlich Böden bedroht, die ent-
weder gar nicht oder nur durch spärliche Vegetationsdecken 
geschützt sind: Das sind zum einen Trockenstandorte auf gut 
drainierten skelettreichen oder sandigen Substraten, zum an-
deren Flussauen oder Küsten, die regelmäßig überschwemmt 
bzw. überflutet werden oder steile und exponierte Gelände, in 
denen Rutschungen, Wassererosion oder Trittschäden schon 
Angriffspunkte geschaffen haben. 

Im Wald ist die Winderosion in der Regel vernachlässigbar 
gering. Die Bäume und die Bodenvegetation schwächen den 
Wind ab, die Wurzeln halten den Boden fest. Gefährdet sind 
exponierte Standorte mit lichten Waldstrukturen in Randlagen 
oder auf Kuppen. Dort wird die Streu vom Wind verblasen und 
es findet wegen der erhöhten Sonneneinstrahlung ein ver-
stärkter Humusabbau statt. 

2.2.4.2.3 Erosion auf Kuppen und Hanglagen 
Exponierte Standorte wie Berggipfel, Kuppen, Steilhänge, Steil-
ränder von Hochflächen, Hangrippen und Dünen sind Regen und 
Wind stark ausgesetzt und daher besonders erosionsgefährdet. 
Für den Wald sind die Bedingungen wegen der häufig auftreten-
den Temperaturextreme ungünstig. Die Böden sind in der Regel 
flachgründig und neigen bei Freilage zu Aushagerung.

Wald in diesen extremen Lagen ist immer Schutzwald, denn 
sein Verlust verstärkt die Bodenerosion durch Wasser und 
Wind erheblich.

2.2.4.2.4 Rutschungen 
Auf rutschgefährdetem geologischem Ausgangsgestein (z. B. 
Flysch, Cenoman) kann es bei gleichzeitigem Grundwasser-
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Der Vermeidung von Bodenabtrag an Ufern dient vor allem 
die Erhaltung und Begründung von Weich- und Hartholzau-
wäldern. Für die Befestigung gefährdeter Flusssteilufer sind 
Baumarten mit intensiver und tiefer Durchwurzelung, vor al-
lem an Prallhängen, besonders geeignet. Das Einbringen von 
Strauchweiden und Erlen ist eine geeignete Maßnahme zur 
Uferbefestigung im Hochwasserbereich. Um eine Einengung 
des Fließquerschnitts zu vermeiden, können die Weiden alle 
drei bis fünf Jahre auf den Stock gesetzt werden.

Auf labilen Standorten von Kippen, Halden und sonstigem 
Bergbaugelände sind Baumarten mit intensivem Wurzelwerk 
sowie unterschiedlicher Durchwurzelungstiefe wie Erlen und 
Robinien, aber auch Kiefern, Aspen, Birken, Weiden und Eber-
eschen, am besten dafür geeignet, den Boden zu erschließen 
und zu festigen. Besondere Beachtung muss der Erhaltung der 
Bodenvegetation und der Humusauflage geschenkt werden. 
Frühzeitig einsetzende, in kurzen Intervallen durchgeführte 
Bestandespflege erhöht die Bestandesstabilität. An windex-
ponierten Standorten sollen vorwachsende, ausschlagfähige 
Bäume zur Vermeidung von Bodenschäden durch Windwurf 
auf den Stock gesetzt werden. Anfallende Bäume werden auf 
der Fläche belassen und quer zur Gefällerichtung abgelegt.

Unverlehmte Sandstandorte (Küsten- und Binnendünen, San-
derflächen) müssen gegen Winderosion geschützt werden. 
Sobald es gelungen ist, die Sandwehen ggf. durch Faschinen 
und Strandhafer einigermaßen festzulegen, finden sich meist 
von selbst andere Gräser und Kräuter ein; sie können auch 
gepflanzt oder gesät werden. Dazu können Sträucher wie Pur-
purweide, Kriechweide, Liguster, Pfaffenhütchen, Sanddorn 
oder Wildrosen eingebracht werden. Als Waldbäume kommen 
dann später Kiefern (ggf. Schwarzkiefern), Weiden, Birken, 
Erlen, Silberpappeln und Robinien in Frage.

2.2.6	 Neuanlage von Wald

Wald ist die Bodennutzungsform mit dem höchsten Schutz 
des eigenen Standorts und benachbarter Flächen. Unter Wald 
findet mehr oder weniger keine Erosion statt. Mit der Neuan-
lage von Wald auf erosionsgefährdeten Böden werden Böden 
nachhaltig geschützt. Besondere Bedeutung hat die Neuanla-
ge von Wald bei Erstaufforstung erosionsgefährdeter Böden, 
Rekultivierung von Bergbaufolgelandschaften und der Rekul-
tivierung verdichteter Böden. Die Neuanlage von Wald kann 
über Pflanzung als auch über Sukzession erfolgen. Auf ex- 
tremen Standorten kann die Begründung einer Pionierbesto-
ckung sinnvoll sein.

Waldstreifen als Winderosionsschutz sollen so breit angelegt 
werden, dass diese bewirtschaftet werden können (mindes-
tens 30 Meter).

 

anspruchslose Pioniergehölze geeignet sind. Es empfiehlt 
sich, vor der Aufforstung solcher Wälder eine ausreichend 
mächtige Rekultivierungsschicht aus geeigneten Bodenar-
ten aufzutragen und standortsverbessernde Baumarten mit 
leicht zersetzlicher Streu (z. B. Weiden, Vogelbeere, Aspe) an 
der Bestockung zu beteiligen (ARBEITSGEMEINSCHAFT FOR-
STEINRICHTUNG & ARBEITSKREIS FORSTLICHE LANDES-
PFLEGE, 1994). Als Grundlage für die Auswahl einer an die 
jeweiligen Boden- und Klimaverhältnisse angepassten Besto-
ckung empfiehlt sich die Durchführung eines Standortsgut-
achtens (SCHABER-SCHOOR, 2005).

2.2.5	 Behandlungsgrundsätze

Bodenabtrag wird vor allem durch eine geschlossene Vege-
tationsdecke vermieden, daher sollte auf erodierten und ero- 
sionsgefährdeten Standorten eine schnelle Wiederbewaldung 
erreicht werden. In besonderen Fällen, wie der Wiederbewal-
dung von Dünen, kann zur sofortigen Festlegung der Böden 
eine Begrünung mit Gräsern, Kräutern und Sträuchern not-
wendig werden.

Bodenschutzwald sollte aus einer schützenden, möglichst 
mehrschichtigen Dauerbestockung mit standortgerechten, 
tief und intensiv wurzelnden Baum- und Straucharten beste-
hen. Um einen hohen Strukturreichtum zu erreichen, sollten 
die Sukzession und die natürliche Verjüngung in langen Zeit-
räumen und die einzelstammweise Nutzung z. B. zur Förde-
rung plenter- bis femelartigen Strukturen bevorzugt werden. 
Das erfordert den Verzicht auf Kahlschläge und zu starke Ein-
griffe, den Ausschluss der Waldweide und waldverträgliche 
Wildbestände.

Bodenschutzwald stellt höchste Anforderungen an pflegliche 
Kulturbegründungs-, Erschließungs- und Holzernteverfahren. 
Hierzu zählen: Ausnutzung von Schnee und Frost bei der Rü-
ckung; sorgfältig angelegte Fahr- und Maschinenwege und Rü-
ckegassen möglichst nicht in der Falllinie; wo nötig Einsatz von 
Seilkränen und Rückepferden beim Holzrücken; kein flächiges 
Befahren der Bestände; Reisigauflagen zur Vermeidung von 
Gleisbildung und Bodenverdichtung; Begrünung von Wegebö-
schungen und Banketten. Die Richtlinien der Länder zur Fein- 
erschließung, Holzrückung und zum Unternehmereinsatz und 
die Zertifizierungssysteme geben weitere Hinweise.

Wald auf Steil- und Geröllhängen mit Felspartien sollte mit 
dem vorrangigen Ziel des Bodenschutzes gepflegt werden. 
Dazu soll eine stammzahlreiche Dauerbestockung mit dichtem 
Unterstand aus Bäumen und Sträuchern angestrebt werden.
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Objekte sowie Erholungsgebiete und tiefer gelegene Wälder. 
Er hemmt das Schneekriechen und Schneegleiten. Zum La-
winenschutzwald gehören auch die bestockten Bereiche in 
Lawinengassen und Lawinenauslaufzonen.

2.3.3	 Wirkungen

Lawinenschutzwald bewahrt Leben und menschliche Einrich-
tungen vor der Zerstörung. „Für das Beispiel Andermatt hat 
WILHELM (1997) Schadenkosten von rund 420.000 Franken 
pro Jahr und Hektar Bannwald errechnet, falls der Schutz des 
Bannwaldes nicht vorhanden wäre.“ (BEBI et al., 2004).

Wald kann einmal in Bewegung geratene Lawinen in der Regel 
nicht aufhalten. Lawinen, die oberhalb der Waldgrenze anbre-
chen, zerstören auf ihrem Weg nach unten den Wald, indem 
sie die Bäume entwurzeln oder abbrechen. Von Waldbäumen 
freie Lawinenbahnen oder das Auftreten von buschartig aus-
gebildeten Bäumen zeigen frühere Lawinenereignisse an. 
Eine bremsende Wirkung von Waldbäumen ist, soweit sie 
überhaupt eine Rolle spielt, eher auf die Rand- und Auslauf-
gebiete der Lawinen begrenzt (MARGRETH, 2004).

Geschlossene und zu einem großen Anteil aus immergrünen 
Nadelhölzern zusammengesetzte Waldbestände verhindern 
in potentiellen Anrissgebieten die Entstehung von Lawinen. 
Eine möglichst hohe Stammzahl (PERZL, 2005) festigt die 
Schneedecke. Entscheidend ist aber die Interzeption. Ein Teil 
des Schnees bleibt in den Kronen hängen, verdunstet dort, 
schmilzt bei Tauwetter oder fällt in Klumpen zu Boden. Dies 
bewirkt, dass die Schneedecken in immergrünen Nadelbe-
ständen niedriger, stärker strukturiert und damit stabiler sind 
(MARGRETH, 2004; FREHNER et al., 2005).

Reine Laubwälder, vor allem Buchenwälder, sind für den Lawi-
nenschutz weniger geeignet, weil hier die Interzeption wesent-
lich geringer ist als im immergrünen Nadelwald. Daher gelangt 
mehr Schnee auf den Boden und die Schneedecke ist weniger 
strukturiert und damit labiler. Die Laubstreu bildet unter Schnee 
rutschige Polster, die vor allem bei Durchfeuchtung in der 
Schneeschmelze den Lawinenanriss begünstigen (PERZL, 2006). 
Dies gilt besonders für vergraste Bestände ohne ausreichende 
Verjüngung. In der Auslaufzone von Lawinen können Laubhölzer 
dagegen vorteilhaft sein, weil sie im Gegensatz zu Nadelhölzern 
eher gebrochen als entwurzelt werden und nach dem Ereignis 
wieder aus dem Stock ausschlagen (PERZL, 2006). 

Reine Lärchenbestände tragen wegen ihrer geringeren In-
terzeption ebenfalls weniger als immergrüne Nadelhölzer 
zum Lawinenschutz bei. Unter Lärchen bilden sich zudem 
häufig Grasfilze, die das Abrutschen von Schnee begünstigen 
(FREHNER et al., 2005).

Niedrige Bäume (z. B. Latschen, Grünerlen) halten dem 
Schneedruck nicht Stand und können wegen ihrer flexiblen 

2.3	 Lawinenschutzwald

2.3.1	 Allgemeines

Lawinen gehören wie Steinschlag, Rutschungen und Muren zu 
den alpinen Naturgefahren. Sie können große Schäden ver-
ursachen und Menschenleben gefährden. Seit langem ist be-
kannt, dass der Wald Schutz vor Lawinen bietet. Aus diesem 
Grund hat die Gemeinde Andermatt in der Schweiz (Kanton 
Uri) schon im Jahr 1397 einen Bannwald ausgewiesen.

Lawinen sind schnelle Massenbewegungen des Schnees mit 
einem Volumen von mehr 100 m3 und einer Länge von mehr 
als 50 Metern. Kleinere Ereignisse werden als Rutsche be-
zeichnet (EAWS, 2011). Bei ihrer Entstehung spielt die Witte-
rung eine bedeutende Rolle. Kalte, windige und schneereiche 
Tage begünstigen den Abgang von lockeren Triebschneean-
sammlungen. Milde Temperaturen rufen besonders an son-
nenexponierten Flanken Nassschneelawinen hervor.

In Deutschland gibt es Lawinen im bayerischen Hochgebirge 
und vereinzelt im Schwarzwald. Sie entstehen vor allem in den 
Hochlagen oberhalb der Waldgrenze und in der Latschen- und 
Grünerlenregion. Aber auch in den subalpinen Fichtenwäl-
dern und den Bergmischwäldern können Lawinen losbrechen, 
wenn die Wälder so stark aufgelichtet sind, dass sie keinen 
ausreichenden Schutz mehr bieten können. 

Unter ungünstigen Umständen können sich Schneedecken 
schon bei Hangneigungen ab 20 Grad bewegen. Eine potenti-
elle Lawinengefahr besteht in der Regel aber erst bei Hang-
neigungen ab etwa 30 Grad bis zu 55 Grad. Steilere Hänge 
werden durch wiederholte kleine Schneerutsche entlastet, so 
dass hier die Lawinengefahr gering ist (PERZL, 2005).

Die Stabilität der Schneedecke hängt neben der Hangnei-
gung, Hangform und der Hanglänge im Wesentlichen von 
ihrer Mächtigkeit und Dichte und der Bodenrauhigkeit ab 
(PERZL, 2005).

Lawinenereignisse, die Siedlungen oder Verkehrswege ge-
fährdet haben, werden in Lawinenkatastern erfasst, um be-
stehende und künftige Risiken richtig einschätzen zu können. 
Wo Lawinenschutzwälder fehlen, sind oft technisch sehr auf-
wändige und kostenintensive Lawinenverbauungen zur Gefah-
renabwehr notwendig. 

Intakte und funktionengerecht strukturierte Wälder schützen 
vor Lawinen, indem sie die Entstehung labiler Schneedecken 
weitgehend verhindern.

2.3.2	 Definition

Lawinenschutzwald vermindert die Gefahr von Lawinenanris-
sen und schützt damit Siedlungen, Verkehrswege und andere 
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ken, insbesondere des Waldschutzrisikos (z. B. Borkenkä-
ferbefall), sinnvoll sein, Windwürfe in Lawinenschutzwäl-
dern nicht aufzuarbeiten (SCHWITTER, 2002; FREHNER et 
al., 2005).

Weil im Wald das Klima ausgeglichener ist als im Freiland, 
bilden sich seltener destabilisierende Reifschichten auf den 
Schneeoberflächen. Diese begünstigen im Freiland das Ab-
gleiten neu hinzukommender Schneeschichten. Wegen ge-
ringerer Windgeschwindigkeiten im geschlossenen Wald sind 
dort auch labile Triebschneeansammlungen seltener als im 
Freiland oder in größeren Bestandslücken, wo sie häufig La-
winen auslösen (MARGRETH, 2004).

Abbildung 1: Auswirkungen des Waldaufbaus auf die Ausbildung der Schneedecke

Beschirmungsgrad Über 0,7; dicht bis sehr dicht, Kronen überwiegend verzahnt bis Kronen berühren sich. 

Baumarten Anteil von Laubholz oder Lärche max. 30 %

Schichtung Mehrschichtiger Bestandesaufbau mit dichter Verjüngung

Räumliche Anordnung
Bei ein- bis zweischichtigen Beständen keine Lücken. 

Bei mehrschichtiger Bestockung Stabilisierung von Lücken durch Waldverjüngung.

Tabelle 2: Das „Handbuch zur Sanierung von Schutzwäldern im bayerischen Alpenraum“. Mössmer et al. (1997) nennt folgende  
                 Merkmale für einen hohen Schutzgrad von Wald gegenüber Schneebewegungen (verkürzt).

Äste die Lawinengefahr sogar verstärken. Erst Bäume, die 
die Schneehöhe mindestens um das Doppelte überragen, 
sind wirksam (FREHNER et al., 2005). 

Für den Lawinenschutz leistet eine funktionengerechte 
Bestockung mit einem hohen Anteil aus immergrünen Na-
delhölzern den wesentlichen Beitrag (vgl. Tabellen 2 und 
3). Dabei ist zu beachten, dass gestufte Mischbestände we-
niger anfällig für großflächige Schadereignisse sind und 
deswegen auch langfristig den Lawinenschutz besser ge-
währleisten können. Aber auch Wurzelstöcke und liegendes 
Totholz erhöhen die Bodenrauhigkeit und festigen damit die 
Schneedecke. Daher kann es nach Betrachtung aller Risi-

Schneeprofile
geringe Inhomogenität 
durch Blätter, Zweige, 
Schneebrocken

hohe Inhomogenität durch 
Schnee/Eisbrocken, Nadeln, 
Zweige, Äste, Schmelzwas-
ser

zusätzliche 
Schneeablage

Hohe Stammzahl 
Nadelwald

ungestörter Schneedecken-
aufbau (evtl. zwischengela-
gerte Reifschichten)

Waldaufbau
Laubwald
Schneerutsch fördernde 
Laubstreu

Nadelwald einschichtig 
geschlossen Blösse

Rottenstruktur 
gut geschlossen 
hohe Stufigkeit!

Freiland

Schneehöhe 90 – 100% 70% 120% 70% 100%

(Ammer 1986, verändert nach Meyer-Grass & Imbeck, 1985) (BAYER. STAATSFORTSTVERWALTUNG, 1990)

Schneefall von den Kronen

Schnee- und Eisbrocken, Schmelzwasser

geringe Interception hohe
Interception

Schneeniederschlag

zusätzliche Schneeablagerung durch Windtransport
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	�langfristige und möglichst natürliche Verjüngung in klein-
flächig wechselnden Strukturen von Gruppen- bis Femel-
größe anstreben,

	�größere Lücken und lichte Schutzwälder zügig verjüngen 
und Jungpflanzen wo nötig durch technische Verbauungen 
vor Schneekriechen und -gleiten schützen,

	�keine großflächigen Auflichtungen oder Kahlschläge,
	��bei Hiebsmaßnahmen möglichst hohe Stöcke und Totholz 

belassen, um die Bodenrauigkeit zu erhöhen und die Ver-
jüngung auf Moderholz zu ermöglichen,

	��konsequenter Waldschutz gegen die Borkenkäfer der Fichte,
	�den Bedürfnissen der Waldverjüngung angepasste Wild-

bestände nachdrücklich anstreben.
(tw. nach WALENTOWSKI et al., 2006)

2.3.6	 Neuanlage von Wald 

Nicht oder nur licht bestockte Bereiche in Lawinenanriss-
gebieten werden in Bayern im Rahmen der Schutzwaldsa-
nierung aufgeforstet. Dabei können im Einzelfall technische 
Verbauungen notwendig sein. Querlieger, Schwellen und 
Dreibeinblöcke schützen junge Pflanzen, die sonst durch 
Schneekriechen und Schneegleiten herausgerissen oder ver-
formt würden. Temporäre Lawinenschutzverbauungen (Rund-
holzschneerechen) verhindern Lawinen, bis der Wald selbst 
nach 30 bis 50 Jahren den Schutz übernehmen kann. Wegen 
der hohen Kosten kommen solche Maßnahmen in erster Linie 
dort in Betracht, wo Siedlungen, Verkehrswege und wichtige 
Schutzwälder gefährdet sind (MÖSSMER et al., 1997). 

2.3.4	 Abgrenzung

2.3.4.1	 Lawinenschutzwald mit gesetzlicher Rechtsbindung
Bayern: Wälder, die vor Lawinen schützen, sind Schutzwälder 
im Sinne des Art. 10 Absatz 1 Bayerisches Waldgesetz. Sie 
sind in Schutzwaldverzeichnissen dokumentiert.

Baden-Württemberg: Wald zum Schutz vor Lawinen kann 
nach § 31 Waldgesetz für Baden-Württemberg durch Rechts-
verordnung zu Schutzwald erklärt werden. 

2.3.4.2	� Lawinenschutzwald entsprechend  
Waldfunktionenkartierung

Für die Waldfunktionenkartierung gelten bei der Abgrenzung 
folgende Kriterien:
Lawinenschutzwälder sind vor allem Wälder in potentiellen La-
winenanrissgebieten. Das sind Hänge mit einer Neigung zwi-
schen 30 und 55 Grad in den schneereichen Lagen der Gebir-
ge (Alpen und örtlich im Schwarzwald). Miterfasst werden die 
bestockten Partien in den Lawinengassen, Randbereichen und 
Auslaufzonen von Lawinenbahnen. Berücksichtigung finden 
auch die Lawinenkataster und Hinweise der Fachbehörden.

2.3.5	 Behandlungsgrundsätze

	�Standortgerechte Mischbestände bei einem möglichst ho-
hen Anteil immergrüner Nadelbäume in stabilen Struktu-
ren (z. B. Rotten) erhalten und wo nötig fördern,

	��den Anteil der stabilen und standortheimischen Weißtanne 
in den Bergmischwäldern mindestens halten und wo mög-
lich ausbauen,

Entstehungs- 
gebiet

Potentieller Bei-
trag des Waldes

Minimale  
Anforderungen

Anforderungen im  
Idealfall

Subalpine und  
hochmontane  
Nadelwälder

Groß in immergrünen  
Nadelwäldern ab 35°  
Hangneigung

Lückenlänge in Falllinie  
in Abhängigkeit von der  
Hangneigung:

Bei > 35° kleiner 50 m

Bei > 40° kleiner 40 m

Bei > 45° kleiner 30 m

Falls Lückenlänge größer, muss Lü-
ckenbreite geringer als 15 m sein.

Lückenlänge in Falllinie  
in Abhängigkeit von der  
Hangneigung:

Bei > 35° kleiner 40 m

Bei > 40° kleiner 30 m

Bei > 45° kleiner 25 m

Falls Lückenlänge größer, muss  
Lückenbreite geringer als 15 m sein

Ober- und untermontane 
Laub- und Mischwälder

Mittel ab 35°  
Hangneigung

Lückenlänge in Falllinie  
in Abhängigkeit von der  
Hangneigung:

Bei > 35° kleiner 50 m

Bei > 40° kleiner 40 m

Bei > 45° kleiner 30 m

Falls Lückenlänge größer, muss Lü-
ckenbreite geringer als 5 m sein.

Lückenlänge in Falllinie  
in Abhängigkeit von der  
Hangneigung:

Bei > 35° kleiner 40 m

Bei > 40° kleiner 30 m

Bei > 45° kleiner 25 m

Falls Lückenlänge größer, muss  
Lückenbreite geringer als 5 m sein.

Deckungsgrad muss über 50 % liegen. Lücken von Kronenrand zu Kronenrand gemessen.

Tabelle 3: Anforderungsprofil von Wald an den Lawinenschutz (vereinfacht nach FREHNER et al., 2005, NAIS Anhang 1)
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2.4.3	 Wirkungen 

Positive Effekte der Bewaldung für den Küstenschutz ergeben 
sich insbesondere aus der tiefen und intensiven Durchwurze-
lung durch Bäume und Sträucher und der damit verbundenen 
mechanischen Festigung des Bodens. Der Abtrag von Boden 
durch Wind, Regen und Hochwasser wird vermindert. Die Be-
waldung von Rohböden führt zur Anreicherung mit Streu und 
Humus und zur Ansiedlung weiterer Pflanzenarten, die dann 
ebenfalls zur Festigung des Bodens beitragen.

Küstenschutzwälder vermindern in nachgelagerten Feldkul-
turen Windschäden und Ertragsdepressionen. Sie tragen zur 
Verbesserung des Lokalklimas im Küstensaum bei. Gleich-
zeitig sichern sie – soweit dies mit den Anforderungen des 
Küstenschutzes zu vereinbaren ist – bedeutende Erholungs-
funktionen: Küstenschutzwälder haben häufig einen hohen 
ästhetischen Wert, sie bieten Schutz vor starken Seewinden 
und spenden Schatten.

Eine besondere Küstenschutzwirkung ist gefordert, wenn 
Wälder als Form ingenieurbiologischer Bauweise direkter Be-
standteil von Küstenschutzanlagen sind. Küstenschutzanlagen 
werden für solche Küstenbereiche errichtet, an denen Siedlun-
gen und Verkehrswege durch Sturmfluten und Küstenrückgang 
konkret gefährdet sind. Im Bereich zwischen der Außenküsten-
linie und dem Deich tragen Waldflächen im Sturmflutfall als 
dämpfendes Element zum Schutz der Deichanlagen bei, indem 
die Wellenbelastung vermindert wird. Dies gilt in Abhängig-
keit vom Waldaufbau insbesondere bei Waldstreifen über 30 m 
Breite. Um die Erfüllung der Schutzfunktion für Deichanlagen 
optimal zu gewährleisten empfiehlt WEISS (1992) eine Mindest-
breite der Küstenschutzwaldstreifen von 75 – 100 m.

2.4.4	 Abgrenzung 

Eine Funktion für den Küstenschutz kann für alle küstennahen 
Wälder abgeleitet werden, unabhängig vom rechtlichen Status, 
von der Art der Entstehung sowie von der jeweiligen Küsten-
form. Im Rahmen der Waldfunktionenkartierung sind daher alle 
Waldflächen zu erfassen, die sich in einem Abstand von 300 m 
zur Mittelwasserlinie an Küstengewässern befinden.

Darüber hinaus können bei fehlender Bewaldung direkt am 
Küstensaum weitere Waldflächen als Küstenschutzwald kar-
tiert werden, wenn sie die Schutzfunktion erfüllen und einen 
Abstand von höchstens 500 m zur Mittelwasserlinie aufweisen.

Küstenschutzwald kann als Bestandteil von Küstenschutz-
anlagen nach Maßgabe der Wassergesetze der Länder einen 
förmlich festgesetzten Schutzstatus aufweisen. In Meck-
lenburg-Vorpommern gelten z. B. die auf Grundlage des 
DDR-Wasserrechts ausgewiesenen Küstenschutzgebiete fort.

2.4	 Küstenschutzwald

2.4.1	 Allgemeines

Die Küsten von Nord- und Ostsee sind besonders dynamische 
Grenzsäume zwischen Land und Meer. Sie bedürfen – genau wie 
das angrenzende Hinterland – des Schutzes vor Sturm, Ufer-
abtrag und Hochwassern. Wälder können einen wesentlichen 
Beitrag zum Küstenschutz leisten. Vor dem Hintergrund des 
mit dem Klimawandel erwarteten Anstiegs des Meeresspiegels 
(Prognosewert Ostsee: + 20 bis + 30 cm bis 2100 nach dem Mo-
dell KlimaMORO) und einer Häufung von Extremwetterlagen mit 
Sturmflutereignissen ist davon auszugehen, dass Aspekte des 
Küstenschutzes zukünftig noch an Bedeutung gewinnen werden.

Die Küstenschutzfunktion von Wäldern kann als eine beson-
dere Form des Bodenschutzes angesehen werden. Die im 
Kapitel Bodenschutzwald formulierten Aussagen zu Wirkun-
gen, Funktionen und Behandlungsgrundsätzen treffen daher 
generell auch auf den Küstenschutzwald zu. Nachfolgend soll 
deshalb nur auf die Besonderheiten des Küstenschutzwaldes 
– teilweise extreme Windeinwirkungen, Salzeinträge und die 
Gefahr von Sturmfluten – eingegangen werden. 

Der Aufbau der Außenküsten ist von Natur aus durch einen Wech-
sel von Steil- und Flachküsten geprägt. Im küstendynamischen 
Prozess bilden die Steilküsten das Gerüstelement. Dort werden 
große Mengen an Material abgetragen und letztendlich in Rich-
tung der Flachküsten transportiert. Flachküsten profitieren also 
wesentlich von der Sedimentschüttung der benachbarten Steil-
küsten; sie können in einigen Abschnitten sogar einen positiven 
Sedimenthaushalt aufweisen. Typisch für Flachküsten mit Neu-
landbildung ist die Entstehung von Haken und Nehrungen.

So vielgestaltig wie die Küsten sind auch die küstennahen 
Wälder. An den Steilküsten der Ostsee sind Wälder in der 
Regel natürlich gewachsen und erst im Laufe der Zeit durch 
Abbrüche direkt an die Küste gerückt. Die Wälder an Flach-
küsten hingegen wurden in überflutungsgefährdeten Berei-
chen häufig zur Festlegung von Dünen oder zum Schutz der 
Deiche künstlich angelegt. In den durch Sedimentanlandung 
neu entstandenen Flachküstenbereichen bilden sich oft auch 
Küstenwälder durch natürliche Sukzession.

2.4.2	 Definition 

Küstenschutzwald schützt den unmittelbaren Küstenbereich 
vor den Auswirkungen von Wasser- und Winderosion, Boden-
rutschungen, Bodenverwehungen, Aushagerung oder Salz- 
eintrag. Er verbessert das Mikroklima und vermindert im Hin-
terland Schäden auf landwirtschaftlichen Flächen und in den 
Siedlungsbereichen.
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Besondere Behandlungsgrundsätze gelten für Küstenschutz-
wälder, die Schutzfunktionen für landeinwärts befindliche 
Deichanlagen erfüllen sollen. Um im Falle einer Sturmflut die 
Wellenenergie effektiv zu vermindern, ist ein gleichmäßig ver-
teilter, horizontal und vertikal dichter Bewuchs aus elastischen 
Baum- und Straucharten anzustreben, der einen möglichst 
großen Reibungswiderstand auf kleiner Fläche gewährleistet 
(WEISS,1992; BENCARD, o. J.; HELLER & HARTIG, 2013).

Geeignete Gehölze für die Anlage von Küstenschutzwald sind 
Arten, die an die im Küstenbereich vorherrschenden Stand-
ortbedingungen angepasst sind bzw. diese tolerieren. Die we-
sentlichen Eigenschaften sind:

	�Windhärte (insbesondere der seeseitige Waldrand soll 
den Windschutz des Bestandes übernehmen)

	�Elastizität (anhaltender Widerstand gegen durchlaufende 
Wellen im Überflutungsfall)

	�Toleranz gegenüber Salzwasser und Übersandung
	�Intensive Durchwurzelung des Oberbodens
	�Hohes Regenerationsvermögen (Bildung von Stockaus-

schlag bzw. Wurzelbrut)

In Abhängigkeit von den standörtlichen Bedingungen sowie 
der konkreten Funktion des Küstenschutzwaldes (naturna-
her Küstenwald oder Deichschutzanlage) können folgende 
Baum- und Straucharten empfohlen werden:

Gemeine Kiefer (Pinus sylvestris), Schwarz-Erle (Alnus glu-
tinosa), Weiß-Erle (Alnus incana), Sand-Birke (Betula pen-
dula), Stiel-Eiche (Quercus robur), Trauben-Eiche (Quercus 
petraea), Reif-Weide (Salix daphnoides), Sal-Weide (Salix 
caprea), Aspe (Populus tremula), Berg-Ahorn (Acer pseudo-
platanus), Silber-Pappel (Populus alba), Spitz-Ahorn (Acer 
platonides), Feldahorn (Acer campestre), Eberesche (Sorbus 
aucuparia), Sanddorn (Hippophae rhamnoides), Hecken-Rose 
(Rosa canina), Kreuzdorn (Rhamnus cathartica), Gewöhnliche 
Traubenkirsche (Padus avium), Weißdorn (Crataegus mono-
gyna) und Schwarzer Holunder (Sambucus nigra). 

2.4.4.1	 Behandlungsgrundsätze 
Bei forstwirtschaftlichen Maßnahmen im Bereich von Küsten-
schutzwäldern sind die rechtlichen Rahmenbedingungen zu 
berücksichtigen. So sind Steilküsten und Küstendünen gesetz-
lich geschützte Biotope nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz.

Daneben existieren spezielle Regelungen in den betreffenden 
Bundesländern.

Beispiel Mecklenburg-Vorpommern: 
§ 87 Abs. 3 Landeswassergesetz Mecklenburg-Vorpommern: 
Verbot von wesentlicher Veränderung, Beseitigung und Be-
schädigung des schützenden Bewuchses auf den durch Küs-
tenschutzanlagen gesicherten Steilufern und innerhalb eines 
Bereiches von 50 m landwärts der Böschungsoberkante.

§ 13 Abs. 3 Landeswaldgesetz Mecklenburg-Vorpommern: 
Kahlhiebe im Wald, der sich in einem Abstand von bis zu 300 
Metern zur Mittelwasserlinie an Küstengewässern befindet, 
bedürfen der vorherigen Genehmigung der Forstbehörde.

Für die Erfüllung der Küstenschutzfunktion ist der Waldauf-
bau von entscheidender Bedeutung. Standortangepasste, na-
turnah aufgebaute Wälder weisen meist die erforderliche hohe 
Stabilität auf. In Küstenschutzwäldern sollte eine strukturrei-
che Dauerbestockung angestrebt werden. Die Wahrung bzw. 
Verbesserung der Schutzfunktion steht im Küstenschutzwald 
im Vordergrund. Wirtschaftliche Aspekte der Holznutzung tre-
ten dahinter zurück. Pflegeeingriffe sowie Nutzungen sollten 
einzelstammweise bis femelartig erfolgen. Kahlschläge sind 
im Küstenschutzwald zu vermeiden. Insbesondere an Steil-
küsten kann auch eine niederwaldartige Bewirtschaftung der 
Waldbestände im Stockausschlagbetrieb sinnvoll sein, um 
Bodenrutschungen zu verhindern. Dabei sollte jedoch nie-
mals der Schutzwaldstreifen auf kompletter Breite auf den 
Stock gesetzt werden.
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haltung von Wald als Ausgleichsfaktor zur Verbesserung des 
Stadtklimas. Weiterhin werben Kur- und Erholungsorte mit 
klimatischen Vorzügen und Besonderheiten, die häufig nicht 
zuletzt maßgeblich durch die Existenz von Wäldern beein-
flusst werden.

In der Waldfunktionenkartierung werden unter der Klima-
schutzfunktion somit ausschließlich die positiven Wirkungen 
des Waldes für das lokale und regionale Klima betrachtet.

2.5.2	 Definition

Wald mit lokaler Klimaschutzfunktion schützt Siedlungen, 
Kur-, Heil- und Freizeiteinrichtungen sowie Erholungsberei-
che, landwirtschaftliche Nutzflächen und Sonderkulturen vor 
Kaltluftschäden und nachteiligen Windeinwirkungen. Er schafft 
Ausgleich von Temperatur- und Luftfeuchtigkeitsextremen. 

Wald mit regionaler Klimaschutzfunktion schützt und verbes-
sert das Klima in Verdichtungsräumen durch Luftaustausch.

2.5	 Klimaschutzwald

2.5.1	 Allgemeines

Wälder erfüllen auf globaler Ebene zwei bedeutende Klima-
funktionen: Erstens zählen sie zu den wichtigsten Kohlenstoff-
speichern und haben das Potenzial zur Kohlendioxid-Senke, 
wenn sie im Zuge einer Erhöhung des Biomassevorrats mehr 
CO2 aufnehmen als sie veratmen. Allerdings können Wälder 
auch zu CO2-Quellen werden, wenn die Holzverluste (z.B. in-
folge von Stürmen oder Kalamitäten) den Holzzuwachs über-
treffen (BAFU, 2006). Zweitens wirken Wälder aufgrund ihrer 
Verdunstung und durch die Schattenbildung abkühlend. Vor 
allem große zusammenhängende Waldflächen prägen somit 
das Klima erheblich mit (LATIF, 2009). Durch eine nachhaltige, 
auf Walderhaltung ausgerichtete Wirtschaftsweise werden 
diese Funktionen erhalten. 

Die fortschreitende Expansion von Ballungszentren und die 
zunehmende Urbanisierung erfordern die Schaffung bzw. Er-

Abbildung 2: Reichweite und Wirkungen einer Windschutzpflanzung (ARBEITSGRUPPE LANDESPFLEGE, 1982)
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2.5.4.2	 Klimaschutzwald mit Rechtsbindung
Klimaschutzwald kann in mehreren Bundesländern als 
Schutzwald oder Bannwald nach landesrechtlichen Vorschrif-
ten festgesetzt werden. Bisher wurde von der Möglichkeit nur 
im Zusammenhang mit weiteren Funktionen (z. B. Lärm-, 
Sicht-, Immissionsschutz) Gebrauch gemacht.

2.5.5	 Behandlungshinweise

Lokaler Klimaschutzwald erfüllt seine Schutzfunktion im All-
gemeinen dann am besten, wenn er sich aus dauerbestockten, 
hohen und geschlossenen Waldbeständen zusammensetzt. 
Spezielle Wirkungen hingegen, z. B. Windschutz, werden eher 
durch gestufte, aber noch durchlässige Bestände erzielt, da 
zu dichter Wald nachteilige Turbulenzen erzeugt.

Soll Wald die Entstehung von Kaltluft hemmen oder deren Ab-
fluss unterbinden, so ist auf den Erhalt einer ausreichenden 
Tiefe zu achten, da ansonsten die angestaute Kaltluft durch 
Überfallwinde dennoch in die zu schützenden Flächen trans-
portiert werden kann (VAN EIMMERN & HÄCKEL, 1984).

Beispielsweise können in der Nähe von Kureinrichtungen 
spezielle Anforderungen hinsichtlich der Baumartenwahl be-
stehen (z. B. Minderung von allergenen Belastungen durch 
Pollen).

Im regionalen Klimaschutzwald steht die Walderhaltung im 
Vordergrund, eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung ist in 
der Regel funktionengerecht.

2.5.6.	 Neuanlage von Wald

Grundsätzlich ist eine Waldmehrung auch unter dem Aspekt 
des Klimaschutzes sehr wünschenswert. Damit der Wald die-
se Funktion erfüllen kann, ist in Abhängigkeit vom Schutzob-
jekt eine Mindestfläche erforderlich.

Es kann die Notwendigkeit bestehen, bestimmte Bereiche von 
der Erstaufforstung auszuschließen. Dies gilt z. B. für Stand-
orte, bei denen die Neuanlage von Wald im Einzelfall einen 
unerwünschten Kaltluftstau erzeugen würde oder für Frisch- 
luftschneisen, die den Austausch von Luftmassen bewirken.

2.5.3	 Wirkungen

Der vielschichtige, vertikale Aufbau des Kronenraums erzeugt 
im Wald eine klimatisch wirksame Oberfläche, die ein Vielfa-
ches der unmittelbar überdeckten Bodenoberfläche beträgt. 
Dies bedingt die gegenüber dem Freiland unterschiedlichen 
Strahlungs-, Licht-, Temperatur-, Feuchte- und Windverhält-
nisse, die insgesamt das Besondere des Waldklimas aus-
zeichnen (VAN EIMMERN & HACKEL, 1984).

Wald verhindert die Entstehung und den Abfluss von Kaltluft 
und schützt insbesondere im geneigten Gelände nachgelager-
te Flächen vor schädlichen Frosteinwirkungen.

Wald schützt nachgelagerte Flächen vor Windeinwirkung. 
Dies kann bis zu einem Abstand, der dem 25-fachen der Höhe 
des Waldbestandes entspricht, nachgewiesen werden (MIT-
SCHERLICH, 1978; FLEMMING, 1994).

Wald beeinflusst die Luftfeuchte und Temperatur unmittelbar 
angrenzender Flächen positiv und schafft ein besseres Kli-
ma; allerdings ist diese Wirkung nicht so weitreichend wie die 
Windabschwächung. Dennoch ist dieser Einfluss bei größeren 
Waldflächen in Windrichtung bis zu 400 m belegt (TYRVÄINEN 
et al., 2005).

2.5.4	 Abgrenzung

2.5.4.1	 Klimaschutzwald ohne Rechtsbindung
Lokaler Klimaschutzwald kann im Anhalt an das Relief dort 
ausgeschieden werden, wo er unerwünschte Wind-, Kaltluft-, 
Temperatur- und Feuchtigkeitswirkungen vermindert oder 
erwünschte Wirkungen erzeugt (z. B. Wald auf Steilhängen, 
Plateaurandlagen).

Reliefunabhängig kann lokaler Klimaschutzwald dort ausge-
schieden werden, wo die zu schützenden Objekte bzw. Berei-
che ein besonderes Klima behalten sollen. Die Flächenab-
grenzung ist gutachterlich vorzunehmen.

Kartiert werden Waldflächen in direkter Nachbarschaft von 
Wohngebieten und Erholungsanlagen sowie von landwirt-
schaftlichen Sonderkulturen (z. B. frostempfindliche Gemü-
seanbau- oder Weinbauflächen). Ebenso kann Wald in der 
unmittelbaren Umgebung eines anerkannten Kur-, Heil- und 
Erholungsortes als Klimaschutzwald ausgeschieden werden. 
Auch bei Ver- und Entsorgungseinrichtungen (z. B. Deponien) 
kann Wald durch Ausgleich von Temperatur und Luftfeuchte 
die Gefahr der Selbstentzündung und Überhitzung abmindern.

Regionaler Klimaschutzwald kann im Umfeld von Verdich-
tungsräumen gutachtlich im Anhalt an die Größe des Verdich-
tungsraumes sowie die Lage und Ausdehnung der Waldgebie-
te ausgeschieden werden. Bei der Abgrenzung sind zusätzlich 
das Relief und die Hauptwindrichtung zu berücksichtigen.
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von Baumart und Bestandesstruktur, um durchschnittlich das 
1,5- bis 3-fache (BMELF, 1997); besonders effektiv filtern stu-
fig aufgebaute immergrüne Nadelbaumbestände. 

Bei Überschreitung von kritischen Schadstoffkonzentrati-
onen in der Luft (Critical Level) werden die Bäume auf dem 
direkten Luftpfad physiologisch geschwächt bzw. geschädigt. 
Die Einträge in die Waldböden führen bei Überschreitung der 
kritischen Frachten (Critical Loads) zu langfristigen Verän-
derungen und Schäden an Humus und Boden (z. B. Boden-
versauerung, Tonmineralzerstörung, Nährstoffverarmung 
oder -anreicherung, Schwermetallmobilisierung) sowie der 
Bestockung (z. B. Ernährungsmängel oder -ungleichgewichte, 
Frostgefährdung, Vitalitätsverluste) (BMELF, 1997). Langfris-
tig kann das zur Minderung oder gar Aufhebung der Schutz-
funktion durch Auflösung der Bestandesstruktur führen.

2.6.4	 Abgrenzung

2.6.4.1	� Lokaler Immissionsschutzwald ohne  
Rechtsbindung

Voraussetzung für die Kartierung ist das Vorhandensein eines 
Emittenten (z. B. Industrie-, Gewerbegebiet, Abbaustätte ober-
flächennaher Rohstoffe, Deponie) und eines schützenswerten 
Objektes (insbesondere Arbeits-, Wohn-, Erholungsbereich, 
wertvolles Biotop). Die Abgrenzung erfolgt nach Schutzabstän-
den um den Emittenten. Als Hilfsmittel kann der Abstandser-
lass des Landes Nordrhein-Westfalen verwendet werden, der 
normierte Abstände ausweist, die, nach Anlagen-/Betriebsar-
ten gegliedert, in der Bauleitplanung dem Schutz der Nach-
barschaft vor unzumutbaren Belastungen dienen („Immissi-
onsschutz in der Bauleitplanung“, MUNLV, 2007). Dieser Erlass 
beinhaltet Abstandsfestlegungen für über 200 Anlagenarten 
in 7 Abstandsklassen von 1500 bis 100 m. Bei der Abgrenzung 
von lokalem Immissionsschutzwald wird empfohlen, sich auf 
genehmigungsbedürftige Anlagen nach Immissionsschutz-
recht (4. BImSchV) zu beschränken. Wald, der innerhalb dieser 
Schutzabstände liegt, übt eine Immissionsschutzfunktion aus, 
wenn er sich in direkter Verbindung zwischen Emittent und zu 
schützendem Objekt befindet. Die Abgrenzung ist ggf. den örtli-
chen Ausbreitungsbedingungen (Orografie, Hauptwindrichtung 
usw.) anzupassen. Überlagern sich Emissionen mehrerer An-
lagen, ist für die Bemessung des Schutzabstandes die Anlage 
maßgebend, die den weitesten Schutzabstand erfordert.

Lokaler Immissionsschutzwald dient der Verminderung 
nachteiliger Auswirkungen von stofflichen Emissionen und 
Geruchsbelastungen; er schützt aber nicht vor Lärm (siehe 
Kapitel 2.7) sowie Belastungen durch elektromagnetische 
Strahlung. Dementsprechend sind die relevanten Emittenten 
aus dem Abstandserlass auszuwählen. Nicht im Erlass ge-
nannte Anlagetypen sind, ihrer Emissionsart und -intensität 
entsprechend, gutachtlich einzuordnen. In Tabelle 4 sind für 
jede Abstandsklasse einige der für die Waldfunktionenkartie-
rung bedeutsamen Anlagetypen aufgeführt.

2.6	 Immissionsschutzwald

2.6.1	 Allgemeines

Bedingt durch die gesellschaftliche, wirtschaftliche und in-
dustrielle Entwicklung kommt es zu vielgestaltig auftreten-
den Immissionen, die die Luftqualität insgesamt beeinträch-
tigen. Der Wald ist aufgrund seiner Filterwirkung in der Lage, 
der Luft Schadstoffe zu entziehen und so den Menschen bzw. 
andere Schutzgüter vor nachteiligen Wirkungen zu schüt-
zen. Gleichzeitig können diese Immissionen zu nachhaltigen 
Schädigungen an Wald und Boden führen. Die Forstwirtschaft 
selbst kann nur örtlich sehr begrenzt und nur vorübergehend 
durch entsprechende Bewirtschaftungs- und Anpassungs-
maßnahmen versuchen, die Schäden hinauszuzögern und 
möglichst gering zu halten. Die Luftreinhaltung und die hierzu 
notwendige Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen bleibt 
eine vorrangig gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Der Lärm als eine spezielle Form der Immission wird im Kapi-
tel 2.7 „Lärmschutzwald“ behandelt.

2.6.2	 Definition

Wald mit Immissionsschutzfunktion mindert schädliche oder 
belastende Einwirkungen, besonders durch Stäube, Aerosole 
und Gase. Er schützt damit Wohn-, Arbeits- und Erholungsbe-
reiche, land- und forstwirtschaftliche Flächen sowie andere 
schutzbedürftige Objekte vor nachteiligen Wirkungen dieser 
Immissionen (STAATSBETRIEB SACHSENFORST, 2010).

Lokaler Immissionsschutzwald ist definiert durch seine Lage 
zwischen Emittenten und einem zu schützenden Bereich.

Regionaler Immissionsschutzwald ist gekennzeichnet durch sei-
ne Lage in belasteten Gebieten mit Immissionen, die sich keinem 
konkreten Emittenten zuordnen lassen und für die menschliche 
Gesundheit geltende Grenzwerte überschreiten. Von Bedeutung 
sind Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, Feinstaub und Ozon. 

2.6.3	 Wirkungen

Die Immissionsschutzwirkung von Wald beruht auf dem Ver-
mögen der Bäume, die in der Atmosphäre enthaltene gas-, 
staubförmige und gelöste „Wirkstoffe“ herauszufiltern. Da-
durch wird die Luftqualität für die nachgelagerten Bereiche (z. 
B. Siedlungen, Erholungsgebiete, land- und forstwirtschaftli-
che Nutzflächen) verbessert.

Wälder wirken auf Grund ihrer strukturbedingten großen 
Rauigkeit und ihrer oft exponierten Lage (Höhenlage, Re-
lief) als effektiver Filter für Luftverunreinigungen. Trockene 
gas- und staubförmige Luftinhaltsstoffe sowie im Regen oder 
Nebel gelöste Elemente werden in die Stoffkreisläufe der 
Waldökosysteme eingeschleust. Die Einträge (Depositionen) 
in Waldbestände übertreffen die Freilandeinträge, abhängig 
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Abstands-
klasse Abstand [m] Anlagen-/Betriebsart (Beispiele)

I 1.500
Kraftwerke mit Feuerungsanlagen für den Einsatz von Brennstoffen, soweit die 
Feuerungswärmeleistung 900 MW übersteigt; …

II 1.000
Anlagen zur Herstellung von Holzspanplatten, Holzfaserplatten oder Holzfasermatten; 
Anlagen zur Herstellung von Ausgangsstoffen für Pflanzenschutzmittel und von Bioziden; …

III 700
Anlagen zur Herstellung von Zementklinker oder Zementen; Anlagen zur fabrikmäßigen 
Herstellung von Säuren, Basen, Salzen; …

IV 500
Anlagen zur Herstellung von Glas oder Glasfasern auch soweit aus Altglas hergestellt; Anlagen 
zur Herstellung von Schmierstoffen wie Schmieröle, Schmierfette, Metallbearbeitungsöle; …

V 300
Steinbrüche, in denen Sprengstoffe verwendet werden; Anlagen zur fabrikmäßigen 
Herstellung von Tierfutter durch Erwärmen der Bestandteile tierischer Herkunft; …

VI 200
Anlagen zum Trocknen von Braumalz (Malzdarren) mit einer Produktionsleistung von weniger
als 300 Tonnen Darrmalz je Tag als Vierteljahresdurchschnittswert; …

VII 100
Kleintierkrematorien; Anlagen zur Behandlung von Altautos mit einer Durchsatzleistung 
von fünf Altautos oder mehr je Woche; …

Tabelle 4:	� Beispiele für genehmigungsbedürftige Anlagen und Abstandsklassen nach dem  
Abstandserlass für das Land Nordrhein-Westfalen (MUNLV, 2007)

Komponente Kenngröße Einheit
Grenzwert
(zulässige Überschrei-
tungshäufigkeit pro Jahr)

Bemerkungen

Schwefeldioxid (SO2) 
3)

1-h-Wert μg/m³ 350 (24-mal) 1)

24-h-Wert μg/m³ 125 (3-mal) 1)

Stickstoffdioxid (NO2)

1-h-Wert μg/m³ 200 (18-mal)

Jahresmittel μg/m³ 40 1)

Feinstaub – PM10

24-h-Wert μg/m³ 50 (35-mal) 1)

Jahresmittel μg/m³ 40 1)

Feinstaub – PM2,5 Jahresmittel µg/m³ 25 2)

Tabelle 5: �Grenzwerte für Luftschadstoffe (nach BImSchV). Stickstoffoxide: NO + NO2 (als NO2); PM10: Feinstaub (Particulate Matter) mit einem 
Durchmesser < 10 μm; PM2,5: Feinstaub (Particulate Matter), Durchmesser < 2,5 μm; zul. Überschr.: Anzahl der zulässigen Über-
schreitungen pro Jahr; max. 8-h-Wert: höchster 8-Stunden-Mittelwert eines Tages aus stündlich gleitenden 8-Stunden Mittelwerten; 
1) und 2) Daten beim UBA vorhanden; 2) Daten nur für die Jahre 2010 und 2011; Grenzwert ist einzuhalten ab 01.01.2015.; 3) UBA-Daten 
nur als Jahresmittelwert.
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Neben der Bestandesbehandlung ist auch dem Boden erhöhte 
Aufmerksam zu widmen (Langzeitwirkung); im Bedarfsfall ist 
durch Maßnahmen (z. B. Kompensationskalkung) zu reagieren.

Allgemeingültige waldbauliche Empfehlungen für Wald mit 
Immissionsschutzfunktion sind:

	�Erhaltung eines stufig aufgebauten und intakten Waldrandes
	��Erhaltung auch stark geschädigter Bestände (hinhalten-

der Widerstand)
	��Förderung von immissionstoleranten Gehölzarten und  

Individuen
	�Förderung des Zwischenstandes
	�Frühzeitige Vorausverjüngung in geschädigten Beständen

Im regionalen Immissionsschutzwald steht die Erhaltung bzw. 
Entwicklung stabiler Waldbestände im Vordergrund.

2.6.6	 Neuanlage von Wald

Die Neuanlage von Immissionsschutzwald ist nur bei loka-
len Emittenten sinnvoll, da für eine regionale Immissions-
schutzwirkung sehr großflächige Aufforstungen erforderlich 
wären. Die Aufforstungsfläche muss zwischen dem Emitten-
ten und einem schutzwürdigen Objekt liegen. Der zukünftige 
Wald ist hinsichtlich der Gehölzartenwahl und räumlichen 
Struktur so anzulegen, dass er die Schutzwirkungen optimal 
entfalten kann.

Die Tiefe des Immissionsschutzwaldes sollte insbesondere 
bei Tierproduktionsanlagen in Hauptwindrichtung mindes-
tens 100 m und in der seltensten Windrichtung mindestens 
50 m betragen. Am günstigsten ist die Anlage des Schutzwal-
des vor Inbetriebnahme der Stallanlage, da er seine Funktion 
erst nach mehreren Jahren voll erfüllen kann (Höhe 5 – 6 m) 
(STAATSBETRIEB SACHSENFORST, 2005).

2.6.4.2	� Regionaler Immissionsschutzwald ohne 
Rechtsbindung

Zur Abgrenzung des regionalen Immissionsschutzwaldes wer-
den für den Schutz der menschlichen Gesundheit Immissi-
onsgrenzwerte der 39. BImSchV empfohlen (siehe Tabelle 5). 
Hierfür liegen regionalisierte Immissionsdaten in den Umwel-
tämtern einiger Bundesländer bzw. bundesweit beim Umwelt-
bundesamt vor (http://gis.uba.de/Website/luft/index.htm). Für 
die Ermittlung der Immissionsbelastung sind langjährige Mit-
telwerte heranzuziehen. 

Aus den derzeit vorliegenden Daten geht hervor, dass die 
Grenzwerte nur bei Ozon in einigen Regionen der Bundesre-
publik Deutschland überschritten werden. Bei den übrigen 
Luftschadstoffen wurden großräumige Grenzwertüberschrei-
tungen nicht gemessen. Die Abgrenzung von regionalem Im-
missionsschutzwald sollte von der künftigen Entwicklung der 
immissionsschutzrechtlichen Vorgaben sowie der in der Luft 
erreichten Konzentrationen dieser Schadstoffe abhängig ge-
macht werden.

2.6.4.3 	 Immissionsschutzwald mit Rechtsbindung
Das Bundeswaldgesetz und mehrere Landeswaldgesetze 
geben den Forstbehörden die Möglichkeit, Wald förmlich zu 
Immissionsschutzwald zu erklären, wenn er, im Interesse des 
Gemeinwohls, der Abwehr oder Verhütung der durch Luft-
verunreinigungen bedingten Gefahren, erheblicher Nachteile 
oder erheblicher Belästigungen dient. Die Erklärung erfolgt 
auf der Grundlage des entsprechenden Landeswaldgesetzes. 
Sie kann mit Auflagen hinsichtlich der Waldbewirtschaftung 
verbunden sein. 

Bisher wurde in den Bundesländern von dieser Möglichkeit 
kein Gebrauch gemacht.

2.6.5	 Behandlungshinweise

Die Behandlung von Wald mit lokaler Immissionsschutzfunk-
tion sollte anlagenbezogen, d. h. abgestimmt auf die spezielle 
Art (Gas, Staub) und Intensität der Immission erfolgen. In der 
Regel ist eine mehrschichtige, dem Standort angepasste Dau-
erbestockung mit einem hohen Anteil immergrüner Gehölze, 
welche ganzjährig die gewünschte Funktion erfüllen kann, an-
zustreben. 
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(WÖLFEL MEßSYSTEME – SOFTWARE GMBH, 2009, Anhang 1). 
Bei diesen Messungen befanden sich sowohl Quelle als auch 
Empfänger in unmittelbarer Nähe des Waldrandes.

Andere Messungen (HIRSCH & TRIMPOP, 2010) ergaben, dass 
auch bei größeren Entfernungen zwischen Quelle und Emp-
fänger eine Dämpfung durch Abschirmung beim Überstrei-
chen eines Waldstückes erreicht wird. Im Ergebnis einer Lite-
raturrecherche der TU Dresden (BERNHOFER, C., ZIEMANN, 
A. U. DONIX, T.: Datenrecherche, 2012) ergaben sich Dämp-
fungen von 14 dB auf 100 m Bewuchs. 

2.7.4	 Abgrenzung

2.7.4.1	  Lärmschutzwald ohne Rechtsbindung
Lärmschutzwald wird kartiert, wo ein schützenswertes Objekt 
innerhalb der Grenzen eines Schallpegelbereichs von entweder 
> 55 dB(A) LDEN

3 oder > 45 dB(A) LNight
4 liegt. Dies sind auch die 

Bereiche, die bei der Lärmkartierung gemäß 34. BImSchV mit 
Isophonen-Bändern (Kurven gleicher Lautstärkepegel) darge-
stellt werden.

Schützenswerte Objekte liegen unter Anlehnung an § 47a 
BImSchG insbesondere in

	�bebauten Gebieten,
	�öffentlichen Parks oder anderen ruhigen Gebieten eines 

Ballungsraums,
	�der Umgebung von Schulgebäuden, Krankenhäusern und 

anderen schutzwürdigen Gebäuden und Gebieten, die dem 
Aufenthalt von Menschen dienen.

Aller Wald zwischen dem zu schützenden Objekt und der 
Schallquelle, in der die genannten Zielwerte überschritten wer-
den, wird kartiert. Dazu gehören auch Waldflächen, die angren-
zenden Wald mit besonderer Erholungsfunktion (siehe Kapitel 
3) vor Umgebungslärm schützen (vgl. Sondergutachten des Ra-
tes von Sachverständigen für Umweltfragen, 1999).

Lärm an Verkehrswegen
An Verkehrswegen überlagern sich Lärm und Luftschadstof-
fe. Von den Menschen wird vor allem Lärm als Belästigung 
empfunden.

Mit der Verabschiedung der Richtlinie 2002/49/EG (EU-Umge-
bungslärmrichtlinie) über die Bewertung und Bekämpfung von 
Umgebungslärm setzt die Europäische Union neue Akzente 
im Lärmschutz. Diese Richtlinie verfolgt das langfristige Ziel, 
schädlichen Umgebungslärm zu vermeiden, ihm vorzubeugen 
oder ihn zu verringern. Die Umsetzung dieser europäischen 
Richtlinie in deutsches Recht erfolgte über eine Einfügung der 
§§ 47a bis 47f in das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm-
SchG) und dem Erlass der Verordnung über die Lärmkartie-
rung (34. BIMSCHV). 

2.7	 Lärmschutzwald

2.7.1	 Allgemeines

Schall entsteht durch mechanische Schwingungen einer 
Schallquelle, die sich in der Luft wellenförmig ausbreiten. An 
Verkehrswegen spricht man von Linienschallquellen, bei An-
lagen von punktuellen Schallquellen. Subjektiv störende Ge-
räusche werden als Lärm empfunden.

Umgebungslärm bezeichnet unerwünschte oder gesund-
heitsschädliche Geräusche im Freien, die durch Aktivitäten 
von Menschen verursacht werden, einschließlich des Lärms, 
der von Verkehrsmitteln (Straßenverkehr, Eisenbahnverkehr, 
Flugverkehr) sowie von bestimmten Industriegeländen aus-
geht (Richtlinie 2002/49/EG, Artikel 3).

Dabei besteht eine Abhängigkeit von:
	�den Eigenschaften der Schallquelle (Schallleistung, Richt-

charakteristik, Schallspektrum),
	�der Geometrie des Schallfeldes (Lage der Schallquelle zum 

Empfänger, zum Boden und Hindernissen im Schallfeld),
	�den örtlichen Ausbreitungsbedingungen (Topografie, Be-

wuchs, Bebauung) und
	�der Witterung (Windrichtung, -stärke, Temperatur, Luft-

feuchte).

Das Vorhandensein von Wald kann die örtlichen Ausbreitungs-
bedingungen von Schall im Sinne einer Dämpfung des Schall-
druckpegels beeinflussen.

2.7.2	 Definition

Wald, der dem Lärmschutz dient, soll negativ empfundene Ge-
räusche von Wohn-, Arbeits- und Erholungsbereichen durch 
Absenkung des Schalldruckpegels dämpfen oder fernhalten. 
Neben dieser messbaren Schallminderung besitzen auch 
schmale Waldstreifen aufgrund der optischen Abschirmung 
der Lärmquelle eine subjektiv empfundene Dämmwirkung für 
die Betroffenen.

2.7.3	 Wirkungen

Durch seine Bodendecke, Äste, Zweige, Laub und Nadeln hat 
Wald bis zu einem gewissen Grad die Eigenschaft, Schall-
druck zu absorbieren, zu reflektieren und durch wiederholte 
Reflexion an Stämmen und Ästen zu streuen. Infolge dieser 
Vorgänge kommt es, bei entsprechender Lage und Struktur 
des Waldes, zu einer stärkeren Absenkung des Schallpegels 
als im Freiland. Auf das subjektive Lärmempfinden kann Wald 
jedoch bereits durch die Sichtunterbrechung zur Lärmquelle 
positiv wirken.

Messergebnisse zum Verkehrslärm zeigen, dass sehr dich-
te Nadelwälder (Fichte und Kiefer), mit einer Bewuchstie-
fe von 100 m Dämpfungen von bis zu 10 dB ergeben können  

3 LDEN 	 Tag-Abend-Nacht-Index (24-Stunden-Mittelungspegel)
4 LNight 	 Nachtlärmindex (22 bis 6 Uhr)
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deshalb nur im Rahmen einer Einzelfallprüfung die entspre-
chenden Flächen erheben. Mögliche Schallemissionsdaten 
zum Bodenlärm werden z. B. im Rahmen der Durchführung 
von Verfahren nach dem Fluglärmgesetz (FluLärmG) oder von 
Planfeststellungsverfahren erhoben.

Gewerbliche Lärmquellen
Hierzu zählen insbesondere Industrieanlagen, große Gewer-
begebiete und Steinbrüche. Da diese in der bundesweiten 
Lärmkartierung nicht erfasst werden, bedarf es im Rahmen 
der Waldfunktionenkartierung auch hier einer Einzelfallprü-
fung. Daten zu den Schallemissionen größerer Quellen kön-
nen in der Regel bei der zuständigen Immissionsschutzbehör-
de erfragt werden.

2.7.4.2 	 Lärmschutzwald mit Rechtsbindung
Nach den Waldgesetzen einiger Bundesländer können weite-
re Lärmschutzbereiche ausgewiesen werden (siehe auch An-
hang 1). Dies ist beispielsweise:

	�Lärmschutzwald (§ 31 Waldgesetz für Baden-Württem-
berg; § 29 Waldgesetz für den Freistaat Sachsen): Zur Ab-
wehr oder Verhütung der durch Lärm bedingten Gefahren, 
erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen 
kann die untere Forstbehörde durch Rechtsverordnung 
Wald zu Schutzwald erklären. Die Erklärung kann mit Auf-
lagen verbunden werden und Bewirtschaftungsvorschrif-
ten enthalten.

2.7.5	 Behandlungsgrundsätze

Zur Förderung und Erhaltung der Lärmschutzfunktion sind 
bei der Waldbewirtschaftung folgende Aspekte bedeutsam 
(Staatsbetrieb Sachsenforst, 2010):

	�stufige Dauerbestockung mit hohem Nadelbaumanteil
	�vertikal geschlossene Bestandesstruktur (dichter Unter-

stand)
	�stufiger, dichter Waldrand

2.7.6	 Neuanlage von Wald

Wald, der zur Lärmminderung angelegt wird, soll, infolge der 
Ausbreitungsbesonderheiten von Schallwellen, möglichst 
dicht (weniger als 50 m) an der Lärmquelle ansetzen und 
möglichst kurz vor dem Schutzobjekt enden. Die Schutzwir-
kung ist im Jungwuchsstadium der Wälder gering, sie baut 
sich langsam mit zunehmender Höhenentwicklung auf. 

Diese schreiben vor, dass die Geräuschbelastung in Ballungs-
räumen, an Hauptverkehrsstraßen, an Haupteisenbahnstre-
cken sowie in der Umgebung von Großflughäfen in Lärmkar-
ten zu dokumentieren ist.

Zuständig für die Lärmkartierung der Hauptverkehrsstraßen 
sind die Gemeinden, auf deren Territorium die Straße ver-
läuft, während die Kartierung der Haupteisenbahnstrecken 
in Verantwortung des Eisenbahn-Bundesamtes fällt. Auf der 
Grundlage von zahlreichen verkehrs- und ortsspezifischen 
Eingangsdaten (z. B. Verkehrsaufkommen, Straßenoberflä-
che, Schwerverkehrsanteil, Geschwindigkeiten, Gelände-
modell, Bebauung, Lage und Höhe von Schallschutzwänden 
bzw. -wällen, Einwohnerverteilung) erfolgt eine rastermä-
ßige Berechnung der Geräuschbelastungen und der Anzahl 
der jeweils betroffenen Personen auf der Grundlage genau 
vorgegebener Berechnungsvorschriften. Im Ergebnis liegen 
bundesweit Lärmkarten vor, die entlang der Hauptverkehrs-
straßen und Eisenbahnstrecken die Lärmbelastung in Form 
zweier Lärmindizes sowohl für den gesamten Tag (LDEN) als 
auch für die Nacht (LNight) darstellen.

Beispielhaft zeigt Abbildung 3 einen Auszug aus einer Lärm-
karte mit dem 24-Stunden-Index LDEN, Abbildung 4 zeigt die 
Ergebnisse für den Nacht-Index LNight. Beide Karten entstan-
den im Ergebnis der Lärmkartierung 2012, in der Lärmkarten 
in der Umgebung von Hauptverkehrsstraßen mit einem Ver-
kehrsaufkommen mit mehr als drei Millionen Kfz/Jahr, in der 
Umgebung von Haupteisenbahnstrecken mit mehr als 30.000 
Zügen/Jahr, für Ballungsräume mit mehr als 100.000 Einwoh-
nern und für Großflughäfen mit mehr als 50.000 Flugbewe-
gungen/Jahr zu erstellen waren. Die Lärmkarten sind danach 
alle fünf Jahre oder bei besonderen Entwicklungen zu über-
prüfen und zu aktualisieren.

Die Abgrenzung vom Lärmschutzwald kann unter Einsatz von 
GIS-gestützten Verfahren erfolgen. Dabei werden die in der 
Lärmkartierung festgelegten Isophonen-Bänder mit dem vor-
handenen Wald und den Schutzobjekt-Bereichen verschnitten.

Lärm an Flughäfen
In der Umgebung der Flughäfen kann insbesondere der Bo-
denlärm (verursacht durch Flugzeuge oder andere betriebs-
bedingte Geräusche) durch die Anlage von Lärmschutzwald 
in seiner Wirkung vermindert werden. Bei großer Entfernung 
zwischen den Flughafenflächen und der schutzwürdigen Ob-
jekte ist es zweckmäßig, Lärmschutzwald sowohl in der Nähe 
der Quellen als auch in Nähe der Schutzgüter anzulegen.

Bodenlärm an Flugplätzen wird im Rahmen der EU-Lärm-
kartierung nicht erfasst. Die Waldfunktionenkartierung kann 
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Abbildung 3: Visualisierung der Lärmbelastung an Hauptverkehrsstraßen bei Tag.

Abbildung 4: Visualisierung der Lärmbelastung an Hauptverkehrsstraßen bei Nacht.
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2.8.5	 Behandlungshinweise

Gehölzstreifen unter 30 m Tiefe sind im Allgemeinen als nicht 
funktionengerecht einzustufen.

Bei vorhandener Bestockung gewährleistet ein strukturrei-
cher Dauerwald einen nachhaltigen Sichtschutz. Je tiefer die 
Einsichtsmöglichkeit in den Waldstreifen ist, desto dichter 
muss er gestaltet bzw. breiter muss er kartiert werden, um 
funktionengerecht zu sein.

Eine Wiederaufforstung oder Neuanlage sollte je nach Art des 
Schutzobjektes in reihen- oder gruppenweiser Mischung er-
folgen und zwar möglichst vor Errichtung des zu schützenden 
Objektes. Zunächst sollte dabei ein Vorwald mit schnellwach-
senden Gehölzen begründet werden, der durch Voranbau mit 
Dauerwald-Baumarten weiter entwickelt wird. Insbesondere bei 
schmalen Sichtschutzwäldern erlangt der Anbau immergrüner 
Nadelgehölze Bedeutung (PRETZSCHER & KLEINERT, 1995).

Die Wirkung von Sichtschutzwäldern wird durch eine funkti-
onengerechte Waldrandgestaltung (stufig, Sträucher, Bäume 
zweiter Ordnung) verstärkt.

2.8.6	 Neuanlage von Wald

Bereits bei der Planung von Eingriffen, die das Landschafts-
bild nachhaltig stören, ist darauf zu achten, dass geeignete 
Flächen zur Anpflanzung von Sichtschutzwald vorgesehen 
werden. Dies entspricht auch den naturschutzrechtlichen 
Regelungen und den Vorschriften der Bauleitplanung. Insbe-
sondere in waldarmen Gebieten kann die Anlage von Sicht-
schutzwald das Landschaftsbild verbessern.

2.8	 Sichtschutzwald

2.8.1	 Allgemeines

Durch die fortschreitende Zersiedelung und Bebauung mit 
Industrie- und Gewerbeanlagen, Verkehrstrassen, Energieer-
zeugungsanlagen, Wohngebieten usw. wird das Landschafts-
bild zunehmend beeinträchtigt. Sichtschutzwald übt abschir-
mende und ästhetische Funktionen aus, indem er störende 
Objekte verdeckt. Besondere Bedeutung gewinnt er in dicht 
besiedelten Räumen sowie in Erholungsgebieten.

2.8.2	 Definition

Sichtschutzwald hat die Funktion, Objekte, die das Land-
schaftsbild nachhaltig und empfindlich stören, weitgehend 
zu verdecken oder vor unerwünschten Einblicken zu schützen 
und die ästhetische Wirkung der Landschaft zu verbessern. 

2.8.3	 Wirkungen

	��Sichtschutzwald trägt zur Erhaltung und Gestaltung des 
Landschaftsbildes im Umkreis störender Bauten (z. B. 
Einzelgebäude in der offenen Landschaft, Industrie-, 
Landwirtschafts- und Gewerbebetriebe, Wochenendsied-
lungen) und Anlagen (z. B. Kiesgruben, Steinbrüche, De-
ponien, Windkraftanlagen, Solaranlagen) bei.

	�Sichtschutzwald verhindert oder vermindert Einblicke in 
Grundstücke und Objekte (z. B. militärische Objekte, Auto-
teststrecken).

	��Insbesondere im Naherholungsbereich von Ballungsge-
bieten kommt dem Sichtschutzwald die Aufgabe zu, die Er-
holungswirksamkeit besiedelter Räume zu erhöhen bzw. 
Grenzbereiche zwischen Erholung und Bebauung verträg-
lich zu gestalten.

2.8.4	 Abgrenzung

Zu erfassen sind Waldstreifen in der Umgebung des zu ver-
deckenden Objektes in einer Breite, die ausreicht, den 
Schutzzweck dauerhaft zu erfüllen.

Die Abgrenzung kann sowohl durch Ortsbegang als auch 
durch GIS-gestützte Sichtbarkeitsanalyse erfolgen.
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	��Der Biotopverbund (§ 21 BNatSchG) dient insbesondere 
dem Schutz der Natur mit ihren räumlich-funktionalen 
ökologischen Wechselbeziehungen. Er soll länderübergrei-
fend angelegt werden und besteht aus Kernflächen, Verbin-
dungsflächen und Verbindungselementen und ist rechtlich 
zu sichern. Bestandteile des Biotopverbundes können bei 
entsprechender Eignung die nach §§ 23 – 30 und 32 BNat-
SchG geschützten Teile von Natur und Landschaft sein.

	�Naturschutzgebiete (§ 23 BNatSchG) sind Gebiete, in de-
nen ein besonderer Schutz in ihrer Ganzheit oder in ein-
zelnen Teilen erforderlich ist

	 –	� für den Biotop- und Artenschutz,
	 –	� aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder lan-

deskundlichen Gründen,
	 –	� wegen der Seltenheit, besonderen Eigenart oder her-

vorragenden Schönheit.
	��Nationalparke (§ 24 BNatSchG) sind großräumige, weitge-

hend unzerschnittene, nur wenig beeinflusste Gebiete, in 
denen in einem überwiegenden Teil des Gebietes ein mög-
lichst ungestörter Ablauf der Naturvorgänge in ihrer na-
türlichen Dynamik gewährleistet oder entwickelt wird. Sie 
können im Rahmen des Schutzzweckes auch der wissen-
schaftlichen Umweltbeobachtung, der naturkundlichen 
Bildung und dem Naturerlebnis der Bevölkerung dienen. 

	��Nationale Naturmonumente (§ 24 BNatSchG) sind Gebiete, 
die aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, kultur-
historischen oder landeskundlichen Gründen und wegen 
ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit von herausra-
gender Bedeutung sind.

	�Biosphärenreservate (§ 25 BNatSchG) sind großräumige 
und für bestimmte Landschaftstypen charakteristische 
Gebiete, die vornehmlich dem Schutz von kulturgeprägten 
althergebrachten Ökosystemen und der Entwicklung und 
Praktizierung schonender Wirtschaftweisen dienen. Sie 
sind über Kern-, Pflege- und Entwicklungszonen zu ge-
stalten. Sie können auch als Biosphärengebiete oder –re-
gionen bezeichnet werden.

	��Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG) dienen v. a. 
der Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushal-
tes, dem Schutz einer nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der 
Naturgüter, dem Arten- und Biotopschutz und dem Schutz 
einer gewachsenen ästhetischen Kulturlandschaft für 
eine naturnahe Erholung.

	��Naturparke (§ 27 BNatSchG) sind großräumige Gebiete, 
die überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder Natur-
schutzgebiete sind und die sich aufgrund ihrer landschaft-
lichen Voraussetzungen besonders für die Erholung eignen 
und in denen ein nachhaltiger Tourismus und eine dauerhaft 
umweltgerechte Landnutzung angestrebt werden.

	�Naturdenkmäler (§ 28 BNatSchG) sind Einzelschöpfun-
gen der Natur oder flächenhafte Ausbildungen mit bis zu 
fünf Hektar Größe, deren besonderer Schutz aus wissen-
schaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundli-
chen Gründen oder wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder 
Schönheit erforderlich ist. 

2.9.1	 Einführung

Wald ist in Deutschland ein großflächig vorhandenes Ökosys-
tem, das aufgrund der standörtlichen und naturräumlichen 
Vielfalt ein enormes naturschutzfachliches Potential hat. Seine 
Bedeutung für den Natur- und Landschaftsschutz ist in diesem 
sehr dicht besiedelten, intensiv genutzten und hoch technisier-
ten Land in den letzten Jahrzehnten stark angestiegen. 

Die Wälder erfüllen für den Naturschutz sehr verschiedenar-
tige Aufgaben, z. T. mit konkurrierenden Zielsetzungen. Wäl-
der sind wichtig für den Prozessschutz, sie stehen aber auch 
im Fokus des Artenschutzes, was sowohl Klimaxarten betrifft 
als auch licht- und pflegebedürftige Arten. Viele Waldstruk-
turen stellen für einige Offenlandarten einen wichtigen Refu-
gialstandort dar. Hinzu kommt die Bedeutung des Waldes als 
wesentlicher Baustein eines länderübergreifenden Biotop-
verbundes, der auf der Naturnähe des Waldes insgesamt und 
seiner Rand- und Linienstrukturen aufbaut. Der Natur- und 
Landschaftsschutz im Wald berücksichtigt zu guter Letzt auch 
historische, kulturelle oder landschaftsgestalterische Ziele 
sowie Aspekte der landschaftsbezogenen Erholung.

Entsprechend heterogen sind die Größen der Einzelflächen von 
Wäldern mit besonderer Funktion für den Natur- und Land-
schaftsschutz. Sie reichen von vielen Quadratkilometern ein-
zelner Großschutzgebiete bis zu wenige Quadratmeter großen 
Biotopen. Dasselbe gilt für die Vielfalt an Schutzgebietskatego-
rien, die dem Natur- und Landschaftsschutz dienen.

Zahlreiche Waldflächen dieser Funktion erfüllen in hohem 
Maße auch Aspekte anderer Waldfunktionen, wie die Schutz- 
(Boden, Wasser, Luft) und die Erholungsfunktion. Allerdings 
dürfte es keine andere Waldfunktion geben, die sowohl von 
vielen konkurrierenden naturschutzfachlichen Ansprüchen 
betroffen als auch bezüglich der Nutz- und Erholungsfunktion 
immer wieder konfliktträchtig ist.

2.9.2	 Definition

Waldflächen mit besonderer Funktion für den Naturschutz dienen 
dem Schutz, schützenswerter Lebensräume, Arten und Prozesse.

Waldflächen mit besonderer Funktion für den Landschaftsschutz 
dienen v. a. dem Schutz der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes, der nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der 
Naturgüter und dem Erhalt von Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft.

2.9.2.1	 Flächen mit gesetzlicher Rechtsbindung 
a) nach Naturschutzrecht
Im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) werden die Schutz-
kategorien bundeseinheitlich festgelegt. In den Ländergeset-
zen kann es zu den einzelnen Schutzgütern weitergehende 
Bestimmungen geben.

2.9	 Waldflächen mit besonderer Funktion für den Natur- und Landschaftsschutz
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denen ein besonderer Schutz des Wildes, zur Wildscha-
densverhütung oder für die Wildforschung eine Ein-
schränkung des Betretungsrechts sowie gegebenenfalls 
Jagd- und Nutzungsbeschränkungen erforderlich sind. 

2.9.2.2	 Flächen ohne Rechtsbindung
Unter diesem Abschnitt werden naturschutzfachlich bedeut-
same Flächen aufgeführt, die nicht durch Gesetz oder Verord-
nung festgeschrieben sind.

	��Schutzwürdige, wertvolle Biotope (insbesondere naturnahe 
Waldränder, Altholzinseln und seltene naturnahe Waldge-
sellschaften) besitzen eine große Bedeutung für den Arten- 
und Biotopschutz. In der Regel werden sie gemäß den Kar-
tieranleitungen der Länder erfasst und näher beschrieben. 

	�Waldrefugien oder Kernflächen sind neue Begriffe im Zu-
sammenhang mit der Bereitstellung von Waldflächen für 
den Arten- und Biotopschutz. Hierbei werden – insbeson-
dere von einzelnen Landesforstverwaltungen im Staats-
wald – Flächen in der Größenordnung von mindestens 1 
Hektar dauerhaft aus der forstlichen Nutzung genommen, 
um die natürliche Entwicklung zu ermöglichen und Alt- 
und Totholz für den Artenschutz auch in flächenhafter, 
vernetzter Ausprägung zur Verfügung zu stellen.

	��Alte Waldstandorte und Flächen mit Habitattradition sind 
Waldflächen mit ununterbrochener Tradition einer natur-
nahen Bestockung bzw. alter Waldstrukturen, die insbe-
sondere für den Schutz reliktischer Arten von besonderer 
Bedeutung sind.

	��Historische Waldnutzungsformen wie ehemalige Hutewäl-
der, Mittel- und Niederwälder sind nicht nur landeskultu-
rell von Bedeutung, sondern bieten auch meist aufgrund 
ihrer besonderen Strukturen vielen, teilweise auch selte-
nen Arten einen Lebensraum. Insofern sollten die wenigen 
heute noch erhaltenen Flächen weiterhin entsprechend 
bewirtschaftet werden. 

	�Parkwälder und Arboreten, die aus landschaftsästhetischen 
und dendrologischen Gründen eine besondere Rolle bei der 
Waldlandschaftspflege spielen (siehe auch Kapitel 2.10).

	��Wildtierkorridore (Flächen des Generalwildwegeplanes 
Baden-Württemberg) sind Grundlage für großräumige 
funktionale tierökologische Beziehungen und damit Ele-
ment eines Biotopverbundkonzeptes i. S. d. Bundesnatur-
schutzgesetzes, das erst durch die Übernahme in raum- 
ordnerische Pläne Verbindlichkeit erlangt. Elementar sind 
hierbei Deckungsstrukturen und ihre durchgängige Barri-
erefreiheit, weshalb dem Wald hierbei eine zentrale Funk-
tion zukommt. Ziel ist es, den Genaustausch verinselter 
Populationen (nicht nur von Großsäugern!) zu ermöglichen 
und Verluste durch Verkehrsunfälle zu minimieren.

	�Nationales Naturerbe (NNE) sind gesamtstaatlich reprä-
sentative Naturschutzflächen des Bundes (u. a. das Grü-
ne Band, ehemalige militärisch genutzte Übungsgebiete, 
Flächen der Bergbaufolgelandschaften), die zur dauer-
haften Sicherung an Länder oder andere Naturschutz-
träger übertragen wurden.

	�Geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG) sind 
Teile von Natur und Landschaft, deren besonderer Schutz 
für Natur und Landschaft und Gliederung oder Pflege des 
Orts- und Landschaftsbildes oder zur Abwehr schädlicher 
Einwirkungen erforderlich ist. Der Schutz kann sich auf Tei-
le eines Landes oder auf den gesamten Bestand von Alleen, 
einseitigen Baumreihen, Bäumen, Hecken oder anderen 
Landschaftsbestandteilen beziehen.

	��Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG) sind definier-
te Biotoptypen. Es bedarf keiner förmlichen Ausweisung. Sie 
sind allein durch ihr Vorhandensein gesetzlich geschützt.

	��NATURA 2000-Schutzgebiete (§ 32 BNatSchG) sind Be-
standteil des zusammenhängenden europäischen ökolo-
gischen Netzes i. S. d. Richtlinien 92/43/EWG (Flora-Fauna 
Habitat-RL) und 79/409/EWG (Vogelschutz-RL). Sie dienen 
der Erhaltung und Entwicklung von genau definierten Le-
bensraumtypen (Anhang I der FFH-RL) und bestimmten 
Arten (Anhänge II der FFH-RL und I der Vogelschutz-RL). 
Die Schutzerklärung bestimmt den Schutzzweck entspre-
chend den jeweiligen Erhaltungszielen und die erforder-
liche Gebietsbegrenzung. Die zusätzliche Sicherung über 
die Ausweisung anderer Schutzkategorien nach BNat-
SchG kann unterbleiben, soweit nach anderweitigen Be-
stimmungen oder Vertragsnaturschutz ein gleichwertiger 
Schutz gewährleistet ist. Für Natura 2000-Gebiete können 
Bewirtschaftungspläne aufgestellt werden.

	��Naturschutzrechtliche Kompensationsflächen nach § 15 
Abs. 4 und § 34 Abs. 5 BNatSchG sind rechtlich zu sichern-
de Flächen, in denen Maßnahmen zum Ausgleich von Ein-
griffen in Natur und Landschaft durchgeführt wurden. Sie 
können von den Ländern zusätzlich aufgenommen werden.

b) nach Forstrecht
Im Bundeswaldgesetz gibt es keine Schutzgebiete für den 
Natur- und Landschaftsschutz. Alle sich auf den Natur- und 
Landschaftsschutz beziehenden forstrechtlichen Schutzge-
biete sind in den Ländergesetzen geregelt:

	�Naturwaldreservate, Bannwälder, Naturwälder, Naturwald-
zellen sind Wälder, in denen jede forstliche Nutzung unter-
bleibt; sie dienen der Erforschung der waldökosystemtypi-
schen natürlichen Dynamik und dem Prozessschutz.

	�Schonwälder, Biotopschutzwälder, Geschützte Waldgebie-
te sind Wälder, in denen zum Erreichen bestimmter natur-
schutzfachlicher Ziele eine spezielle Pflege oder Nutzung 
vorgeschrieben ist. Dazu gehören auch historische Bewirt-
schaftungsformen und strukturreiche Waldränder.

	��Forstrechtliche Kompensationsflächen sind nach den Wald-
gesetzen einiger Länder rechtlich zu sichernde Flächen, in 
denen Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Wirkungen 
von Waldinanspruchnahme durchgeführt werden, die nicht 
durch Ersatzaufforstungen kompensiert werden.

c) nach anderen Gesetzen
	�Wildschutzgebiete, Wildschongebiete, Wildruhezonen 

nach den Jagdgesetzen einiger Länder sind Bereiche, in 



37

Leitfaden zur Kartierung der Schutz- und Erholungsfunktionen des Waldes // Schutzfunktionen

klus, die für die naturschutzfachliche Wertigkeit und Stabilität 
des Waldes von Bedeutung ist. Auch die Großflächigkeit und 
geringe Zerschneidung der Wälder in Verbindung mit einem 
sehr geringen Störungspotential ist eine eigene naturschutz-
fachliche Qualität.

Bewirtschaftungsart: Durch die extensive Form der Bewirt-
schaftung (meist ohne Bodenbearbeitung, ohne Düngung und 
ohne Pflanzenschutzmitteleinsatz) mit i.d.R. nur ein oder zwei 
Bewirtschaftungsmaßnahmen im Jahrzehnt unter Ausnut-
zung der natürlichen Dynamik besteht auf großen Flächen ein 
hohes Maß an Naturnähe. Ein Teil der Bestände bleibt über 
Jahrzehnte sich völlig selbst überlassen, ergänzt durch Flä-
chen, die überhaupt nicht bewirtschaftet werden (Prozess-
schutz).

Alt- und Totholz: Alt- und Totholz ist Bruthabitat, Lebensraum 
und Nahrungsgrundlage und führt daher zu ganz eigenen Bio-
zönosen mit vielen seltenen und gefährdeten Arten. Viele die-
ser Arten sind Klimaxarten mit geringer Mobilität und daher 
hoher Sensibilität gegenüber Eingriffen.

Habitattradition: Wälder mit über Jahrhunderte währender 
Habitattradition sind insbesondere für Reliktarten von großer 
Bedeutung. Es handelt sich um seltene Biozönosen, denen 
auch als Ausgangspunkt für die Besiedlung neuer Gebiete 
eine große Bedeutung zukommt.

2.9.3.2	 Landschaftsschutz
Raumgliederung: Die landschaftliche Differenzierung in Wald 
und Offenland erzeugt ästhetische und abwechslungsreiche 
Landschaftsbilder. Wald stellt mit seinen organischen und an 
das Gelände angepassten Randstrukturen ein wichtiges Glie-
derungselement dar.

Baumartenwahl: Auch über eine gezielte Baumartenwahl 
bzw. die Förderung bestimmter Baumarten aus vorhandenen 
Beständen lässt sich sehr viel zu einem ansprechenden Er-
scheinungsbild der Landschaft beitragen. Die Auflockerung 
monotoner Reinbestände mit ästhetisch wirkenden Bau-
marten (z. B. Wildkirsche und Eberesche) ist hier ebenso zu 
nennen wie die Anlage von Alleen entlang von Rad-, Reit- und 
Wanderwegen im Wald und die Schaffung von strukturierten, 
artenreichen Waldinnen- und Waldaußensäumen mit diversen 
Sträuchern und ökologisch wertvollen Laubbäumen.

Landschaftsökologie: Wald als naturnahe Vegetationsform 
trägt erheblich zu einem ausbalancierten landschaftsökolo-
gischen Wirkungsgefüge bei. Die Funktions- und Nutzungs-
fähigkeit des Naturhaushaltes insbesondere bezüglich der 
Naturgüter Boden, Wasser, Luft und Klima wird durch die 
ausgleichenden Wirkungen des Waldes in besonderem Maße 
gewährleistet.

	�Landschaftsprägende Waldbestände (einschließlich Rest-
waldflächen und Waldinseln) finden sich in Mittel- und 
Hochgebirgslagen meist an landschaftlich exponierten 
Stellen oder in waldarmen Regionen des Flachlandes als 
markante Bereicherungen des Landschaftsbildes.

	�Schützenswerte Geotope sind bemerkenswerte Zeugnisse 
der Natur, ihre Entstehung kann natürlicher Art sein, viel-
fach sind sie aber auch erst durch Menschenhand (insbe-
sondere durch den Abbau oberflächennaher Lagerstätten) 
freigelegt worden.

Darüber hinaus gibt es internationale Schutzgebietskatego-
rien, mit deren Erklärung kein eigenständiger, unmittelbar 
rechtlicher oder sonstiger bindender Schutz erfolgt. Sie ha-
ben den Charakter eines Zertifikates für besonders hoch-
wertige Schutzgebiete. Beispielhaft genannt seien: ”Feucht-
gebiete internationaler Bedeutung” (Ramsar-Konvention), 
”Europareservat” (Internationaler Rat für Vogelschutz), ”Eu-
ropadiplom-Gebiete” sowie ”Biogenetische Reservate” (Eu-
roparat), ”Welt-Naturerbe- und Kulturerbe-Gebiete” (UNES-
CO) und ”Moore internationaler Bedeutung” (TELMA).

Regelmäßig sind diese Flächen mit Schutzgebieten nach dem 
Naturschutzrecht überlagert, so dass sich eine zusätzliche Erfas-
sung und Darstellung in der Waldfunktionenkartierung erübrigt.

2.9.3	 Wirkungen

Waldflächen mit besonderer Bedeutung für den Natur- und 
Landschaftsschutz ergeben sich u. a. aus dem:

	�Vorhandensein schützenswerter Biotope und Arten
	�der Eigenart, Vielfalt und Schönheit des Waldes und der 

Bedeutung für das Landschaftsbild

2.9.3.1 	 Biotop- und Artenschutz
Standortsvielfalt: Im Wald findet sich das gesamte natürliche 
Standortsspektrum von nass bis trocken und von eutroph bis 
dystroph, oft auf kleiner Fläche vermengt, wieder. Dies be-
dingt eine besondere Vielfalt und Vermischung unterschied-
licher Lebensräume und damit einen hohen Reichtum an 
verschiedenen seltenen Arten. Viele Arten sind zudem auf 
das enge Nebeneinander unterschiedlicher Standorte, sog. 
Habitatkomplexe, angewiesen.

Strukturvielfalt: Der Wald weißt eine Vielzahl von horizontalen 
und vertikalen Vegetationsebenen auf. Zusätzlich zur Kraut-
schicht kommen noch eine oder mehrere, unterschiedlich 
intensiv ausgeprägte Baum- und Strauchschichten hinzu. 
Im Wechsel mit kleineren baumfreien Flächen, Waldgewäs-
sern, Felsen, Linien- und Randstrukturen ergibt sich so für 
den Waldbereich eine sehr hohe Strukturvielfalt. Die Abfolge 
unterschiedlicher Entwicklungsphasen von Freifläche bis Alt-
holz auf gleicher Fläche führt zu einem Raum-Zeit-Mosaikzy-
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kante Felswände oder Aufschlüsse durch den Abbau von 
oberflächennahen Lagerstätten (Steinbrüche, Sand- und 
Tongruben sowie weitere Tagebaue) werden in der Regel 
von Fachbehörden für Geologie oder Bodenforschung er-
fasst und in die Waldfunktionenkartierung übernommen.

2.9.5	 Behandlungshinweise

Die Behandlung der Waldflächen mit besonderer Funktion für 
den Naturschutz richtet sich bei den Flächen mit gesetzlicher 
Rechtsbindung nach dem jeweiligen Schutzzweck, den vorhan-
denen Schutzobjekten (Lebensräume, Arten, Natur- und Kultur-
landschaft) und der zulässigen Bewirtschaftung. Verbindliche 
Pflege- und Entwicklungspläne (soweit vorliegend z. B. zu ge-
schützten Biotopen, Naturschutzgebieten oder Biosphärenre-
servaten) bzw. Bewirtschaftungspläne (NATURA 2000 Gebiete) 
konkretisieren die jeweiligen Zielvorgaben und sind als Grund-
lage für eine naturschutzfachlich anerkannte Behandlung der 
belegten Waldflächen zu berücksichtigen.

Die Flächen ohne Rechtsbindung dienen unterschiedlichsten 
Schutzzwecken. Bezüglich der Behandlung können daher einer-
seits Erhaltungs- und Sicherungsmaßnahmen im Vordergrund 
stehen (z. B. bei Biotopen oder geologisch interessanten Natur-
gebilden), anderseits aber auch gezielte Pflegemaßnahmen für 
gewünschte Strukturentwicklungen notwendig sein (z. B. bei 
landschaftsprägenden Waldbeständen). Insbesondere zum Er-
halt von historischen Waldnutzungsformen sollen die entspre-
chenden Bewirtschaftungsformen wiederaufgenommen bzw. 
fortgeführt werden.

Bei den Waldflächen mit besonderer Bedeutung für den Land-
schaftsschutz trägt die forstliche Bewirtschaftung dazu bei, den 
typischen Charakter, die Vielfältigkeit und die Schönheit be-
stimmter unter Schutz stehender Natur- oder Kulturlandschaf-
ten zu bewahren. Streng geometrische, auffällige Nutzungen 
sollten vermieden werden. Bei der Bestandeserneuerung ist 
ein breites Spektrum vorrangig gebietsheimischer Baumarten 
zu berücksichtigen. Zudem kann die vereinzelte Einbringung 
landschaftsästhetisch besonders wirkungsvoller Baumarten 
die Schönheit einer Landschaft noch unterstreichen. Außerdem 
sollte die Entwicklung strukturreicher Waldaußenränder und 
Innensäume z. B. entlang von Gewässern und Wegen als land-
schaftsbelebende Elemente besonders berücksichtigt werden.

2.9.6	 Neuanlage von Wald

Neuaufforstungen stellen, insbesondere in waldarmen Gebieten 
oder im Bereich landwirtschaftlicher Intensivflächen, eine ökolo-
gische Aufwertung dar. Kritisch sind Neuaufforstungen und Wald 
aus natürlicher Sukzession immer dann, wenn es sich um natur-
schutzfachlich hochwertige (Grenzertrags-)Standorte handelt, 
und in sehr waldreichen Regionen. Einige Bundesländer tragen 
diesen Gesichtspunkten in besonderer Weise Rechnung, indem 
sie eine Kategorie „Waldfrei zu haltende Flächen“ ausweisen. 

2.9.4	 Abgrenzung

Die rechtsverbindlich ausgewiesenen Flächen mit besonderer 
Funktion für den Natur- und Landschaftsschutz werden aus 
amtlichen Quellen, in der Regel digital, in die Waldfunktio-
nenkartierung übernommen. Die in Ausweisung befindlichen 
Gebiete können wegen der teils langen Ausweisungsverfahren 
ebenfalls integriert und als „geplant“ dargestellt werden.

Bei den Flächen ohne rechtliche Bindung gelten die Definitio-
nen und Abgrenzungskriterien der einzelnen Länder, die von 
den jeweiligen landesspezifischen oder regionalen Besonder-
heiten geprägt sind. Insofern lassen sich keine bundesweit 
geltenden Regeln aufstellen, sondern es können nur grobe 
Anhaltspunkte zur Abgrenzung aufgezeigt werden:

	�Schutzwürdige, wertvolle Biotope: Soweit Flächenabgrenzun-
gen aufgrund von systematischen Kartierungen mit präzisen 
Kartieranleitungen vorliegen, die ein einheitliches Vorgehen 
sichern, können die Ergebnisse in der Regel in die Waldfunkti-
onenkartierung übernommen werden. Ansonsten sind Krite-
rien heranzuziehen, die vor allem die Seltenheit und Gefähr-
dungen von Arten und Biotoptypen berücksichtigen.

	�Waldrefugien oder Kernflächen Naturschutz werden von 
Waldbesitzenden festgelegt und durch betriebliche Selbst- 
bindung z. B. über die Forsteinrichtung gesichert.

	�Alte Waldstandorte und Flächen mit Habitattradition soll-
ten mindestens 250 Jahre ununterbrochen Wald – mög-
lichst mit naturnaher Bestockung – sein. Sie lassen sich 
am besten anhand der Darstellungen in historischen Kar-
ten abgrenzen, gegebenenfalls können Hinweise aus alten 
Forsteinrichtungswerken hilfreich sein.

	�Historische Waldnutzungsformen: Intakte und noch be-
wirtschaftete Hute-, Mittel- und Niederwälder sind den 
örtlichen Forstbehörden bekannt und werden in der Regel 
über die Forsteinrichtung kartiert.

	�Parkwälder und Arboreten, die aus landschaftsästhetischen 
und dendrologischen Gründen eine besondere Rolle bei der 
Waldbewirtschaftung bzw. Landschaftspflege spielen. 

	�Wildtierkorridore, wie z. B. im Generalwildwegeplan von 
Baden-Württemberg dargestellt, werden von Fachbehör-
den oder den forstlichen Landesanstalten entwickelt und 
kartografisch aufbereitet.

	��Nationales Naturerbe: Die Übertragungsflächen sind 
beim Bundesamt für Naturschutz gelistet und werden 
nachrichtlich übernommen.

	��Landschaftsprägende Waldbestände: Bei diesen Waldflä-
chen stehen landschaftsästhetische und damit zum Teil 
subjektive Gesichtspunkte im Vordergrund. Erfasst wer-
den Wälder, die aufgrund ihrer besonderen Lage und ihrer 
Struktur das Landschaftsbild prägen. Für kleine Waldflä-
chen oder Waldinseln in ausgeräumten Agrarlandschaften 
kann als Kartierkriterium ein bestimmtes Bewaldungs-
prozent, das sich nach länderspezifischen und regionalen 
Besonderheiten richtet, festgelegt werden.

	�Schützenswerte Geotope wie z. B. Dolinen (Erdfälle), mar-
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2.10.4	Abgrenzung

Kulturdenkmäler werden nach dem Denkmalschutzrecht der 
Länder ausgeschieden. Die durch die Behörden erfolgte Ab-
grenzung hat rein deklaratorischen Charakter. In die Wald-
funktionenkarte werden alle Boden- und Baudenkmäler aus 
dem Denkmalbuch (auch Denkmalliste, Denkmalregister oder 
Bodendenkmäler-Kartei) eines Landes übernommen, die sich 
im Wald oder in unmittelbarer Waldnähe (sachlicher- oder 
räumlicher Zusammenhang) befinden. Vor Übernahme in die 
Waldfunktionenkartierung sollte mit den Denkmalschutzbe-
hörden die womöglich unerwünschte Veröffentlichung sen-
sibler Informationen abgestimmt werden. 

Daneben werden in einigen Ländern Waldflächen kartiert, die 
kulturhistorisch wertvolle Objekte enthalten, die nicht nach 
deren Denkmalschutzgesetzen geschützt sind. Außerdem 
können historische Waldbauformen (z. B. Mittel-, Nieder, Hu-
tewälder) erfasst werden, die sowohl als Anschauungsobjekte 
als auch der Forschung dienen.

Die Darstellung erfolgt als Punktinformation (z. B. einzelne 
Hügelgräber), Linieninformation (hist. Wege oder Wallanla-
gen) oder flächig (z. B. Ensembles, Wüstungen, Landwehren 
oder Hügelgrabfelder).

2.10.5	Behandlungshinweise

Wald stellt für Kulturdenkmäler, insbesondere Bodendenk-
mäler die ideale, schützende Umgebung dar.

Für die Waldbesitzenden ergeben sich mehrere Handlungs-
ebenen:

	��Erhaltungspflicht in Abstimmung mit der zuständigen Be-
hörde (§ 11 Abs. 2 BWaldG; Landeswaldgesetze).

	��Bei betrieblichen Maßnahmen wie z. B. Holzbringung und 
v. a. dem Wegebau ist ein striktes Beeinträchtigungsver-
bot zu beachten.

	��Maßnahmen, die eine bessere Präsentation des Denkmals 
(z. B. bei Ruinen) bewirken, sind oft erwünscht, z. B. par-
kähnliche Strukturen um Denkmäler oder Offenhaltung.

2.10.6	Neuanlage von Wald

Wald stellt für Bodendenkmale die ideale Nutzungsart bzw. der 
beste Schutz dar. Landschaftlich exponierte (Bau-)Denkmale 
(z. B. Ruinen) können allerdings in ihrem Erlebniswert unter 
Neuaufforstungen, aber auch unter Sukzessionen leiden.

2.10.1	Allgemeines

Kulturdenkmäler sind Zeugnisse menschlicher Geschichte und 
erdgeschichtlicher Entwicklung. Der Wald schützt den Erhalt und 
das charakteristische Erscheinungsbild der darin befindlichen 
Denkmale oder ist in bestimmten Fällen selbst ein kulturhisto-
risches Denkmal bzw. Dokument historischer Nutzungsformen. 
In erster Linie zählen zu Wäldern mit besonderer Funktion für 
die Kultur die Schutzgebiete der Denkmalschutzgesetzgebung. 

2.10.2	Definition

Kulturhistorisch bedeutsame Objekte (im Folgenden auch als 
Kulturdenkmale bezeichnet) umfassen Bau- und Bodendenk-
mäler (= Einzelobjekte) sowie Denkmalensembles, soweit sie 
nach Denkmalschutzrecht geschützt sind. Zu den Baudenk-
mälern zählen z. B. Befestigungsanlagen, Steinkreuze und 
Kirchen. Bodendenkmäler sind bewegliche oder unbewegli-
che Sachen, bei denen es sich um Zeugnisse, Überreste oder 
Spuren menschlicher Kultur oder Fossilien handelt, die im 
Boden verborgen sind oder waren (z. B. Grabhügel, Wallstät-
ten, Wüstungen und Landwehren, paläontologische Objekte). 
Ensembles sind funktional zusammengehörende, beieinander 
liegende Denkmäler, die als Verbund und mit den dazwischen 
liegenden (Wald-)Flächen geschützt sind (z. B. Burganlagen) 
oder aber auch die dem Denkmalschutz unterliegenden Park-
anlagen und Arboreten.

Es gibt kein Bundesdenkmalschutzgesetz. Die Länder sind 
in der Ausgestaltung des Denkmalschutzrechtes im Rahmen 
der bestehenden internationalen Abkommen und Vorschriften 
frei. Dies führt zwangsläufig zu unterschiedlichen Bestim-
mungen und voneinander abweichenden Begrifflichkeiten (z. 
B. Denkmalschutzgebiete, Grabungsgebiete, archäologische 
Reservate, archäologische Schutzgebiete).

2.10.3	Wirkungen

Bei Kulturdenkmälern steht der dauerhafte Erhalt im überlie-
ferten Zustand im Vordergrund. Dies umfasst

	�den pfleglichen Umgang, was sich zunächst an die Eigentü-
merinnen und Eigentümer bzw. Waldbesitzende, aber auch an 
Besucherinnen und Besucher richtet, sowie

	�den Schutz vor Eingriffen (Beeinträchtigung, Beschädi-
gung, Beseitigung oder Zerstörung), was auch für die Rau-
mordnung und die Allgemeinheit (z. B. bei der Erholungs-
nutzung) von Belang ist.

Durch die Eintragung in ein Denkmalbuch oder –register wird 
ein zusätzlicher besonderer Schutz erzielt, der für alle Aktivi-
täten in und an Denkmälern (z. B. Burgfeste) einen Genehmi-
gungsvorbehalt der Denkmalschutzbehörde vorsieht.

2.10	 Wald mit besonderer Funktion für die Kultur
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 2.11   Wald mit besonderer Funktion für Genressourcen

2.11.1	 Allgemeines

Die genetische Vielfalt der Waldbäume und –sträucher ist 
Grundlage der Angepasstheit an die gegenwärtigen Umwelt-
bedingungen und Voraussetzung für die Erhaltung der Anpas-
sungsfähigkeit an zukünftige Einflüsse. Mit der Bereitstellung 
von geeignetem forstlichen Vermehrungsgut kann die quali-
tative und quantitative Leistungsfähigkeit (z. B. Resistenz und 
Resilienz gegen biotische und abiotische Einflüsse) neuer 
Waldbestände gesteuert werden. Die Erhaltung von Bestän-
den und Samenplantagen zur Gewinnung von forstlichem 
Vermehrungsgut sowie forstliche Genressourcen (genetische 
Vielfalt der Waldbäume und –sträucher) sind daher von be-
sonderer Bedeutung. 

2.11.2	Definition

Diese Waldflächen dienen der Gewinnung von forstlichem 
Vermehrungsgut zur Förderung der Forstwirtschaft sowie der 
Erhaltung und Nutzung der genetischen Vielfalt der in den 
Wäldern vorkommenden Baum- und Straucharten. 

2.11.3	Wirkungen

Die genetische Vielfalt der Waldbäume und –sträucher ist Er-
gebnis der Angepasstheit an die gegenwärtigen Umweltbe-
dingungen und Voraussetzung für die Erhaltung der Anpas-
sungsfähigkeit an zukünftige z. B. klimabedingte Änderungen. 
Bestände und Samenplantagen zur Gewinnung von forstli-
chem Vermehrungsgut sowie zur Sicherung der forstlichen 
Genressourcen sind daher für die ökonomische Nachhaltig-
keit der Forstwirtschaft und ökologische Vielfalt und Stabilität 
des Waldes von besonderer Bedeutung. 

2.11.4	Abgrenzung

Nach dem Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG) werden Saat-
guterntebestände, Samenplantagen und Klonsammlungen 
zugelassen. Sie werden im Rahmen der Zulassung genau be-
schrieben, räumlich abgegrenzt und in das Zulassungsregis-
ter des jeweiligen Landes eingetragen. 

Bestände und Samenplantagen für Baumarten, die nicht dem 
FoVG unterliegen, werden durch die DKV – Gütegemeinschaft 
für forstliches Vermehrungsgut e. V. als Sonderherkünfte 
(Zertifizierung von genetisch hochwertigem Vermehrungsgut) 
ausgewiesen und in einigen Bundesländern in die Waldfunkti-
onenkartierung übernommen.

Zur Erhaltung der genetischen Vielfalt des Waldes werden 
in den Ländern Bestände, Gruppen und Einzelexemplare von 
Bäumen und Sträuchern als Generhaltungsobjekte ausgewie-
sen. Die Ausweisung und Registrierung erfolgt in der Regel 
durch die Forstlichen Versuchsanstalten.

2.11.5	Behandlungshinweise

Maßnahmen in diesen Waldflächen, die Auswirkungen auf die 
Zulassung haben können, sollten mit den in den Ländern für 
die Zulassung für Forstvermehrungsgut und für die forstliche 
Generhaltung zuständigen Stellen abgestimmt werden.

Die Behandlung von Beständen zur Gewinnung von forstli-
chem Vermehrungsgut sollte so erfolgen, dass die Bäume 
reichlich und häufig fruktifizieren und gut zu beernten sind. 
Auf die Erhaltung von benachbarten Beständen, die der Ab-
schirmung vor Polleneintrag der gleichen Art dienen, ist zu 
achten. Vergleichsprüfungen, Samenplantagen, Ausgangs-
material mit Klonen und Klonmischungen unterliegen spe-
ziellen von den betreuenden Forstlichen Versuchsanstalten 
vorgegebenen Behandlungsrichtlinien.

Bei Generhaltungsobjekten kann genetisches Material für 
Generhaltungs-, Forschungs- und sonstige forstliche Zwe-
cke entnommen werden, soweit keine Beeinträchtigung der 
Objekte selbst erfolgt. Die Bewirtschaftung zielt auf die Er-
haltung möglichst vieler Altbäume und ihre natürliche Ver-
jüngung ab (keine drastische Reduzierung der Stammzahl, 
keine ausschließliche Entnahme der schlechtesten bzw. bes-
ten Phänotypen, keine Einbringung von ungeeignetem oder 
ungeprüftem Pflanzenmaterial), sowie auf einen besonderen 
Schutz vor Schäden.

2.11.6	Neuanlage von Wald

Bei der Neuanlage von Wald in unmittelbarer Nähe insbeson-
dere von Samenplantagen aber auch von forstlichen Gener-
haltungsobjekten ist im Umkreis von ca. 400 m auf die Pflan-
zung der Baumart der Plantage sowie einkreuzbarer Arten zu 
verzichten.
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2.12.4	Abgrenzung

Forstliche Versuchsflächen werden von den forstlichen Ver-
suchseinrichtungen (Anstalten und Universitäten) in Abstim-
mung mit dem jeweiligen Eigentümer und Eigentümerinnen 
angelegt und betreut. Eine Zusammenstellung aller forstli-
chen Versuchsflächen ist über die jeweils zuständigen forstli-
chen Institutionen der einzelnen Länder verfügbar.

2.12.5	Behandlungshinweise

Die Behandlung der forstlichen Versuchsflächen erfolgt auf der 
Grundlage der jeweiligen wissenschaftlichen Zielsetzungen in 
Abstimmung mit den zuständigen forstlichen Institutionen. 

2.12.6	Neuanlage von Wald

Die Neuanlage von Wald in unmittelbarer Nähe von forstlichen 
Versuchsflächen muss so gestaltet werden, dass sie die lang-
fristige wissenschaftliche Waldforschung nicht unzumutbar 
beeinflusst und den jeweiligen wissenschaftlichen Zielsetzun-
gen nicht entgegensteht.

2.12.1	Allgemeines

Wald für Forschung und Lehre dient im besonderen Maße 
der forstlichen, aber auch der wildökologischen Forschung. 
Ausgeschieden werden forstliche Versuchsflächen und Wild-
forschungsgebiete. Wildforschungsflächen werden nach der 
Jagdgesetzgebung der Länder ausgeschieden. Die Natur-
waldreservate oder Bannwälder einiger Bundesländer (z.B. 
Hessen, Baden-Württemberg) dienen ebenfalls Forschungs-
zwecken; aufgrund ihrer insgesamt hohen Naturschutz-
relevanz sind diese jedoch den Waldflächen mit besonde-
rer Funktion für den Natur- und Landschaftsschutz (siehe  
Kapitel 2.9) zugeordnet.

2.12.2	Definition

Versuchsflächen für die Forschung werden sowohl von über-
regional tätigen wissenschaftlichen Institutionen (z. B. von 
Thünen-Institut) als auch von den forstlichen Institutionen der 
Länder sowie von Universitäten und Fachhochschulen betrie-
ben. Die Versuchsflächen dienen der langfristigen wissen-
schaftlichen Waldforschung, z. B. zum Waldwachstum, Her-
kunftsversuche oder der Waldökologie.

2.12.3	Wirkungen

Die Versuchsflächen dienen ausschließlich dem jeweiligen 
Forschungszweck. Aufgrund der Langfristigkeit forstlicher 
Forschung ist ein dauerhafter Erhalt der Flächen und ihrer 
Einrichtungen unabdingbar.

2.12	    Wald mit besonderer Funktion für die Forschung (Versuchsflächen)
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PLAN, 1989; HARTIG et al., 2003) und wird im Zusammenhang 
mit der Natürlichkeit und Ursprünglichkeit von Waldflächen 
(REIF & GÄRTNER, 2006) gesehen. Durch die optischen, akus-
tischen und geruchlichen Sinneseindrücke wird quasi ein „an-
derer Raum betreten“ (ENSINGER et al., 2012).

Wenn Menschen begründen, warum sie in den Wald gehen, 
werden am häufigsten frische Luft, das Naturerlebnis, Bewe-
gung, Ruhe und Erholung als Motive genannt. Wald wird als 
Kontrast zur Luftverschmutzung, zunehmender Lärmbeläs-
tigung und Stress erlebt (WURSTER et al., 2012). Dies kann 
als Hinweis für die in Studien nachgewiesene ausgleichende 
Wirkung von Erholung in der Natur auf die sonstigen Bedin-
gungen von Menschen verstanden werden (DEGENHARDT & 
BUCHECKER, 2008).

Von besonderer Bedeutung sowohl für die physische, psychi-
sche als auch soziale Gesundheit ist die im Wald mögliche 
Bewegung (HAGENBUCH et al., 2011). Durch die freie und 
kostenlose Zugänglichkeit stellt Wald eine wichtige Gesund-
heitsressource für die ganze Bevölkerung dar (WURSTER et 
al., 2012). Zudem bietet Wald als sozialer Raum Möglichkeiten 
der Begegnung und Kontakte sowie Gelegenheiten zu kollek-
tiven Naturerlebnissen (ABRAHAM et al., 2007).

3.4	 Abgrenzung

3.4.1	 Erholungswald mit gesetzlicher Rechtsbindung
Auf der Grundlage des § 13 Bundeswaldgesetz in Verbindung 
mit den Waldgesetzen der Länder können Wälder z. B. durch 
Rechtsverordnung zu Erholungswald erklärt werden, wenn 
es das Wohl der Allgemeinheit erfordert, Waldflächen für Er-
holungszwecke zu schützen, zu pflegen oder zu gestalten. In 
Frage kommen dabei insbesondere Wälder in Ballungsräu-
men (verdichtete Räume), in der Nähe von Städten und größe-
ren Siedlungen, Heilbädern sowie Kur- und Erholungsorten, 
die im besonders starken Maße für die Erholungsnutzung in 
Anspruch genommen werden. 

Die Erklärung von Erholungswald kann mit Auflagen verbunden 
werden, insbesondere zur Waldbewirtschaftung, zu Beschrän-
kungen der Jagd, zur Ausstattung mit Erholungseinrichtungen 
und zum Verhalten der Waldbesucher und Waldbesucherinnen.

3.4.2	� Wald mit besonderer Erholungsfunktion ohne  
gesetzliche Rechtsbindung

Wald mit besonderer Erholungsfunktion ohne gesetzliche 
Rechtsbindung wird in zwei Intensitätsstufen ausgewiesen (s. 
Definition). 

3.1	 Allgemeines

Wälder haben wegen ihrer physischen und psychischen Erho-
lungswirkung eine große Bedeutung für die Gesundheit/-vor-
sorge und die Freizeitgestaltung vieler Menschen. 

Vor allem im Umfeld größerer Städte wird fast jeder Wald re-
gelmäßig zur Erholung aufgesucht. Dem gegenüber bezieht 
sich in den ländlichen Regionen die besondere Erholungsfunk-
tion des Waldes oft auf einzelne Waldteile oder Randbereiche 
von Wäldern in der Nähe von Städten, größeren Gemeinden, 
Kur- und Erholungsorten sowie besondere touristische Ein-
richtungen, Wege und Ausflugsziele.

3.2	 Definitionen

Bei der Waldfunktionenkartierung werden alle diejenigen 
Waldflächen mit der Funktion “Erholung” erfasst, die wegen 
einer auffallenden Inanspruchnahme durch Erholungssu-
chende eine besondere Bedeutung für die Erholung der Be-
völkerung haben oder die auf Grundlage der Landeswaldge-
setze zu Erholungswald erklärt wurden. 

Eine besondere Erholungsfunktion leisten im regionalen Ver-
gleich überdurchschnittlich stark besuchte Wälder (Intensi-
tätsstufe II). Eine darüber hinausgehende, außerordentliche 
Erholungsfunktion haben Wälder, die so intensiv besucht wer-
den, dass ihr forstliches Management maßgeblich von der Er-
holung mitbestimmt wird (Intensitätsstufe I).

3.3	 Wirkungen

Wälder sind naturnahe Umwelten, die einen wesentlichen Bei-
trag zur Verbesserung der Lebensqualität großer Bevölkerungs-
gruppen leisten (HEALTH COUNCIL OF THE NETHERLANDS 
AND DUTCH ADVISORY COUNCIL OF RESEARCH ON SPATIAL 
PLANNING NATURE AND THE ENVIRONMENT, 2004) und zur 
Zufriedenheit mit der Wohnumgebung beitragen (KAPLAN & 
AUSTIN, 2004). Darüber hinaus ermöglicht die Vielfalt der im 
Wald ausführbaren Aktivitäten notwendige Erholungsprozesse 
wie mentales Abschalten, Entspannung, aber auch Abwechslung 
und Herausforderung (SONNENTAG & FRITZ, 2007).

Die physische Erholungswirkung des Waldes hängt mit dem 
gegenüber dem Freiland ausgeprägten Binnenklima zusam-
men (SMITH & SMITH, 2008). Wald gleicht Extreme wie Hitze, 
Kälte, starken Wind, Luftfeuchtigkeit und intensive Sonnen-
strahlung aus. Auch eine psychische Erholungswirkung von 
Wald kann in Studien nachgewiesen werden (KAPLAN & KA-

3	 ERHOLUNGSWALD
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–	� Es existiert ein Konzept zur Optimierung der Erholungs-
funktion des Waldes

–	� Informationen von Gemeinden oder Organisationen über Er-
holungsmöglichkeiten in bestimmten Wäldern (z. B. Veran-
staltungen, Informationstafeln, Flyer, Internetauftritt) 

Darüber hinaus gilt für Wald mit außerordentlicher Bedeu-
tung für die Erholung (Intensitätsstufe I) im Sinne der Wald-
funktionenkartierung, dass die Bewirtschaftung des Waldes 
maßgeblich von der Erholung mitbestimmt wird. Die Erho-
lungsfunktion hat beispielsweise dann große forstliche Rele-
vanz, wenn eine besondere Notwendigkeit der Rücksichtnah-
me aufgrund Erholungssuchender bei Maßnahmen besteht, 
wie bei der Holznutzung, dem Wegebau und –unterhalt und 
der Waldästhetik.

Die Kartierung von Erholungswäldern der Intensitätsstufen I 
und II kann z. B. auf der Grundlage einer Einschätzung der 
Wegefrequentierung (z. B. Rheinland-Pfalz) oder einer Model-
lierung der Erholungsnutzung von Wäldern (z. B. Baden-Würt-
temberg) vorgenommen werden. 

In Rheinland-Pfalz wird eine gutachtliche (flächige) Kartie-
rung des Erholungswaldes ausgehend von dem Wegenetz 
angestrebt. Zwar bewegen sich Erholungssuchende vor allem 
auf Wegen und halten sich an attraktiven Orten auf. Weil aber 
der Wald seine Erholungswirkungen (Ruhe, Waldklima, Er-
leben der freien Natur, ästhetische Eindrücke) erst ab einer 
gewissen Ausdehnung entfaltet, sind die Bereiche ausgehend 
von den häufig frequentierten Wegen und Erholungsschwer-
punkten mit einer Tiefe bzw. einem Radius von rund 200 m 
als Erholungswälder darzustellen. Dabei sollten die Flächen 
im Interesse geschlossener Bewirtschaftungseinheiten ar-
rondiert und möglichst klare Grenzen (Wald- oder Abteilungs-
grenzen, Straßen, Waldränder) dargestellt und ungeeignete 
Gebiete ausgenommen werden. 

Die an das Frequentierungsnetz angrenzenden Waldflächen 
haben eine besondere Bedeutung für die Erholung. Sie dienen 
zum Teil der direkten Inanspruchnahme durch Begang, als 
visueller Raum und als Ruhezone. An diesen Inanspruchnah-
men orientiert, kann in einer ersten Phase der Erholungswald 
um das Frequentierungsnetz in entsprechenden Abständen 
angenommen werden (siehe Tabelle 6).

Das Kriterium für die Feststellung und Differenzierung ist die 
Zahl der Waldbesuchenden. Bei der Intensitätsstufe II sind im 
regionalen Vergleich regelmäßig überdurchschnittlich viele 
Waldbesuchende anzutreffen. Die Intensitätsstufe I grenzt 
sich davon durch außerordentlich hohe Zahlen von Waldbe-
suchenden ab. Die absolute Anzahl der Waldbesuchenden ist 
nicht ermittelbar, deshalb sind folgende Anhaltspunkte für die 
Abgrenzung besonderer Erholungsfunktion heranzuziehen:

	�Rahmenbedingungen
–	 Im Bereich von Städten und Gemeinden 
–	 Im Bereich von Kur- oder Erholungsorten
–	� Gute Erreichbarkeit, zu Fuß, mit dem Rad, öffentlichem 

Nahverkehr oder Auto

	�Erholungseignung
–	� Ausflugsziele, historische Objekte und Naturschönheiten 

sowie Erholungsschwerpunkte. (Erholungsschwerpunkte 
sind Anlagen oder Einrichtungen, die im Zusammenhang 
mit der Walderholung an Spitzentagen geschätzt mehr als 
100 Besuchende haben. Die Erholungsschwerpunkte wer-
den in den Waldfunktionenkarten dargestellt.)

–	� Gute Erschließung
–	� Markierte Wege und Wegesysteme für Spazierengehen, 

Wandern, Radfahren, Wintersport oder Reiten
–	� Waldparkplätze, Infotafeln und Erholungseinrichtungen 

wie Waldlehrpfade, Waldspielplätze, Fitnessparcours, 
Bänke und Schutzhütten

–	� Relative Störungsintensität (z. B. Lärm, Immissionen) in 
Abhängigkeit der räumlichen Lage (Verdichtungsraum 
versus ländlicher Raum)

	�Forstbetrieb, wirtschaftliche Erfordernisse
–	� Durch die Erholung bedingter Mehraufwand beispielswei-

se für das Wegesystem, die Verkehrssicherung oder die 
Abfallbeseitigung

–	� Forstliche Maßnahmen zur Verbesserung des Erholungs-
wertes werden oder wurden durchgeführt

	�Weitere Anhaltspunkte
–	� Gebiete nach dem Bundesnaturschutzrecht (z. B. Natur-

parke, Landschaftsschutzgebiete, Naturschutzgebiete, 
Naturdenkmale), soweit sie die Erholung nicht durch Be-
tretungsverbote einschränken

Begangraum maximal 100 m, in der Regel nicht tiefer als 50 m

visueller Raum 
ohne Berücksichtigung von Standorten mit Fernblicken, je nach Bestandsstruktur und Morphologie 

mindestens 30 m (eine Baumlänge) bis mehrere 100 m

Ruheraum mindestens 100 m, bei Berücksichtigung von z. B. Verkehrstrassen, ggf. bis zu 1000 m 

Tabelle 6: �Wirkungsraum entlang von Wegen auf die Erholung im Wald (Dirk Ueckermann, Landesforsten Rheinland-Pfalz, 2006). 
Die Tabelle dient als Grundlage für gutachtliche Kartierung der Erholungswälder.
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telefonische Umfragen in Baden-Württemberg mit jeweils 
2000 Befragten sowie 25 qualitative Interviews durchgeführt. 
Ziel der Befragungen war es, nicht nur Angaben darüber zu 
erhalten, wie viele Personen den Wald wie oft und zu welchen 
Zwecken nutzen, sondern auch herauszufinden, wie Wald 
wahrgenommen, erlebt und zur Erholung genutzt wird. 

Aus den Ergebnissen wurde in Kombination mit Geodaten des 
Landesamtes für Geoinformation und Landentwicklung sowie 
Daten des statistischen Landesamtes die Intensität der Inan-
spruchnahme von Wäldern durch Erholungssuchende anhand 
räumlicher Analysen modelliert. Um die Befragungsergebnis-
se in eine Erholungswaldkartierung umzusetzen, entwickelte 
die FVA ein GIS-basiertes Modell, das sich periodisch an die 
Veränderungen der Erholungsnutzung anpassen lässt. Mit ei-
nem Teil der aus den sozialempirischen Daten gewonnenen 
Parameter als Eingangsvariablen (siehe Tabelle 7), bildet es 
modellhaft die Verteilung der Waldbesuchenden vom Wohnort 
zum Wald und ihre Bewegung im Wald ab. Dabei spielt zum 
einen die aus den Umfragen ermittelte Aufenthaltsdauer eine 
wesentliche Rolle, zum anderen fließen spezifische Land-
schaftsrequisiten als Attraktoren in das Modell ein.

Ausgangspunkt sind Netzwerkanalysen auf dem Straßen- und 
Wegenetz für verschiedene Bewegungsprofile (siehe Tabelle 7). 
Auf dem Netzwerk werden Erreichbarkeitsanalysen, soge-
nannte „Service Areas“ oder Einzugsgebiete, errechnet (siehe 
Abbildung 5). Sie decken alle Bereiche ab, die von einem be-
stimmten Punkt aus innerhalb der durch die Erhebung vorge-
gebenen Zeit erreicht werden können. Grundprinzip der Mo-
dellierung der Waldbesuchendenfrequenz ist die Übertragung 
von Einwohnerzahlen und Übernachtungsgästen. Die Analyse 
erfolgt in zwei Teilschritten:

	��In Analyse A verteilen sich die Waldbesuchenden von 
den Ortslagen über 15 minutige Einzugsgebiete auf die 
Waldeingänge und werden hier aufsummiert.

	�In Analyse B werden sie von diesen über bis zu zweistündi-
ge Einzugsgebiete auf die Waldwege verteilt. Die Einzugs-
gebiete überlagern sich auf den Wegen, ihre Einwohner- 
anzahl wird addiert. 

In einer zweiten Phase sollte die Gebietskulisse nach gut-
achterlicher Gewichtung der oben genannten Anhaltspunkte 
auf Grundlage örtlicher Kenntnisse geprüft und angepasst 
werden. Die Nutzung einer Beurteilungsmatrix kann hilfreich 
sein, um eine vergleichende Beurteilung von Erholungswäl-
dern vorzunehmen, bisherige Einordnungen hinsichtlich 
Plausibilität zu prüfen (siehe Tabelle 8).

In Baden-Württemberg wird der Ansatz verfolgt, die Auswei-
sung und Abgrenzung der Erholungswälder auf eine aktuel-
le wissenschaftliche Grundlage zu stellen und nach objektiv 
messbaren Kriterien in Geoinformationssystemen zu model-
lieren. Die GIS-basierte Neukartierung berücksichtigt dabei auf 
sozialempirischer Grundlage die aktuelle Inanspruchnahme 
des Waldes als Erholungsraum. Zudem bietet das Verfahren 
die Möglichkeit gesellschaftliche Entwicklungen und dadurch 
auch sich verändernde Ansprüche an den Wald abzubilden. 
Auf dieser Grundlage können forstliche Managementkonzepte 
und Empfehlungen für Nutzungskonzeptionen für verschiedene 
Zielgruppen abgeleitet werden. Die Methodik wird im Folgen-
den genauer erläutert (nach MOHAUPT et al., 2013).

Die Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-Würt-
temberg (FVA) hat 2008 begonnen, einen Forschungsschwer-
punkt „Walderholung und Tourismus“ aufzubauen. Ziel ist die 
Erfassung und Kartierung der Erholungsnutzung der Wälder 
durch die Bevölkerung. Zudem wurde eine Kooperation mit der 
Universität Freiburg, Professur für Forst- und Umweltpolitik 
und der Eidgenössischen Forschungsanstalt für Wald, Schnee 
und Landschaft (WSL), Gruppe Sozialwissenschaftliche Land-
schaftsforschung aufgebaut. Das Verhalten der Besuchenden 
im Wald und seine Wahrnehmung als Erholungsraum sind eng 
mit gesellschaftlichen Prozessen verknüpft, die einem stetigen 
Wandel unterliegen. Einflussfaktoren wie der demographische 
Wandel, sich verändernde Lebenswirklichkeiten oder neue Mo-
bilitätsformen beeinflussen die Nutzung des Waldes und beein-
flussen die gesellschaftlichen Ansprüche an ihn.

Im Forschungsschwerpunkt der Abteilung Wald und Gesell-
schaft werden aktuelle Daten über die Erholungsnutzung der 
Wälder erfasst. Hierfür wurden zwischen 2009 und 2012 zwei 

Wie kommen 
Menschen zum 
Wald? 
(Mehrfachnennung möglich)

Wie lange brau-
chen Menschen 
zum Wald?  
(kumulativ)

Wie lange ver-
weilen Menschen 
im Wald? 
(kumulativ)

Welche Wege bevorzugen Menschen 
im Wald; welche Landschaftseigen-
schaften sind beliebt? 

Zu Fuß: 71 %

Mit dem Fahrrad: 13 %

Mit dem Auto: 35 %

Sonstige: 5 %

5 Minuten: 33 %

10 Minuten: 50 %

15 Minuten: 78 %

30 Minuten: 97 %

30 Minuten: 25 %

60 Minuten: 66 %

90 Minuten: 77 %

120 Minuten: 90 %

Kategorien: Traufweg, Wanderweg, Radwanderweg, 

Mountainbikestrecke, Loipe

Nähe bis 500 m zu Fließgewässern, Stillgewässern, 

Aussichtspunkten/-türmen, Badestellen

Tabelle 7: Modellparameter aus den sozialempirischen Umfragen zur Erholungsnutzung der Wälder in Baden-Württemberg.
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Die Verteilung erfolgt getrennt für die Bewegungsprofile und 
normativ nach einem aus den sozialempirischen Erhebungen 
abgeleiteten Schlüssel. Hierbei werden auch die besonders 
häufig genannten Präferenzen der Waldbesuchenden bezüg-
lich der Wegebeschaffenheit und landschaftlichen Requisiten 
berücksichtigt. Innerhalb der jeweiligen Bewegungsradien 
halten sich anteilig mehr Waldbesuchende auf Wander- und 
Traufwegen oder an Gewässern und Aussichtspunkten auf. 
Für eine flächige Kartierung werden die Besuchendenzah-
len mittels inverser Distanzgewichtung zwischen den Wegen 
interpoliert und zur Darstellung der Erholungswaldstufen 
(Wald mit außerordentlicher/besonderer/keiner besonderen 
Bedeutung für die Erholung) in drei Klassen unterteilt (sie-
he Abbildung 6). Die Klassengrenzen orientieren sich an den 
Durchschnittswerten der bisherigen Erholungswaldkarte und 
wurden normativ angepasst.

Abbildung 5: Erreichbarkeitsanalysen für den Stadtwald Freiburg; links ist dargestellt, welches Gebiet Menschen zu Fuß innerhalb von 15 Minu-
ten ausgehend von einer Wohnlage (Punkt) erreichen können; rechts ist dargestellt, welches Gebiet innerhalb von 30 min. (dunkelgrün) bzw. 60 
min. (hellgrün) ausgehend vom Waldeingang (Punkt) erreicht werden kann.

Die vorläufigen Ergebnisse wurden mit den Unteren Forst-
behörden Freudenstadt, Esslingen und Rastatt mit positiver 
Rückmeldung validiert. Die Befragung der Expertinnen und 
Experten in den Testlandkreisen, die sowohl den ländlichen 
als auch den Verdichtungsraum repräsentieren, führte zu wei-
teren Modellanpassungen. Zudem wurden in Kooperation mit 
dem Lehrstuhl für Algorithmen und Datenstrukturen der Uni-
versität Freiburg die Rechenzeiten des Modells optimiert. Da-
bei wurden auch flexiblere Eingabemöglichkeiten und somit 
bessere Modellanpassungen ermöglicht. In den Jahren 2015 
und 2016 soll der Erholungswald in Baden-Württemberg auf 
Basis dieses Modells neu ausgewiesen werden.

	��Erhaltung eines gepflegten Waldwegezustandes (v. a. 
nach Holzeinschlag und -rückung) insbesondere auf aus-
gewiesenen Erholungswegen und -pfaden

	��Nachhaltige Erhaltung und Pflege der Erholungsinfra-
struktur (z. B. Wegebeschilderung, Sitzbänke, Park- und 
Rastplätze, Walderlebnispfade, Ausblicke) sowie Entfer-
nung unbrauchbarer Einrichtungen

	��Maßnahmen zur Lenkung von Besuchenden, z. B. um sen-
sible Bereiche zu schützen 

5	� Eine Verkehrssicherungspflicht für den Waldeigentümer zur Abwehr 
waldtypischer Gefahren besteht im Allgemeinen nicht, wohl aber bei 
technischen Einrichtungen (vgl. Gerichtsurteil VI ZR 311/11 02.10.2012).

3.5	 Bewirtschaftungsgrundsätze 

Die Entwicklung und Pflege eines Erholungswegenetzes ist mit 
der Erholungsnutzung der Wälder auf das Engste verbunden. 
Die Gestaltung der Wälder mit besonderer Erholungsfunkti-
on sollte sich an den natürlichen Standortsverhältnissen und 
dem Ziel der Vielgestaltigkeit und des Abwechslungsreich-
tums orientieren. Gemäß § 14 Abs. 1 BWaldG ist das Betreten 
des Waldes zum Zwecke der Erholung gestattet. Allerdings 
geschieht die Benutzung auf eigene Gefahr; dies gilt insbe-
sondere für waldtypische Gefahren5. 

Im Folgenden werden Möglichkeiten genannt, um die Attrakti-
vität des Waldes in Hinblick auf die besondere Erholungsfunk-
tion beeinflussen zu können: 
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3.6	 Neuanlage von Wald

In waldarmen und dicht besiedelten Gebieten ist die Wald-
mehrung für die Erholungsnutzung in der Regel ein anzustre-
bendes Ziel. 

In waldreichen Gebieten mit einem Bewaldungsprozent von 
mehr als 70 % sind dagegen Waldneuanlagen kritisch zu be-
urteilen, da für die landschaftsbezogene Erholung eine ab-
wechslungsreiche, mit offenen Bereichen durchsetzte Wald-
landschaft bevorzugt wird. 

	��Verlegung der forstlichen Bewirtschaftungsmaßnahmen 
in die Zeit mit geringem Aufkommen von Erholungssu-
chenden 

	��Erhaltung und Förderung der Struktur- und Artenvielfalt 
	��Entwicklung und Pflege stufiger und strukturierter Wal-

dinnen- und –außenränder 
	��Erhöhung der Umtriebszeiten ggf. für ausgewählte Be-

stände, zur Förderung alter und starker Einzelbäume bzw. 
strukturreicher Bestände; Erhaltung von alten und mar-
kanten Einzelbäumen und Baumgruppen; Erhaltung bzw. 
Weiterführung historischer Betriebsformen (Nieder-, Mit-
tel-, Hutewald)

	��Weitestgehender Verzicht auf den Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln

Abbildung 6: Interpolierte Modellierungsergebnisse Kreis Freudenstadt (oben) und Kreis Esslingen (unten), links: ohne Klassifizierung, rechts: 
Stufe 1 = rot, Stufe 2 = gelb, ohne besondere Erholungsfunktion = grün (vorläufiger Entwurf; Stand September 2015)
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Anhaltspunkte Beurteilungskriterien
zutreffend 

1 = ja 
0 = nein

Punkte
Ergebnis 
(Spalte 
3x4)

Bemer-
kungen

1 2 3 4 5 6

RAHMENBEDINGUNGEN Max. 9 Pkt.

im Bereich von Städten und Gemeinden

Einwohnerzahl und Entfernung; 
über 50 T Einwohner im 10 km 
Umkreis der Siedlungsfläche; 
5-50 T Einwohner drei km Um-
kreis der Siedlungsfläche 

3

Kur-/Erholungsort
Kur- und Erholungsorte im  
Umkreis der Siedlungsfläche von 
fünf km

3

Gute Erreichbarkeit
fußläufig, mit ÖPNV,  
Auto oder Rad 

3

ERHOLUNGSEIGNUNG Max. 9 Pkt.

Ausflugsziele Historische Objekte, Natur- 
schönheiten sowie Erholungsschwerpunkte

Objekte 2

Gute Erschließung Wegenetz (z. B. Reitwege, Loipen) 2

Wegemarkierung Markierung 2

Waldparkplätze und Erholungseinrichtungen  
(z. B. Infotafeln, Waldspielplätze, Fitness- 
parcours, Bänke und Schutzhütten)

Anzahl/Dichte 2

Störungsintensität (z. B. Lärm, Immissionen)
Keine oder geringe  
Beeinträchtigungen

    1

FORSTBETRIEB, WIRTSCHAFTLICHE  
ERFORDERNISSE

Max. 9 Pkt.

Durch die Erholung bedingter Mehraufwand  
beispielsweise für das Wegesystem,  
Verkehrssicherung oder Abfall

Aufwand 3

Einschränkungen für den Forstbetrieb  
durch die Erholungsfunktion 

Einschränkungen 3

Forstliche Maßnahmen zur  
Verbesserung des Erholungswertes 

Aufwand 2

Konzept zur Optimierung der  
Erholungsfunktion des Waldes

existiert 1
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Anhaltspunkte Beurteilungskriterien
zutreffend 

1 = ja 
0 = nein

Punkte
Ergebnis 
(Spalte 
3x4)

Bemer-
kungen

1 2 3 4 5 6

WEITERE KRITERIEN Max. 3 Pkt.

Informationen von Gemeinden oder  
Organisationen über die Erholungs- 
möglichkeiten des betreffenden Waldes 

z. B. Hinweisschilder, Flyer,  
Internetauftritt 

Konzept zur Optimierung der Erholungs- 
funktion des Waldes ist vorhanden

1

Gebiete nach dem Naturschutzrecht 
z. B. Naturpark, Naturschutzge-
biet, Landschaftsschutzgebiet,  
Naturdenkmal

1

Sonstiges z. B. Konflikte zwischen Besuchen-
dengruppen

1

Summe Max. 30 Pkt.

Zuordnung zur Intensitätsstufe: I ≥ Bewertungsziffer ; II < Bewertungsziffer 
Erläuterung Bedeutung: 1 = gering; 2 = mittel; 3 = hoch

Tabelle 8: Ergänzende Beurteilungsmatrix zur Einordnung von Erholungswaldgebieten in Stufe I oder II. 
Die Matrix dient der vergleichenden Beurteilung bereits ausgewählter Gebiete, nicht der Abgrenzung. Die zu verge-
bende Punktezahl enthält eine Gewichtung, die Punkte werden vollständig vergeben, wenn das jeweilige Merkmal 
zutrifft. Je nach den regionalen Verhältnissen sollte ein Erholungswald der Stufe I mindestens einen Gesamtwert von 
15 Punkten erreichen.

�
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4	 KARTOGRAPHIE UND GIS

formationsansätzen erfolgen. Nach der Umstellung auf UTM 
werden die Waldfunktionendaten in jedem Bundesland in den 
entsprechenden länderspezifischen UTM-Streifen vorliegen 
(siehe Abbildung 7).

Abbildung 7: UTM-Koordinaten und Zonenfelder für Deutschland (AN-
ONYMOUS, 2014c).

4.3	 Geodaten

	��Geobasisdaten
	� Die Geobasisdaten sind eine wesentliche Referenz hin-

sichtlich der räumlichen Lagegenauigkeit sowohl bei der 
visuellen Betrachtung der Waldfunktionen im GIS als auch 
bei der manuellen Abgrenzung (Delinierung) von Wald-
funktionen.

	 •	 Digitales Orthophoto (DOP)
		�  Digitale Orthophotos (DOP) sind maßstabsgetreue Ab-

bildungen der Erdoberfläche. Orthophotos werden aus 
Luftbildern, deren Orientierungsdaten sowie digitalen 
Höhenmodellen berechnet. Sie bieten dem GIS-Anwen-
der eine geometrisch korrekte, kartengleiche Abbildung 
der Landschaft (ARBEITSGRUPPE FORSTLICHER LUFT-
BILDINTERPRETEN, 2012). Luftbildbefliegungen werden 
inzwischen mit digitalen Aufnahmesystemen durchge-
führt. Diese bieten im Vergleich zu analogen Kamerasys-
temen den Vorteil, dass mehrere Farbkanäle gleichzeitig 

4.1	 Allgemeines

Geographische Informationssysteme (GIS) dienen zur Erfas-
sung, Bearbeitung, Organisation, Analyse und Präsentation 
von räumlichen Daten (ANONYMOUS, 2014a). Die Waldfunkti-
onenkartierung nutzt GIS in vielfältiger Weise. In diesem Ka-
pitel sollen deshalb die GIS Grundlagen der Waldfunktionen-
kartierung dargestellt werden.

Neben Hard- und Software hebt BILL (2010) als wesentliche 
GIS-Komponenten die Anwender sowie die Daten hervor. Geo-
daten werden dabei entweder im Vektor- oder Rasterdaten-
format verwaltet. Die Waldfunktionendaten liegen generell 
als Vektordaten vor. Zwischenergebnisse bei der Herleitung 
spezifischer Waldfunktionen können je nach Erstellungspro-
zess auch als Raster vorkommen. Allen Datensätzen – sowohl 
Rasterdaten als auch Vektordaten – liegt ein Koordinatenrefe-
renzsystem zu Grunde.

4.2	 Koordinatenreferenzsystem

Ein Koordinatenreferenzsystem setzt sich aus einem Datum 
und einem Koordinatensystem zusammen. Das Geodätische 
Datum beschreibt die Position, den Maßstab sowie die Orien-
tierung der Koordinatenachsen des Koordinatenreferenzsys-
tems zur Erde. Dem Datum liegt dabei ein Referenzellipsoid 
zugrunde (z. B. Bessel, 1841; Krassowski, World Geodetic Sys-
tem, 1984). Ein Koordinatensystem definiert die Regeln zur 
zwei- oder dreidimensionalen Positionierung von Objekten. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der 
Länder der Bundesrepublik Deutschland (AdV) hat 1991 die 
Einführung des Europäischen Terrestrischen Referenzsys-
tems 1989 (ETRS89) als bundeseinheitliches Koordinatenre-
ferenzsystem für die Bereiche Landesvermessung und Lie-
genschaftskataster beschlossen (ANONYMOUS, 2014b). Dabei 
soll die Universale-Transversale-Mercator-Projektion (UTM) 
als Koordinatensystem verwendet werden. Die Migration der 
Geobasisdaten aus den bisherigen Lagebezugssystemen nach 
ETRS89/UTM führt jedes Bundesland eigenverantwortlich 
durch. In einigen Bundesländern erfolgt die Umstellung mit 
Einführung des AAA-Modells (s. u.) für die Geobasisdaten der 
Vermessungsverwaltungen.

Der Bezugssystemwechsel der Waldfunktionendaten erfolgt 
nach der Migration der Geobasisdaten und somit ebenfalls 
länderspezifisch. Bis zu diesem Zeitpunkt liegen die Geodaten 
der Waldfunktionen im gültigen Bezugssystem des jeweili-
gen Bundeslandes vor. Die Umrechnung der Waldfunktionen 
nach ETRS89/UTM sollte mit den landesoptimierten Trans-
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	 •	 Digitale Geländemodell (DGM)
	�	�  Ein Digitales Geländemodell (DGM) beschreibt die Ge-

ländeformen der Erdoberfläche ohne Vegetation und 
Gebäude durch eine in Lage und Höhe georeferenzierte 
Punktmenge (ANONYMOUS, 2014d). Digitale Gelände-

aufgenommen werden. Dem GIS-Anwender stehen damit 
sowohl Echtfarben- als auch Infrarot-Orthophotos zur 
Verfügung (siehe Abbildung 8). Orthophotos bzw. Luftbil-
der werden je nach fachlichem Kontext zur Abgrenzung 
spezifischer Waldstrukturen herangezogen (Baumarten-
zusammensetzung, Erkennung von stehendem Totholz, 
Wald-Feld-Abgrenzung etc.). Darüber hinaus können aus 
digitalen Luftbildern mittlerweile sehr hoch aufgelöste 
Oberflächenmodelle der Baumkronen generiert werden, 
aus denen wiederum Parameter zu Waldstrukturen ab-
geleitet werden können.

Abbildung 8: Orthophoto als RGB-, CIR- und Schwarz/Weiß-Bild (von links nach rechts) (Geobasisdaten © LGL, www.lgl-bw.de).

modelle wurden in der Vergangenheit photogrammet-
risch aus Luftbild-Stereomodellen erstellt. Mittlerweile 
stehen in vielen Bundesländern auch hochaufgelöste 
Geländemodelle (Gitterweite z. B. 1 m) aus Laserscan-
ner-Befliegungen (LIDAR) der Landesvermessungs-
verwaltungen zur Verfügung. Aus dem DGM kann eine 
Vielzahl von weiteren Themen wie z. B. Hangneigung, 
Exposition und Reliefschattierung generiert werden 
(siehe Abbildung 9), die wiederum als Fachthema bei 
der Herleitung von Waldfunktionen einfließen können 
(z. B. Bodenschutzwald).

	 •	� Amtliches Topographisch-Kartographisches Informa-
tionssystem (ATKIS)

		�  Mit Hilfe von ATKIS wird die Erdoberfläche aus topog-
raphischer und kartographischer Sicht beschrieben. 
Die vektorbasierte Datenhaltung erfolgt in Digitalen 

Abbildung 9: Darstellung eines DGM als Reliefschattierung (links) und als Hangneigung (rechts) (Geobasisdaten © LGL, www.lgl-bw.de).
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		�  Auf Basis der Digitalen Landschaftsmodelle erstellen 
die Vermessungsverwaltungen Digitale Topographische 
Karten, wiederum optimiert für verschiedene Maßstä-
be. Topographische Karten werden im GIS häufig als 
Hintergrundraster verwendet. Analoge Waldfunktio-
nenkarten werden in der Regel im TK25- oder TK50- 
Blattschnitt herausgegeben, was einem Maßstab von 
1:25.000 bzw. 1:50.000 entspricht. Die ATKIS Informa-
tionen werden durch das Bundesamt für Kartographie 
und Geodäsie bundesweit als Darstellungsdienst (WMS) 
angeboten (Beispiel siehe Abbildung 10).

		�  Digitale Orthophotos und Geländemodelle der Vermes-
sungsverwaltungen sind in der AdV-Produktsystematik 
ebenfalls Bestandteile von ATKIS.

Landschaftsmodellen (DLM), die für verschiedene Maß-
stabsbereiche optimiert sind und in einem bundesweit 
einheitlichen Datenmodell vorliegen. Für die Waldfunk-
tionenkartierung ist v. a. das Basis-DLM von Interesse, 
das für den Maßstabsbereich von 1 : 10.000 – 1 : 25.000 
gültig ist. Die Objektartenkataloge der Digitalen Land-
schaftsmodelle untergliedern sich in Objektbereiche. 
Diese Objektbereiche unterteilen sich in weitere Objekt-
gruppen und Objektarten. Eine wesentliche Objektart im 
Kontext der Waldfunktionenkartierung ist AX_Wald mit 
der Kennung 43002 (ARBEITSGEMEINSCHAFT DER VER-
MESSUNGSVERWALTUNGEN DER LÄNDER DER BUN-
DESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 2008), da diese anstelle 
der Forstgrundkarte (Wald nach WaldG) oftmals als Ge-
samtwaldfläche für GIS-Analysen herangezogen wird.

Abbildung 10:	� Bildausschnitt mit Wald- und Wegeinformation des WebAtlasDe des bundesweit einheitlichen Darstellungsdienstes  
(© GeoBasis-DE / BKG 2014).

	 •	� Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem 
(ALKIS)

		�  ALKIS wurde von der Arbeitsgemeinschaft der Vermes-
sungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik 
Deutschland (AdV) im Zuge der AFIS-ALKIS-ATKIS-Mo-
dellentwicklung (AAA-Modell) konzipiert. Es vereint 
die Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) und das 
Automatisierte Liegenschaftsbuch (ALB). Die Einfüh-
rung von ALKIS und die damit verbundene Migration der 
ALK-Daten führt jedes Bundesland eigenverantwort-
lich durch. Für die Waldfunktionen sind insbesondere 
die Flurstücksgeometrien sowie die damit verbundene 
Waldeigentumsart (staatlich, privat, kommunal etc.) 
von Interesse. Die Anpassung der Geometrien an die 
Flurstücksgrenzen während des Abgrenzungsprozes-

ses der Waldfunktionen kann je nach Thema sinnvoll 
sein. Es besteht allerdings kein genereller Bedarf für 
eine flurstücksscharfe Delinierung der Waldfunktionen.

	Geofachdaten
	� Eine Vielzahl von Waldfunktionen wie z. B. Naturschutz 

oder Denkmalschutz obliegen der Zuständigkeit ande-
rer Fachverwaltungen. Die Integration dieser Themen in 
die Waldfunktionenkarte erfolgt i. d. R. über einen stich-
tagsbezogenen Datenaustausch mit den Fachverwaltun-
gen. Je nach Thema können die Geofachdaten direkt als 
Waldfunktion übernommen werden (Nationalpark, Na-
turschutzgebiet etc.) oder als Eingangsdatensatz für die 
modellbasierte Herleitung von Waldfunktionen dienen 
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4.4	 Erfassung der Waldfunktionen

Die Geofachdaten der Waldfunktionen, die in der Zuständig-
keit der Forstverwaltungen geführt werden, können nach un-
terschiedlichen Methoden erzeugt und gepflegt werden.

	Digitalisierung
	� Die manuelle Editierung von Waldfunktionendaten ist not-

wendig bei Themen, deren Flächenabgrenzung nur gut-
achterlich oder nur durch Ortsbegang festgestellt werden 
kann (z. B. lokaler Klimaschutzwald, Sichtschutzwald, 
Waldbiotope). Die fachlichen Abgrenzungskriterien kön-
nen in einer separaten Kartieranleitung erläutert werden. 
Dort können auch Angaben zur Qualitätssicherung und 
Konsolidierung (beispielsweise Topologieprüfungen auf 
Klaffungen und Überlappungen von benachbarten Polygo-
nen) der erfassten Daten aufgeführt sein.

	Modellbasierte Herleitung
	� Trotz Kartieranleitungen und Qualitätssicherungsmaßnah-

men ist die manuelle Abgrenzung von Waldfunktionen immer 
von den subjektiven Eindrücken des jeweiligen Gutachters 
abhängig. Für die objektive Herleitung von Waldfunktionen 
können GIS-Modelle erstellt und angewendet werden. Dies 
ist bei Themen sinnvoll, die aus landesweit digital verfügba-
ren Geodaten hergeleitet werden können, wie z. B.:

	 •	 Sichtschutzwald
		�  Für den Sichtschutzwald sind beispielsweise GIS-gestütz-

te Sichtbarkeitsanalysen auf Basis des DGM denkbar.
	 •	 Lokaler Immissionsschutzwald
		�  Die Modellierung des lokalen Immissionsschutzwal-

des kann z. B. auf Basis der Schutzabstände zu Emit-
tenten aus dem Abstandserlass des Landes Nord-
rhein-Westfalen (MUNLV, 2007) erfolgen. Wald, der 
innerhalb dieser Schutzabstände liegt, übt eine Im-
missionsschutzfunktion aus, wenn er sich in direkter 
Verbindung zwischen Emittent und zu schützendem 
Objekt befindet. Die Abgrenzung ist ggf. den örtlichen 
Ausbreitungsbedingungen (Orografie, Hauptwindrich-
tung usw.) anzupassen. Überlagern sich Emissionen 
mehrerer Anlagen, ist für die Bemessung des Schutz-
abstandes die Anlage maßgebend, die den weitesten 
Schutzabstand erfordert.

	 •	 Bodenschutzwald
		�  Ein weiteres Beispiel für eine GIS-Modellierung ist die 

Neuausweisung der Waldfunktion Bodenschutzwald 
in Baden-Württemberg (SCHIRMER, 2007). Auf Basis 
des DGM konnten die Steilhänge mit einer Hangnei-
gung größer 30° berechnet werden. Anhand der digi-
talen Standortsdaten konnten die Kriterien Rutsch-
hang und Erosionslage identifiziert werden. Nach 
dem Zusammenspielen sämtlicher Eingangskriterien 
wurden Filteralgorithmen zur Arrondierung der Ge-
samtkulisse Bodenschutzwald angewendet (siehe 
Abbildung 11).

(z. B. Lärmkartierungen). Ob die Geofachdaten anderer 
Fachverwaltungen in der Waldfunktionenkarte abgebildet 
werden dürfen oder ob die Forstbehörden diese Daten an 
Dritte weitergeben dürfen, ist abhängig von den jeweiligen 
Nutzungsbestimmungen.

	� Für die Umsetzung des Umweltinformationsgesetzes (UIG) 
sind in den Bundesländern Umweltinformationssysteme 
aufgebaut worden, die der Öffentlichkeit einen Zugang zu 
umweltrelevanten Geoinformationen ermöglichen. Über 
diese Portale ist es möglich, Geodaten zu den Naturschutz-
flächen mit gesetzlicher Rechtsbindung zu beziehen.

	 •	� Natur- und Landschaftsschutz
		�  Die Datenführung der Informationen nach Naturschutz-

recht wird von den staatlichen Naturschutzverwaltun-
gen vorgenommen. Die Datenführung von naturschutz-
relevanten Flächen, die auf Grundlage des Forstrechts 
unter Schutz gestellt wurden, wie z. B. Waldschutzge-
biete, obliegt den Forstverwaltungen. Gleiches kann für 
naturschutzrelevante Flächen ohne Rechtsbindung wie 
z. B. Biotope oder Waldrefugien gelten.

	 •	� Lärm und Immission
		�  Das Umweltbundesamt bzw. die Umweltbehörden der 

Bundesländer stellen regionalisierte Immissions-
daten wie z. B. Ozon, Stickoxide, Schwefeldioxid und 
Feinstaub zur Verfügung. Außerdem liegen dort die 
Ergebnisse von Lärmkartierungen vor. Diese Informa-
tionen können als Eingangsdaten für eine modellba-
sierte Herleitung der Funktionen Lärm- und Immissi-
onsschutzwald dienen.

	 •	 Wasserschutz
		�  Die Informationen zu Heilquellen-, Wasser- und Über-

schwemmungsschutzgebieten, deren Zonierung und 
Ausweisungsstand werden i. d. R. von den Wasserwirt-
schaftsverwaltungen geführt. 

	 •	 Kultur- und Bodendenkmäler
		�  Für die Datenführung der Kultur- und Bodendenkmä-

ler sind die Denkmalschutzbehörden zuständig. Die 
Geodaten für den Limes werden für alle betroffenen 
Bundesländer zentral vom Landesamt für Denkmal-
pflege in Esslingen verwaltet.

	 •	 Erholung und Tourismus
		�  Für die Erstellung der Daten der Erholungswaldfunktion 

sind Informationen (z. B. von Rad- Reit-, Ski- und Wan-
derwege, Aussichtstürmen und anderen Erholungsein-
richtungen) von Interesse. Als beispielhafte Datenquelle 
soll an dieser Stelle das Touristik- und Freizeitinforma-
tionssystem (TFIS) des Landesamtes für Geoinforma-
tion und Landentwicklung (LGL) Baden-Württemberg 
aufgeführt sein. TFIS ist eine Erweiterung des AAA-Mo-
dells und verknüpft Freizeitinformationen mit Objekten 
des ATKIS Basis-DLM. Es ist die Datengrundlage für die 
Erstellung von analogen Freizeitkarten.

	 •	 Wildschutzgebiete
		�  Die Geodaten der Wildschutzgebiete werden i. d. R. von 

den Unteren Jagdbehörden geführt. In der Rechtsver-
ordnung ist der jeweilige Schutzzweck erläutert.
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Die Auswertung der Flächensumme mehrerer Waldfunktionen 
kann je nach Kontext auch überlagerungsbereinigt erfolgen. 
Hierzu sind die verschiedenen Waldfunktionen in einem Daten-
satz zu vereinigen und eine planare Topologie zu erstellen.

Ein weiteres Beispiel für die Analyse auf räumliche Verwaltungs-
einheiten ist die Integration der Waldfunktionen in forstliche Un-
ternehmensanwendungen. Räumliche Bezugseinheiten können 
beispielsweise Flurstücke oder Waldbestände der Forsteinrich-
tung sein. Pro Flurstück oder Bestand wird dann die Flächenbi-
lanz pro Waldfunktion aufgelistet (siehe Abbildung 13).

4.5	 Analyse der Waldfunktionen

Eine häufig nachgefragte Auswertung ist die Erstellung von 
Flächenbilanzen der Waldfunktionen bezogen auf verschie-
dene räumliche Verwaltungseinheiten (z. B. Revier, Forstamt, 
Landkreis, Bundesland). Die Analyse wird dabei i. d. R. auf die 
Waldfläche begrenzt und kann nach Waldeigentumsarten un-
tergliedert werden. Die Ausgabe der Analyseergebnisse kann 
in einem Report standardisiert werden (siehe Abbildung 12).

Daneben sind auch thematische Auswertungen möglich (z. B. 
Boden- und Wasserschutz für Wasserrahmenrichtlinie). 

 Abbildung 12: Report Waldfunktionen (Beispiel Niedersächsische Landesforsten).

Abbildung 11: Modellbasierte Neuausweisung der Waldfunktion Bodenschutzwald in Baden-Württemberg.
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Kartenmaßstabes sind Mindestflächengrößen zu definieren 
und ggf. flächenhafte Darstellungen durch Punktsymbo-
le zu generalisieren. Eine beispielhafte Legende sowie ein 
Kartenausschnitt sind in Abbildung 14 und Abbildung 15 
dargestellt. 

Die Signaturen der Webdienste für Waldfunktionen sollten 
ähnlich zur analogen Kartendarstellung sein und hinsichtlich 
Darstellungsgeschwindigkeit optimiert werden.

	��Webdienste
	� Geofachdaten anderer Fachverwaltungen werden zuneh-

mend über Webdienste wie z. B. Web Map Services (WMS) 
oder Web Feature Services (WFS) in forstliche IuK-Syste-
me eingebunden (z. B. Naturschutzgebiete, Nationalparke). 
Dies ermöglicht den Bezug des jeweils aktuellen Datenbe-
standes der jeweiligen Fachverwaltung. Für räumliche Ana-
lysen oder für hochwertige kartographische Ausdrucke sind 
die Geofachdaten allerdings in physikalischer Form inner-
halb der forstlichen IuK-Systeme vorzuhalten.

	� Die Geofachdaten der Waldfunktionenkartierung können 
der INSPIRE-Direktive (EUROPÄISCHES PARLAMENT UND 
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION, 2007) unterliegen, 
so dass für Dritte ein Geodatenzugang eingerichtet wer-
den muss. Die Darstellung erfolgt dann gemäß den INSPI-
RE-Durchführungsbestimmungen.

4.6	 Präsentation der Waldfunktionen

Die Geofachdaten der Waldfunktionenkartierung können an-
hand verschiedener Medien präsentiert werden:

	��Gedruckte / digitale Karte
	� Gedruckte Waldfunktionenkarten werden nach wie vor für 

verschiedenste Verwendungszwecke benötigt. Sie können 
z. B. für die Offenlegung bei der Ausweisung gesetzlicher 
Waldfunktionen verwendet werden. Aufgrund der Themen-
vielfalt der Waldfunktionenkartierung bietet es sich an, die 
Themen in Gruppen auf getrennten Fachkarten (z. B. Was-
ser, Boden, Naturschutz) darzustellen. Die Veröffentlichung 
der Karten erfolgt in der Regel in einem offiziellen TK25- 
oder TK50-Blattschnitt. Je nach Organisationsform kann 
sich die Kartenausgabe auch auf Verwaltungseinheiten wie 
z. B. Landkreise beziehen. Die Kartenproduktion kann z. B. 
in Form von PDF-Dateien (Portable Document Format) oder 
GeoTIFF-Dateien erfolgen. Dabei besteht die Möglichkeit, 
die einzelnen Waldfunktionen als Ebenen im PDF-Doku-
ment zu exportieren. Die verschiedenen Ebenen können 
wiederum in Gruppen zusammengestellt werden, so dass 
die verschiedenen Fachkarten in einer PDF-Datei veröffent-
licht werden können. Von der Überlagerungsdichte der The-
men hängt im Wesentlichen die Lesbarkeit der Karte ab. Je 
nach Datenqualität ist eine Aufbereitung der Daten im Vor-
feld der Kartenerstellung notwendig. In Abhängigkeit des 

Abbildung 13: Integration der Waldfunktionen in forstliche Unternehmensanwendungen (Beispiel FOKUS 2000 – ForstBW).
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Abbildung 14: Beispielhafte Legende der Waldfunktionenkarte aus Baden-Württemberg.

Abbildung 15: Ausschnitt aus einer Themenkarte Natur. (Geobasisdaten © LGL, www.lgl-bw.de).
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weise bizarren, windgeformten Bäumen bedingen eine hohe 
Frequentierung der Küstenschutzwälder von Erholungssu-
chenden. Küstenschutzwälder erfüllen daher i. d. R. gleich-
zeitig eine besondere Erholungsfunktion.

Enge funktionale Zusammenhänge können vor allem zwi-
schen lokalen Immissionsschutzwäldern mit Sicht- und 
Lärmschutzwäldern auftreten, insbesondere wenn ein lo-
kaler Emittent vorliegt. Zwischen Klima- und Immissions-
schutzwäldern können ebenfalls Synergien auftreten. Auf die 
Erholungswirkung können sich Immissionsschutz-, Sicht-
schutz- und Klimaschutzwälder unmittelbar positiv auswir-
ken, indem sie die Luftqualität und das Lokalklima beein-
flussen und die Sicht auf bauliche Anlagen o. ä. verdecken. 
Auch Lärmschutzwälder können sich auf die Erholungswir-
kung positiv auswirken, indem sie die Geräuschbelastung in 
angrenzenden Erholungswäldern herabsenken. 

Die Ausweisung von Erholungswald kann sich auf Natur- und 
Kulturschutzziele positiv auswirken. Eine intensive Erholungs-
nutzung kann eine Steigerung der Identifikation mit einer Land-
schaft und ihren Kultur- und Naturschutzgütern bewirken. Dies 
kann deren Erhalt fördern (z. B. Rotwildpark Stuttgart). Maß-
nahmen, die die Erholungsfunktion optimieren, dienen häufig 
dem Natur- und Landschaftsschutz: z. B. Verbesserung der 
Waldästhetik, Anlage von Waldinnen- und -außenrändern, För-
derung und Erhaltung von Alt- und Totholz sowie Laubholzan-
reicherung und Erhöhung der Baumarten- und Strukturvielfalt.

5.2	 Konflikte

Bodenschutzwälder werden in der Regel mit dem Ziel größt-
möglicher Stabilität dauerwaldartig bewirtschaftet. Daher 
sind Konflikte eher selten, können aber beispielsweise zur 
Erholungsfunktion (s. u.) oder mit dem Naturschutz vorkom-
men. Zu Konflikten mit dem Naturschutz kann es kommen, 
wenn aus Gründen des Artenschutzes zum Beispiel lichte 
Waldstrukturen gefordert sind.

Immissionsschutzwälder sind gegenüber anderen Nutzungs-
arten mit erhöhten Stoffeinträgen verbunden. Bei Überschrei-
tung der kritischen Frachten (Critical Loads) können die Bo-
den- und die Wasserschutzfunktion beeinträchtigt werden.

Zur Erzielung der besonderen Lärmschutzfunktion ist ein 
hoher Nadelbaumanteil günstig. Hieraus kann ein Zielkon-
flikt zu Naturschutzfunktionen resultieren.

Der Wald erfüllt meist mehrere Funktionen auf dersel-
ben Fläche, ohne dass gravierende Zielkonflikte entstehen. 
Durch das Vorhandensein von Schutz- und Erholungsfunk-
tionen kann es zusätzliche Anforderungen an die Pflege und 
Bewirtschaftung des Waldes geben.

Die Waldfunktionenkartierung erfasst alle Schutz- und Erho-
lungsfunktionen, unabhängig davon, ob sich Synergien oder Ziel-
konflikte daraus ergeben. In Einzelfällen sind Konflikte möglich, 
die auf der Ebene der forstlichen Betriebsplanung (Forstein-
richtung) und Bewirtschaftung vor Ort berücksichtigt und gelöst 
werden sollen. Ebenso können aber auch zwischen einzelnen 
Funktionen synergetische Effekte auftreten. Im Folgenden wer-
den beispielhaft einige potenzielle Synergien und Zielkonflikte 
zwischen Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen aufgezeigt.

5.1	 Synergien 

Bodenschutzwälder können sich auf die Schutzwirkung an-
derer Waldfunktionen positiv auswirken. Sie dienen in ho-
hem Maße auch dem Wasserschutz, weil sie in steilen Lagen 
den Oberflächenabfluss reduzieren. Auch mit dem Natur-
schutz können Synergien bestehen, weil Bodenschutzwälder 
wenig erschlossen sind und in der Regel nur extensiv be-
wirtschaftet werden. So können sie beispielsweise störungs-
empfindlichen Tierarten als Rückzugsgebiet dienen. Auf den 
exponierten Standorten können außerdem seltene Pflanzen 
vorkommen. Auch für Erholungssuchende können sie wegen 
ihrer exponierten Lage und oft reichen Waldstrukturen land-
schaftlich reizvoll und interessant sein.

Lawinenschutzwälder erfüllen in der Regel mehrere wichtige 
Funktionen für andere Schutzzwecke: Für den Bodenschutz, 
weil sie auf steilen erosionsgefährdeten Hängen stocken. Für 
den Hochwasserschutz, weil sie den Oberflächenabfluss ver-
mindern. Außerdem gehören sie zu den besonders wertvollen 
Lebensräumen des Alpenraumes und spielen damit auch eine 
wichtige Rolle für den Naturschutz. An Schwerpunkten der Er-
holung und entlang viel begangener Wege kommt die Bedeutung 
für die Erholungsfunktion hinzu. Darüber hinaus kann Lawinen-
schutzwald auch das Landschaftsbild aufwerten, beispielsweise 
wenn dieser eine andere Bestockung bzw. Landnutzungsform in 
einer Landschaft darstellt und so das Landschaftsbild abwechs-
lungsreicher gestaltet ist. 

Der ohnehin attraktive Grenzbereich zum Meer und der be-
sondere ästhetische Wert der Küstenwälder mit ihren teil-

5	 Potenzielle Synergien und Zielkonflikte zwischen 			 
	 Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen 
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	��Schutz vor Störungen sensibler Landschaftsbereiche, wert-
voller Biotope und Bereiche mit Vorkommen störungsemp-
findlicher, seltener Arten, naturkundlicher Besonderheiten 
und von Hauptwildeinständen durch Information und Maß-
nahmen zur Lenkung von Erholungssuchenden

	��Beachtung der jeweiligen Gebote und Verbote in ausgewie-
senen Schutzgebieten und ggf. Erleichterung ihrer Umset-
zung durch Hinweisschilder 

	��Attraktivitätssteigerung alternativer Flächen für Erho-
lungssuchende (z. B. Wegeführung, Waldgestaltung, Infra-
struktur)

Die starke Frequentierung des Waldes durch Erholungssu-
chende kann im Widerspruch zu anderen Waldfunktionen  
(z. B. Bodenschutz-, Küstenschutz- und Naturschutzfunktion) 
stehen. Zu der Erholungsfunktion können gegebenfalls Kon-
flikte auftreten, da die Bestockung in Bodenschutzwäldern 
nicht zum Bau von Wegen, von Erholungseinrichtungen oder 
zur Schaffung von Sichtachsen zurückgenommen werden 
können und ggf. trittempfindliche Standorte von der Betre-
tung ausgeschlossen werden können. Bei sehr hoher Fre-
quentierung besteht die Gefahr, dass durch die Betretung der 
Waldflächen Boden- und Vegetationsschäden entstehen, die 
die Küstenschutzfunktion der Wälder beeinträchtigen können. 
Es bieten sich hier Möglichkeiten zur Vermeidung oder Minde-
rung von Konflikten an u. a. durch:
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Wälder werden zukünftig nur dann weiterhin ihre Schutz- und 
Erholungsfunktionen erfüllen können, wenn sie den Verände-
rungen des Klimawandels angepasst sind bzw. durch wald-
bauliche Maßnahmen zu stabilen Waldökosystemen entwi-
ckelt werden. 

Flächige Ausfälle von Baumarten aufgrund von Klimaände-
rungen sind in Schutzwäldern ein Risiko. Hinweise für die 
jeweils geeignete Baumartenwahl geben die natürlichen 
Waldgesellschaften jener Gebiete, in denen schon heute die 
klimatischen Verhältnisse herrschen, wie sie in Zukunft in den 
heute noch kühleren Regionen erwartet werden. Standorthei-
mische und gegebenenfalls bewährte fremdländische Bau-
marten werden am ehesten den künftigen Risiken gewachsen 
sein. Der Waldumbau kann allerdings nur gelingen, wenn der 
Wildverbiss die Verjüngung ohne Schutzmaßnahmen zulässt.

Im Folgenden werden einige Hinweise für die weitere Bedeu-
tung und Behandlung von Schutz- und Erholungswäldern im 
Rahmen des Klimawandels gegeben:

Für die Funktionalität von Wasserschutzwäldern sind vor al-
lem Veränderungen der Böden und Waldbestände zu beach-
ten. Durch verstärkte Humusmineralisation und häufiger 
auftretende Starkniederschläge kann die Filterfunktion der 
Wasserschutzwälder beeinträchtigt werden, was erhöhte Auf-
wendungen bei der Trinkwasseraufbereitung zur Folge haben 
kann. Das Auftreten von Bestandeslücken kann außerdem die 
günstigen Wirkungen beispielsweise für den Wasserrückhalt 
(Verzögerung des Wasserabflusses und Dämpfung von Hoch-
wasserspitzen) einschränken. Daher ist ggf. der Umbau zu 
standortgemäßen, naturnahen Mischwäldern mit klimastabi-
leren Baumarten - auch unter Beteiligung bewährter fremd-
ländischer Baumarten – eine geeignete Maßnahme um Risiken 
durch den Klimawandel entgegen zu wirken (Reif et al., 2011).

Für Bodenschutzwälder ist ein intakter Waldzustand entschei-
dend für die Erfüllung seiner Schutzfunktion. Beispielsweise 
erhöhen Lücken im Bestand, wie sie durch Windwürfe oder 
Borkenkäfer hervorgerufen werden, die Gefahr von oberflä-
chennahen Rutschungen (RICKLI et al., 2002; RICKLI et al., 
2004), Lawinen und von Hochwässern (FREHNER et al., 2005). 
Ihre Stabilität im Klimawandel ist daher von entscheidender 
Bedeutung, ggf. sind Waldumbaumaßnahmen zu treffen. 

Auch bei Lawinenschutzwäldern muss die Waldbewirtschaf-
tung so angepasst werden, dass Risiken durch den Klimawan-
del gemindert werden. Wie bereits oben erwähnt, ist die in den 

Der Klimawandel beeinflusst teilweise schon heute die Er-
füllung einiger Waldfunktionen. Der Einfluss wird zukünftig 
wahrscheinlich weiter zunehmen (u. a. EEA, 2012; Lindner et 
al., 2010). Dies kann, je nach Funktion, unterschiedliche Fol-
gen haben, etwa eine größere Bedeutung einzelner Funktio-
nen, veränderte Behandlungsanforderungen oder eine räum-
liche Verschiebung der aktuell kartierten Funktionen.

Als Folgen des Klimawandels werden höhere Durchschnitts- 
temperaturen, veränderte Niederschlagsverteilungen, ein 
Anstieg des Meeresspiegels und ein häufigeres Auftreten von 
extremen Witterungsereignissen, beispielsweise länger an-
haltende Hitzeereignisse, prognostiziert (u. a. EEA, 2012). Vor 
allem die Zunahme von Hitzeperioden, bei anhaltend hohen 
Emissionen von Vorläufersubstanzen (insbesondere Stickoxi-
de), wird zu einem weiteren Anstieg der Ozonkonzentration in 
bodennahen Luftschichten führen (Baumgarten et al., 2012).

Insbesondere auf Böden werden Auswirkungen durch den 
Klimawandel prognostiziert. Die Humusmineralisation wird 
durch einen Temperaturanstieg beschleunigt (Prietzel & 
Christophel, 2013). Häufiger auftretende Starkniederschläge 
verstärken den Bodenabtrag und gleichzeitig wird die Ausfil-
terung von im Wasser enthaltenen Schadstoffen durch den 
Waldboden beeinträchtigt. Zudem wird durch die erwarteten 
tendenziell geringeren Niederschlagsmengen die Problema-
tik einer geringen Grundwasserneubildungsrate insbesonde-
re in den niederschlagsarmen, mehr kontinental geprägten 
Gebieten mit geringen Sickerwasserraten an Bedeutung ge-
winnen.

Die Wälder an sich werden außerdem durch den Klimawan-
del einem höheren Risiko ausgesetzt: Es wird prognostiziert, 
dass die Häufigkeit von Sturmereignissen und die Waldbrand-
gefahr steigt (Lindner et al., 2010). Außerdem können stärkere 
Trockenheit sowie steigende Ozonbelastungen die Wälder in 
ihrer Vitalität schwächen, wodurch sie anfälliger gegenüber 
Schädlingen oder Extremereignissen werden (Baumgarten 
et al., 2012; BINDER 2007). Auch eine zuwachsbegrenzende 
Wirkung durch Ozon an Waldbäumen ist bereits nachgewie-
sen (BAUMGARTEN et al., 2012). Durch die Trockenheit ist 
besonders die Fichte gefährdet, vor allem, weil Wärme Bor-
kenkäferbefall begünstigt (KÖLLING et al., 2007). Selbst in den 
Alpen, in denen die Fichte natürlich vorkommt, wird ein Vor-
dringen der Borkenkäfer in höhere Lagen beobachtet. Auch 
andere Baumarten leiden unter einer Reihe von Schädlingen, 
deren Virulenz im Hinblick auf den Klimawandel erst noch be-
wertet werden muss (PETERCORD et al., 2009).

6	 Klimawandel und Waldfunktionen
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Die Auswirkungen des Klimawandels auf Standortsfaktoren 
führen nicht nur für Bäume zu einer Veränderung der Um-
weltfaktoren, sondern auch für andere Pflanzen- und Tier-
arten (EEA 2012). Dadurch wird es zu einer Veränderung des 
Arteninventars in den Wäldern kommen. Dies kann aus Sicht 
des Natur- und Landschaftsschutzes sowohl positiv als auch 
negativ sein (Dempe et al., 2010 a, b; BfN 2006; BfN, 2004). 

Im Zuge des Klimawandels gewinnen Wälder zum Schutz der 
Genressourcen zunehmend an Bedeutung. Die natürliche An-
passungsfähigkeit der Waldökosysteme ist beschränkt und 
vom Ausmaß und der Geschwindigkeit der Klimaveränderun-
gen abhängig. Eine Anpassung des Waldes an das künftige 
Klima erfordert deshalb die Ausschöpfung aller forstgene-
tischen Ressourcen der Wälder. Die zugelassenen Erntebe-
stände, Samenplantagen und forstlichen Generhaltungsob-
jekte beherbergen das aus ökonomischer und ökologischer 
Sicht wertvollste Vermehrungsgut und forstgenetische Poten-
zial. Eine langfristige Erhaltung und gezielte Nutzung insbe-
sondere dieser Populationen ist deshalb unabdingbar. 

Wird in Wäldern zu Forschungszwecken der Effekt des Kli-
mawandels auf Baumarten oder Baumartenkombinationen 
untersucht, so kommt den Forschungsflächen eine besonde-
re Bedeutung zu, um künftige waldbauliche Maßnahmen für 
Schutzwälder und andere Wälder zu entwickeln. 

Durch den Klimawandel werden sich die Rahmenbedingungen 
für Erholung und Tourismus erheblich verändern. Die poten-
ziellen Auswirkungen betreffen im Wesentlichen vier Aspekte: 
Attraktivität und Destinationswahl; Reiseformen und touristi-
sche Aktivitäten; touristische Infrastruktur; Ökosystemfunk-
tionen und ökosystemare Dienstleistungen (SCHUCHARDT, 
WITTIG & SPIEKERMANN, 2011). Im Hinblick auf die sich 
verändernden Klimabedingungen wird die gesundheitliche 
Bedeutung von Wäldern insbesondere in Ballungsgebieten 
weiter zunehmen, da sie als naturnahe Umgebung Erholung 
ermöglichen und bspw. an Hitzetagen als Rückzugort genutzt 
werden können.

 

Bergwäldern dominierende Fichte einem erhöhten Borkenkä-
ferrisiko ausgesetzt. Die Schadinsekten dringen in Hochlagen 
vor, die noch vor Jahrzehnten wegen ihrer kühlen und feuch-
ten Witterung als weitgehend sicher galten. Hinzu kommt ein 
wachsendes Windwurfrisiko, das die Borkenkäferproblema-
tik noch verstärkt. Dem kann nur durch einen konsequenten 
Waldschutz und eine mittel- bis langfristige Verjüngung der 
Schutzwälder hin zu kleinflächig wechselnden und mehr-
schichtigen Strukturen begegnet werden. 

Die Küstenschutzwälder werden durch die Auswirkungen der 
globalen Klimaerwärmung in ihrem Bestand bedroht. Der 
prognostizierte Anstieg des Meeresspiegels und die Zunah-
me von extremen Wetterereignissen mit Stürmen, Sturm-
fluten oder Starkregen stellen eine Herausforderung für die 
Walderhaltung an der Küste dar. Im Küstenschutzwald an 
den Flachküsten wird es tendenziell häufiger zu Salzwasser- 
überflutungen kommen. Vor allem an den Steilküsten ist mit 
einer Verstärkung der Küstenabtragung zu rechnen, so dass 
dort die Waldgebiete allmählich schrumpfen. Der verbleiben-
de Küstenschutzwald hat kaum Zeit, seewärts einen intakten, 
stufigen Waldrand auszubilden. Die Bewirtschaftungsmaß-
nahmen im Küstenschutzwald sind darauf auszurichten, ein 
stabiles Waldgefüge mit Beteiligung möglichst vieler Baum- 
bzw. Straucharten zu erhalten.

Klimaschutzwald, dessen Ziel es ist, das lokale bzw. regionale 
Klima zu verbessern bzw. zu schützen, kann mit seiner aus-
gleichenden Funktion im Zuge des Klimawandels an Bedeu-
tung gewinnen, z. B. auch für landwirtschaftliche Flächen in 
waldarmen Gebieten. 

Immissionsschutzwälder können eine zunehmende Bedeu-
tung durch Folgen des Klimawandels erhalten. Sowohl in Ge-
bieten mit steigenden Ozonkonzentrationen in bodennahen 
Luftschichten als auch in Gebieten mit steigenden Staubbe-
lastungen in der Luft wird die Bedeutung von regionalen Im-
missionsschutzwäldern zunehmen.
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Anhang	1
Flächen mit bestehender und geplanter Rechtsbindung in der WFK

Funktionen B BW BY BR HH1 HE MV NDS NRW RP SN SL1 ST SH TH

Naturschutzgesetz

Nationalparke a a a a a a (a) a a a

Biosphärenreservate v a a a a a a a a

Naturschutzgebiete a a a a a a a a a a a a a a a

Landschaftsschutzgebiete a a a a a a a a a a a a a a* a

Naturdenkmale a a (a) a (a) a a a a a a a a* a

Geschützter Landschafts- 
bestandteil

a (a) a (a) a a a a* a

Geschützte Biotope  
nach NatSchG

a a a v a a a a a a* a

Artenschutzgebiete/  
Biotopverbundflächen

a a a

Naturparke a a a a a a

Natura 2000 Gebiete a a a a a a (a)

Wasserschutzgesetz

Wasserschutzgebiete a a, v a a a a, v a a a a/v a a a a* a

Heilquellenschutzgebiete a, v a a, v a a a a/v a a a

Überschwemmungsgebiete v a, v a a a a, v a a a a a a a

Wasservorbehaltsgebiete a

Hochwasserent- 
stehungsgebiete

a (a)

Landeswaldgesetz

Schutzwälder (inkl.  
Bannwald BY u. HE)

a a a a a a, v a (a) a (a)

Naturwaldreservate (Bann- u. 
Schonw. BW, Waldschutzgeb., 
Naturwaldz. NRW u. ST)

a a a a a a a a a a a a a

Erholungswälder a a (a) a a a a (a) a a a* a

Bodenschutzwälder a a a (a) a a a* a

Biotopschutzwälder (BW u. RP) a a

Schutzwälder gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen

a (a) a a

Küstenschutzwälder

Nach anderen Gesetzen (Jagd-, Straßen,- Denkmalschutz u. a.)

Wildschutzgebiete/  
-schongebiete

a a a (a) a a a

Straßenschutzwälder a a (a) a a

Denkmalschutzgebiete/ Kultur-
denkmale

a (a) (a) a a a a a a a a* (a)

Bergbauschutzgebiete
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Anhang	2
Flächen ohne bestehende Rechtsbindung in der WFK

Funktionen B BW BY BR HH1 HE MV NDS NRW RP SN SL1 ST SH TH

Natur – Landschaft

Schutzwürdige /  
wertvolle Biotoperein

x x x x x x

Geologisch interessante  
Naturgebilde x x x x

Landschaftsprägende  
Waldbestände x x x x

Gesamtökologie

Klein- / Restwaldflächen x x x x

Ökologisch wertvolle  
Waldflächen x x x

Sonstige schutzwürdige Flächen x

Wälder auf Renaturierungsflächen x x

Waldfrei zu haltende Flächen x x

Historisch wertvolle Waldbestände x x x x x x x x

Europäische Vogelschutz- 
gebiete, FFH-Gebiete x x x x x3 x x

Altholzinseln x

Kernflächen x

Wasser

Wasserwirtschaftlich  
schutzbedürftige Flächen x x x x x

Überschwemmungsgebiete  
(faktisch) x x x

Klima-, Sicht-,  
Immissionsschutz

Wälder mit Klimaschutz- 
funktion I (lokal) x x x x x x x x x x

Wälder mit Klimaschutz- 
funktion II (regional) x x x x x x x x

Wälder mit Immissions- 
schutzfunktion I (lokal) x x x x x x x x x2 x

Wälder mit Immissions- 
schutzfunktion II (regional) x x x x x x

Wälder mit Lärmschutzfunktion x x x x x x x x x x x

Wälder mit Sichtschutzfunktion x x x x x x x x x x x

Wälder mit Schutzfunktion  
gegen Waldbrand x x x x

Straßenbegleitwälder x x
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Bodenschutz

Wälder mit Bodenschutz-/  
Anlagenschutzfunktion x x x x x x x x x x

Lawinenschutzwälder x x

Küstenschutzwälder x

Forschung, Lehre, Kultur

Forstwissenschaftliche  
Versuchsflächen x x x x x x x x x x x x

Waldflächen für forstliche  
Inventuren x x

Boden-, Kulturdenkmale x (x) x x x x x x x

Forstliche Genressourcen x x x x x x x x* x

Friedwald x x x

Saatgutbestände x x x x x x x

Erholung

Wälder mit Erholungsfunktion 
Stufe I x x x x x x x2 x x x x x* x

Wälder mit Erholungsfunktion 
Stufe II x x x x x x x2 x x x x x

Wälder mit Erholungsfunktion 
Stufe III x

Erholungsschwerpunkte x x x x x

Anerkannte Heilbäder Kur- oder 
Erholungsorte x x

hochproduktive Wälder  
(besondere Nutzfunktion /  
Ressourcenschutz)

x

Legende: 1 = Datenstand 2003; x = wird in WFK dargestellt; (x) = derzeit noch nicht mit Flächen belegt;  
x* = im Sachdatensatz FE ohne kartographische Darstellung; x2 = keine Stufeneinteilung; x3 = als Naturschutzgebiete ausgewiesen
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